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Einleitung. 


Das  Gemeindegesetz  vom  Jahre  1849  bestimmte  im  Artikel  I : 
„Die  Grundfeste  des  freien  Staates  ist  die  freie  Gemeinde“,  und 
brachte  hiermit  die  unbedingte  Gemeiudefreiheit  zum  Ausdruck. 

Wenn  sich  nun  auch  die  bald  wieder  einsetzende  Reaktion 
auf  einen  gegenteiligen  Standpunkt  stellte,  so  schlug  doch  das 
Gemeindegesetz  vom  Jahre  1862  wieder  freiheitlichere  Bahnen  ein, 
und  als  dann  das  Staatsgrundgesetz  vom  21.  Dezember  1867  die 
Regelung  des  Gemeindewesens  nahezu  ausschliesslich  den  Ländern 
überliess,  erhielten  allmählich  eine  grössere  Anzahl  von  Städten 
— so  auch  die  steiermärkische  Landeshauptstadt  mit  dem  Landes- 
gesetze vom  8.  Dezember  1869  — eigene  Gemeindeordnungen,  in 
welchen  ihre  unmittelbare  Unterordnung  unter  die  Landesvertre- 
tungen und  die  politischen  Landesstellen  ausgesprochen  wurde. 

Mit  der  Verleihung  der  „Autonomie“  war  nun  wohl  eine 
grössere  wirtschaftliche  Selbständigkeit  verbunden,  und  auch  der 
Wirkungskreis  der  Städte  erweiterte  sich,  insbesonders  in  Folge 
ihrer  neuen  Stellung  als  politische  Behörden  I.  Instanz  ganz  we- 
sentlich, anderseits  aber  geschah,  obwohl  die  Regierung  die  Er- 
weiterung der  Selbstverwaltung  dazu  benützte,  den  Staatshaushalt 
finanziell  zu  entlasten,  nichts,  um  das  städtische  Finanzwesen  durch 
Ausgestaltung  und  Umbildung  den  geänderten  Verhältnissen  an- 
zupassen. 

Die  Folgen  dieser  Unterlassung  machten  sich  denn  auch  recht 
bald  bemerkbar,  Schwierigkeiten  finanzieller  Natur  traten  immer 
mehr  in  den  Vordergrund,  bis  sie  endlich  ganz  die  Tagesordnung 
beherrschen. 

Wenn  nun  im  Folgenden  versucht  wird,  die  Entwicklung  der 
Finanzwirtschaft  einer  grösseren  österreichischen  Stadt  darzustellen, 
so  geschieht  dies,  um  MateriaU)  für  weitere  Untersuchungen  zu 

1)  Das  Material  zu  dieser  Arbeit  musste  den  Rechnungsabschlüssen  selbst 
entnommen  werden,  da  Graz  weder  ein  statist.  Amt  besitzt,  noch  auch  sonst 
systematische  Darstellungen  seiner  Finanzwirtschaft  veröffentlicht. 
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liefern.  Möchte  endlich  auch  in  der  Fachliteratur  dem  städtischen 
Finanzwesen  im  allgemeinen,  und  dem  Finanzwesen  der  Grosstadte 
im  besonderen  jene  Aufmerksamkeit  zugewendet  werden,  welche 
dasselbe  nicht  nur  mit  Rücksicht  auf  seine  Wichtigkeit  für  die 
Städte  selbst,  sondern  auch  mit  Rücksicht  auf  seine  Bedeutung 
für  das  Gesamtwohl  längst  verdient. 

Die  steiermärkische  Landeshauptstadt  entwickelte  sich  stetig 
und  gleichmässig  und  auch  das  Gesamtbild  der  Bevölkerung  hin- 
sichtlich der  verschiedenen  Bevölkerungsklassen  veränderte  sich 
nicht  wesentlich.  Den  Grundstock  bildet  die  breite  Mittelklasse 
und  in  ihr  wieder  ein  verhältnismässig  hoher  Prozentsatz  der  auf 
festes  Einkommen  angewiesenen  Personen.  Grosse  Industrien  und 

daher  auch  grosse  Arbeitermassen  fehlen. 

Die  Stadt  hatte  1880  97.791  Einwohner 

1866  74.129  Einwohner  1890  112.069  „ 

1870  81.119  „ 1900  138.080  „ 

einschliesslich  des  4—5000  Mann  zählenden  Militärs.  Gegenwärtig 
wird  die  Einwohnerzahl  mit  rund  145.000  berechnet. 

Die  Gemeindeordnung  vom  Jahre  1869  bestimmt,  dass  die 
Gesamtvertretung  der  Stadt,  der  Gemeinderat,  aus  48  von  den 
Gemeindebewohnern  auf  drei  Jahre  gewählten  Mitgliedern  zu  be- 
stehen habe,  und  dass  die  Leitung  der  Gemeinde  dem  aus  der  Mitte 
des  Gemeinderats  auf  3 Jahre  gewählten  Bürgermeister  i)  obliege. 

Die  Gemeindeangelegenheiten  besorgt  der  Gemeinderat  ent- 
weder selbst  oder  durch  den  Stadtrat.  Den  Stadtrat,  das  unmittel- 
bar verwaltende  und  vollziehende  Organ  der  Gemeinde,  bilden  der 
Bürgermeister  (im  Falle  der  Verhinderung  dessen  Stellvertreter) 
als  Vorsitzender,  Mitglieder  des  Gemeinderates,  welche  derselbe 
aus  seiner  Mitte  auf  ein  Jahr  wählt,  und  die  angestellten  Referen- 
ten, die  Stadträte. 

Hinsichtlich  des  Wirkungskreises  wird  eiu  selbständiger  und 

ein  übertragener  unterschieden. 

Der  selbständige  Wirkungskreis  umfasst  insbesonders  die  freie 

Verwaltung  des  Gemeindevermögens,  die  Handhabung  der  gesam- 

1)  Eine  Wiederwahl  nach  Ablauf  der  dreijährigen  Funktionsdauer  ist 
möglich.  Das  Amt  des  Bürgermeisters  ist  ein  Ehrenamt.  Derselbe  erhält  daher 
auch  keine  Besoldung,  sondern  nur  zur  Bestreitung  des  mit  seiner  Stellung 
verbundenen  Aufwandes  eine  Funktionsgebnhr  von  lO.OüO  K und  einen  Dispo- 
sitionsfond von  3000  K jährlich. 
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ten  Lokalpolizei  — die  Sorge  für  die  Sicherheit  der  Person  und 
des  Eigentums,  die  Strassenpolizei,  Lebensmittelpolizei,  Gesund- 
heitspolizei, Gesinde-  und  Arbeiterpolizei,  Sittlichkeitspolizei,  die 
Baupolizei  und  die  Feuerpolizei  — , das  Armenwesen  und  den  durch 
das  Gesetz  eingeräumten  Einfluss  auf  das  Schulwe.sen. 

Der  übertragene  Wirkungskreis  umfasst  die  durch  allgemeine 
Gesetze  und,  innerhalb  derselben,  durch  Landesgesetze  bestimmte 
Verpflichtung  zur  Mitwirkung  für  Zwecke  der  öffentlichen  Ver- 
waltung. Im  übertragenen  Wirkungskreise  hat  die  Gemeinde  ins- 
besonders alle  Geschäfte  der  politischen  Verwaltung  innerhalb 
ihres  Bezirkes  zu  besorgen. 

Gegen  Beschlüsse  des  Gemeinderates  geht  die  Berufung  in 
Angelegenheit  des  selbständigen  Wirkungskreises,  insoweit  eine 
solche  zulässig  ist,  an  den  Landesausschuss,  in  Angelegenheit  des 
übertragenen  Wirkungskreises  geht  dieselbe  sowohl  gegen  Be- 
schlüsse des  Gemeinderates,  als  auch  gegen  Verfügungen  des  Stadt- 
rates an  die  Statthalterei. 
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I.  Abschnitt. 

Verwaltung  im  allgemeinen. 

Der  mit  der  Selbstverwaltung  verbundene  grössere  Wirkungs- 
kreis bedingte  naturgemäss  auch  einen  grösseren  Verwaltungs- 
apparat und  in  weiterer  Folge  erhöhte  Verwaltungskosten.  Diese 
stiegen  von  248.905  K im  Jahre  1870  auf  1.568.309  K im  Jahre 
1903,  von  3'19  K auf  11*12  K pro  Kopf  der  Bevölkerung. 
21*30/0  der  gesamten  ordentlichen  Ausgaben,  mehr  als  1/3  der  ge- 
samten Steuereingänge  mussten  im  Jahre  1903  für  die  Verwaltung 
verwendet  werden,  eine  Tatsache,  die  wohl  Beachtung  verdient, 
auch  wenn,  wie  die  Tabelle  zeigt,  dieses  hohe  Erfordernis  nicht 
eine  Erscheinung  der  jüngsten  Zeit  ist. 

Der  enorm  hohe  Verwaltungsbedarf  wird  in  erster  Linie  be- 
dingt durch  die  Besorgung  der  Agenden  des  übertragenen  Wir- 
kungskreises, insbesonders  durch  die  Besorgung  der  politischen 
Geschäftsführung  I,  Instanz.  Diese  Agenden  absorbieren  nach 
angestellten  Berechnungen  in  Graz  1/3  der  gesamten  Verwaltungs- 
kosten. Und  wie  in  Graz,  so  auch  anderwärts. 

Es  bilden  daher  die  Erörterungen  über  das  rapide  Anwachsen 
der  allgemeinen  Verwaltungsauslagen  auf  den  Städtetagen  eine 
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stehende  Rubrik,  und  die  ständige  Forderung  geht  dahin,  dass 
der  Staat  die  Gemeinden  für  die  Besorgung  der  Amtsgeschäfte 
der  politischen  Behörden  entschädige. 

Doch  will  es  scheinen,  als  ob  auf  diesem  Wege  für  die 
grossen  Städte  kaum  wesentliches  zu  erreichen  wäre,  denn  auch 
die  mittleren  und  kleinen  Städte,  ja  selbst  die  Dorfgemeinden  be- 
sorgen Agenden  für  die  Stadtverwaltung  und  erheben  ebenfalls 
Ansprüche  auf  Entschädigung,  so  dass  es,  um  allen  diesen  An- 
sprüchen gerecht  werden  zu  können,  Mittel  bedürfen  würde,  über 
die  auch  die  Staatsverwaltung  nicht  verfügt,  und  die  nur  auf  dem 
Wege  der  Besteuerung  aufgebracht  werden  könnten,  wobei  dann 
aber  die  Gefahr  nahe  rückt,  dass  die  „leistungsfähigeren“  Städte 
auch  für  die  Entschädigungen,  welche  den  kleinen  Gemeinden  be- 
willigt werden,  aufkommen  müssen. 

Es  darf  wohl  weiters  auch  nicht  aus  dem  Auge  gelassen 
werden,  dass  eine  Entlastung  der  Gemeinden  auch  eintreten  könnte, 
indem  die  Staatsverwaltung  eine  Reihe  von  Amtsgeschäften,  welche 
bisher  die  Gemeinden  besorgten,  selbst  übernimmt  i),  ein  Weg, 
der  wohl  gangbar,  aber  leicht  zu  einer  Einschränkung  der  Ge- 
meindeautonomie führen  kann. 

Ein  weiteres  Petitum  der  Stadtverwaltungen  endlich  geht 
dahin,  dass  der  Staat  den  Städten  entweder  die  Einführung  eigener 
Stempelmarken,  welche  auf  den  an  die  Stadtverwaltungen  ge- 
richteten Eingaben  zu  verwenden  wären,  gestatte,  oder  ihnen  einen 
Anteil  an  den  staatlichen  Stempelgebühren,  welche  bei  Eingaben 
an  die  Gemeindeverwaltungen  zu  entrichten  sind,  überlasse. 

Diese  Forderung  wird  hier  nur  der  Vollständigkeit  halber  er- 
wähnt, Bedeutung  finanzieller  Natur  kommt  ihr  nicht  zu. 

Erfolgversprechender  dürfte  eine  zweckmässige  Aenderung 
der  inneren  Verwaltung  sein,  welche  Aenderung  freilich  nicht  eine 
einzelne  Stadt,  insbesonders  wenn  sie  Verwaltungsbehörde  I.  Instanz 
ist,  in  durchgreifender  Weise  vornehmen  kann,  denn  es  ist  hiezu 
ein  einmütiges  Zusammenwirken  der  Regierung  und  der  gesetz- 
gebenden Körperschaften  erforderlich. 

Die  Reform  der  inneren  Verwaltung  ist  schon  seit  Jahr- 
zehnten Gegenstand  des  öffentlichen  Interesses,  und  es  wird  vor- 
behaltlos zugegeben,  dass  der  gegenwärtige  Zustand  ein  durchaus 
unbefriedigender  ist.  Die  Regierung  hat  sich  denn  auch  nach 

1)  Dies  erörtert  beispielsweise  der  Artikel  „Staatsrecht  und  Steuerreclit“  von 
Dr.  Lingg  in  der  Zeitschr.  f.  Volkswirtsch.,  Sozialpolit.  u.  Verwaltg.  11.  Bd.  1902. 
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langem  Zuwarten  im  Dezember  v.  J.  entschlossen,  der  Volksver- 
tretung „Studien  zur  Reform  der  inneren  Verwaltung“  vorzulegen, 
womit  wenigstens  die  Grundlage  für  weitere  Erörterungen  ge- 
schaffen wurde. 

hiine  immerhin  wesentliche  Entlastung  von  Verwaltungskosten, 
speziell  bei  der  Stadt  Graz,  könnte  durch  Verstaatlichung  der 
Sicherheitspolizei  erreicht  werden,  wobei  die  Gemeinde  auf  ganz 
besonderes  Entgegenkommen  seitens  der  Regierung  rechnen  könnte. 
Die  Gemeindevertretung  und  mit  ihr  wohl  auch  der  überwiegende 
leil  der  Bewohnerschaft  erblickt  jedoch  in  dieser  Uebeitragung  der 
Ortspolizei  auf  den  Staat  eine  unliebsame  Beschränkung  der  kom- 
munalen Selbstverwaltung. 


Verwaltungskosten. 


Jahr 

1 

! Bezüge 
1 der 

i Beamten 
1 und 

! Kanzlei- 
! gehilfen*) 

1 

K 

Löhnung 
u.  Dienst- 
kleidung 
für  die 
Amtsdie- 
ner, Be- 
ziiksdie- 
ner  u.  für 
d.  Sicher- 
heits- 
Wachen 
K 

Ausga- 
1 hen  für 
, ausser- 
1 ordent- 
liche 
Arbeit. 
Son- 
derent- 
lohn. 
Aushlf, 
u.  s.  w, 
K 

Summe 

der 

persönlichen 

Erforder- 

nisse 

1 

K 

Sachliche 
' Amts-  u. 
Kan/lei- 
erforder- 
nisse(ein- 
schliess- 
lich  des 
Mietwer- 
tes der 
Kanzlei- 
räume) 

K 

Gesamt- 

summe 

der 

Verwal- 

tungs- 

auslagen 

K 

i 

1 

1 

Pro 
1 Kopf 
1 der 
Be- 

1 völke- 
’ rung 

K 

^ 0) 

Io 

der  or- 
dent- 
lichen 
Ge- 
samt- 
aus- 
gaben 

18t)2 

90.5021 

18.634 

2.446 

111.582 

23.322 

134.904 

2-— 

20-7 

1870 

114.528 

87.526 

5.986 

208.040 

40.865 

248.905 

3-19 

23-5 

1875: 

295.391 

163.060 

10.796 

469.247 

98.239 

567.486 

6-60 

23-5 

1880 

287.971 

169.715 

9.264 

466.950 

74.340 

541.290 

5‘75 

20-2 

1885 

328.111 

182.816 

9.458 

520,385 

104.824 

625.209 

6-19| 

18-9 

1890 

383.808 

235.991 

1 1 .590 

631.389 

119.057 

750.446 

6-95' 

16-9 

1895 

473.062 

306.347 

10.531 

789.940 

156.194 

946.134 

7-82^ 

20-4 

1900 

654.946 

475.717 

50.968 

1,181.631 

254.006 

1.435.637 

10-71 

21-2 

1903, 

726.078 

522.943 

58.469 

1,307.490 

260.819 

1,568.309 

ll-12i 

21-3 

ivine  Anstellung  im  städtischen  Dienste  ist  im  allgemeinen  von 
denselben  A orbedingungen  abhängig  wie  bei  der  Staatsverwaltung. 
Die  Anstellung  ist  in  der  Regel  eine  dauernde,  die  Entlassung 
kann  nur  in  bestimmten  in  der  Dienstesvorschrift  aufgezählten 
Fällen  auf  Grund  einer  strafgerichtlichen  Verurteilung  oder  eines 
Erkenntnisses  der  Disziplinarkommission,  welches  aber  der  Be- 
stätigung seitens  der  Gemeindevertretung  bedarf,  erfolgen. 

1)  Stadtrats-,  Konzepts-  und  Kanzleipersonal,  Stadtbauamt,  Marktkommis- 
sariat,  Stadt-  und  Steuerkasse,  Stadtbuchhaltung.  Die  Amtsgeschäfte  besorgten 
im  Jahre  1903:  Beim  Stadtratc:  49  Juristen,  120  Kanzleibeamte  und  Hilfs- 
beamte; beim  Stadtbauamte:  21  Ingenieure,  14  Techniker;  beim  Marktkomrais- 
sariate:  11  Beamte;  bei  den  Kassen  41  Beamte  und  Hilfsbeamte;  bei  der  Stadt- 
bucbhaltung  40  Beamte  und  Hilfsbeamte. 
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Eine  Pensionsvorschrift  regelt  die  Pensionsansprüche.  Das 
j Recht  auf  Pension  tritt  im  allgemeinen  nach  10-jähriger  Dienst- 

zeit ein,  doch  wird  ein  Beamter,  wenn  er  infolge  Krankheit 
dienstuntauglich  geworden,  bereits  nach  5-jähriger  Dienstzeit 
I pensionsberechtigt  und  so  behandelt,  als  wenn  er  schon  10  Jahre 

i gedient  hätte.  Voraussetzung  der  Pensionierung  ist  vor  Ablauf 

I der  Normaldienstzeit  eine  Krankheit  oder  sonstiges  Geistes-  oder 

j Körpergebrechen.  Nur  wenn  der  Beamte  das  60.  Lebensjahr  oder 

das  35.  Dienstjahr  zurückgelegt  hat,  hat  er  Anspruch  auf  unbe- 
dingte Pensionierung. 

Die  Pension  beträgt  nach  zurückgelegten  10  Dienstjahren 
40o/o  des  letzten  Gehaltes  oder  der  letztbezogenen  Löhnung  mit 
Einschluss  der  Dienstalterszulagen  und  des  Quartiergeldes,  und 
steigt  mit  jedem  Jahre  um  2%  bezw.  21/7  und  2^13%,  je  nach- 
dem zur  definitiven  Anstellung  die  Nachweisung  der  Absolvierung 
einer  Untermittelschule,  oder  einer  Obermittelschnle  mit  Maturitäts- 

1 

' Prüfung,  oder  endlich  einer  Hochschule  vorgeschrieben  ist,  sodass 

nach  40  bezw.  38  und  36  Dienstjahren  die  Pensionierung  mit  den 
vollen  Bezügen  erfolgt. 

Der  normalmässige  Ruhegenuss  eines  Beamten  darf  nicht  ge- 
ringer als  mit  dem  Betrage  von  800  K,  der  eines  Dieners  nicht 
geringer  als  mit  600  K bemessen  werden.  Dieselbe  Bestimmung 
gilt  auch  für  Witwenpensionen. 

• Endlich  sind  auch  Erziehungsbeiträge  vorgesehen  und  ein  Be- 

gräbniskostenbeitrag in  der  Höhe  des  dreifachen  Betrages  der  von 
I dem  \ erstorbenen  zuletzt  als  Gehalt  oder  Ruhegenuss  bezogenen 

! Monatsgebühr. 

Im  Jahre  1903  gelangten  zur  Auszahlung: 

a)  Pensionen  für  Beamte  und  Diener  K 1 38.352-— - 

b)  Pensionen  für  Witwen  . . . „ 74. 124- — 

c)  Erziehungsbeiträge  . . . . „ 5.932-— 

d)  Gnadengaben „ 16.802-— 

e)  Begräbniskostenbeiträge  . . . „ 6.495-  — 

Zusammen  K 241.705-— 

— 3-20/0  der  ordentlichen  Gesamtausgaben  — . 

^ Der  Anspruch  auf  Pension  hat  die  Zahlung  einer  „Diensttaxe“ 

zur  Voraussetzung.  Diese  Taxe  beträgt  bei  der  ersten  Ernennung 
ein  Dritten  des  den  Betrag  von  600  K übersteigenden  anrechen- 
baren Jahresgehaltes  oder  der  Löhnungsamt  Quartiergeld,  bei  jeder 
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folgenden  Erhöhung  des  Gehaltes  oder  der  Löhnung  oder  des 
Quartiergeldes  ein  Dritteil  dieser  Erhöhung. 

Im  Jahre  1903  wurden  21.336  K als  Diensttaxen  eingezahlt. 


Schema  für  die  Bezüge  der  Beamten. 


Rangs- 

klasse 

Ge- 

halts- 

stufe 

f Gehalt 

Quartier- 

geld 

Anspruch  auf 
Quinquennal-  bezw. 
Quadriennalzulagen 

Kronen 

Kronen 

vr 

1 

6.800 

1.200 

2 ä 

800 

V 1 

2 

6.400 

1.200 

2 ä 

800 

VTT 

1 

5.200 

1.000 

2 ä 

600 

0 

V ii 

2 

4.800 

1.000 

2 ä 

600 

VT  TT 

1 

3.800 

800 

2 ä 

400 

V ili 

2 

3.600 

800 

2 ä 

400 

TV 

1 

30Ö0 

700 

2 ä 

200 

lA. 

2 

2800 

700 

2 ä 

200 

s 

• 

X 

— 

2200 

600 

2 ä 

200 

s 

0 

XI 

1.800 

500 

2 ä 

200 

• — * 

VTT 

1 

1.600 

400 

1 zu 

200 

A.ii 

2 

1.200 

400 

1 zu 

200 

W' 

Schema  für  die  Bezüge  der  Diener. 


Klasse 

Löhnung 

Quartiergeld 

Alterszulagen 

I. 

II. 

III. 

IV. 

Wachmeister 
Wachführei- 
Wachmann  I.  Kl. 
11  44'  » 

1400 

1200 

1000 

800 

1400 

1200 

1000 

900 

30®/oder  Jahres- 
löhnuug 

1 

n 

n 

« 

n 

n 

n 

n 

1 2 Quinquennien  k 100  K 

'J  Nach  vollendetem  3.  Dienstjahr  60  K 

« . 6.  „ 120  „ 

[ . . 9.  „ 180  , 

/ M n 12.  „ 240  „ 

« 16.  „ 320  „ 

\ n „ 20.  „ 400  „ 

J 't  M 25.  500  fy 

Das  Schnlwesen. 

Erst  unter  der  Regierung  der  grossen  Kaiserin  Maria  Theresia 
wurde  die  Stellung  des  Staates  gegenüber  dem  bis  zu  jener  Zeit 
ganz  unter  kirchlichem  Einflüsse  stehenden  Schulwesen  präzisiert 
und  von  der  Regierung  die  Leitung  und  Oberaufsicht  der  Schulen 
in  Anspruch  genommen.  Bekannt  ist  der  Ausspruch  der  Kaiserin: 
„Das  Schulwesen  ist  und  bleibt  allzeit  ein  politicum“. 

Durch  die  Schulordnung  vom  Jahre  1774  wurde  diesem  Grund- 
sätze Geltung  verschafft.  Nach  derselben  waren  die  Gemeinden 
und  Dominien  zur  Errichtung  sowie  Erhaltung  der  Volksschulen 
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verpfliclitet,  und  sollten  auch  die  Lokalschnifonde,  denen  unter 
andern  eine  Verlassenschaftstaxe,  Lustharkeitsabgaben,  Interkala- 
uen  der  geistlichen  Benefizieii  u.  a.  m.  überwiesen  wurden,  zu  den 
Lifordeinissen  für  die  Schulen  beitragen. 

c t 1-^r‘^c  1787  wurde  dann  das  ge- 

setzliche Schiilpatronat  begründet,  indem  der  Inhaber  des  Pfarr- 

Vn  ks?r*i  ‘'u"  i'"'*"  einer  direktivmässigen 

\ 0 k schule  verpflichtet  sein  sollte,  als  nicht  andere  Faktoren  die 

bchullast  iibernalimeu.  Doch  war  diese  Verpflichtung  des  Schul- 
patrons keine  ausschliessliche,  Grundobrigkeit  und  Gemeinde  hatten 

ScIiuIvpT gingen  in  die  politische 
.cl  uherfassung  von  180a  über  und  blieben  bis  zum  Jahre  1848 

fast  ohne  Aenderung  in  Kraft. 

,,.p  ?“r‘‘  «ies  Untertänigkeitsverhältiiisses  entfielen 

zuerst  die  Beiträge  der  Grundobrigkeit,  und  auch  viele  Patrone 

rheraOn  l‘r  i'  'ie'-  Schule  zu  entziehen, 

dahei  allmählich  die  ganze  Schnllast  auf  den  Gemeinden  ruhte. 

uich  eine  Reihe  von  Landesgesetzen  wurde  dann  die  Her- 

Stellung  und  Erhaltung  der  Schullokalitäten  und  ihrer  EinrichOiiig 

grundsätzlich  als  eine  Pflicht -der  Gemeinden  erklärt  ^ 

Deiiselbeii  Grundsatz  stellt  auch  das  Reichsvolksschulgesetz 

VoTks^^i  <iie  Kosten  des 

Volksschiiliinterrichtes  in  erster  Linie  die  Ortsgemeinden  aufzu- 

koinmen.  \V,e  weit  die  Bezirke  an  diesen  Kosten  teilnehmen,  be- 

stimmt  die  Landesgesetzgebuiig.  Das  Land  endlich  soll  für  die 

deM'w*‘'u  ■ ■‘‘»■■gc".  als  die  Mittel 

der  Gemeinde  nicht  aitsreichen.  Die  einzelnen  Landesgesetze  haben 

auf  reme  i“  P *i!''  Verteilung  der  Schiillasten 

Weise  geregel  ™''*»'>«-lener 

und  Jem  d""l  ™-i«hen  den  Gemeinden 

,01,1  ri8^  p i'T™",  " Landesgesetz  vom 

0 Juni  18, b.  Bus  dahin  hatte  die  Stadtgemeinde  Graz  fast  atis- 

schliessiich  und  allein  für  ihre  Volksschule  gesorgt-  sie  schuf  die 

erforderlichen  Schiillokalitäten  und  besoldete  die  von  ihr  ange- 

stellteii  Lehrer  Beiträge  des  Schulfondes  und  des  Patrons  linden 

wir  das  letzte  Mal  iin  Jahre  IBU.o  mit  3.027-6|i/„  Gulden  bei  einem 

Gesanitaufwande  von  22.092-8;'i'/j  Gulden. 

Beachtenswerte  Einiiahnieu  brachte  das  durch  das  Landesgesetz 
vom  J.  Aiiril  18,4  mit  1.  Oktober  1874  aufgehobene  Schulgeld. 
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Dasselbe  betrug  Ende  der  60iger  Jahre  60  Kreuzer  monatlich 
und  wurde  dann  durch  Gemeinderatsbeschluss  vom  10.  Sept.  1870 
auf  80  Kreuzer  monatlich  erhöht. 

Nunmehr  übernahm  die  Sorge  für  die  persönlichen  Schul- 
erfordernisse und  die  Lehrerernennungen  das  Land  Steiermark, 
welches  einen  jährlichen  To./^igen  Gemeindezuschuss,  berechnet  aus 
der  Vorschreibung  der  landesfürstlichen  Steuern  in  der  Gemeinde, 
zu  erhalten  hat. 

Diese  Teilung  der  Schullasten  in  persönliche  und  sachliche 
war  für  die  Stadtgemeinde  nicht  günstig,  denn  der  Gemeindezu- 
schuss überstieg  alsbald  das  Erfordernis  für  die  Besoldungen  der 
städtischen  Lehrer,  .sodass  die  Gemeinde  heute  mehr  für  das  Volks- 
schulwesen aufwendeu  muss,  als  die  städtischen  Schulen  erfordern. 

Die  Ausgaben  für  die  Schulen  steigen,  absolut  genommen, 
sehr  stark,  denn  während  im  Jahre  1870  nur  95.019  K erforder- 
lich waren,  mussten  im  Jahre  1903  746.004  K aufgebracht  wer- 
den. Im  ^ ergleich  zu  den  Gesamtausgaben  aber  blieben  sie  ziem- 
lich konstant,  9%  im  Jahre  1870  und  10«/o  vom  Jahre  1880  an 
bis  zur  Gegenwart,  Für  ein  Schulkind  wurden  im  Jahre  1870 
durchschnittlich  2(y2  K,  im  Jahre  1890  dagegen  6L7  K auf- 
gewendet, wobei  jedoch  die  wachsenden  Ausgaben  für  Schulbauten 
nicht  berücksichtigt  erscheinen. 

Der  Wert  der  Schulhäuser  betrug  laut  Vermögensinventar  im 
Jahre  1870  rund  174.000  K,  im  Jahre  1903  aber  2,850.000  K 
Trotz  dieser  gewiss  bedeutenden  Aufwendungen  wird  jedoch  in 
den  Schulbauten  ein  noch  rascheres  Tempo  eingeschlagen  werden 
müssen,  denn  eine  Durchschnittsanzahl  von  60  Kindern  auf  die 
Klasse  muss  aus  sanitären  und  pädagogischen  Gründen  als  zu 
hoch  bezeichnet  werden. 

Im  übrigen  wird  man  aber  der  Stadtgemeinde  das  Zeugnis 
nicht  versagen  können,  dass  dieselbe  nach  Kräften  bestrebt  ist, 
günstige  Schul  Verhältnisse  zu  schaffen  und  dass  sie  dem  Schul- 
wesen jene  Beachtung  schenkt,  welche  dasselbe  verdient.  Der 
Fürsorge  für  schwachbefähigte  Kinder  wird  erhöhtes  Augenmerk 
zugewendet,  für  die  körperliche  Erziehung,  für  den  Handfertig- 
keitsunterricht, für  das  Scbulgartenwesen  und  dergleichen  werden 
alljährlich  steigende  Beträge  bewilligt.  Dazu  kommen  noch  nam- 
hafte freiwillige  Beiträge  für  Privatschulen  in  der  Höhe  von 
20.000  K Jährlich.  Doch  viel  bleibt  noch  insbesonders  hinsicht- 
lich verwahrloster  und  unbemittelter  Kinder  zu  tun  übrig. 
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Die  Staatsverwaltung  trägt,  ini  Gegensätze  zu  anderen  Kultur- 
staaten, zu  den  Kosten  des  Volksschulunterrichtes  so  gut  wie 
nichts  bei.  Im  Jahre  1870  belief  sich  <lie  Summe  der  staatlichen 
Beiträge  für  die  Volksschule  in  ganz  Oesterreich  auf  172.210 
Gulden  und  nach  2 Dezennien  war  diese  Summe  erst  auf  317.621 
Gulden  gestiegen,  während  die  Selbstverwaltungen  im  Jahre  1890 
nahezu  40  Millionen  Gulden  0 für  die  \ olksschule  aufbrachten. 


Schmid  macht  diese  Passivität  der  Staatsverwaltung  dafür 
verantwortlich,  dass  der  Fortschritt  und  der  weitere  Ausbau  des 
Volksschulwesens  ernstlich  bedroht  erscheint,  die  grossen  kultu- 
rellen \ erschiedenheiten  zwischen  den  einzelnen  Ländern  perpe- 
tuiert  und  in  allen  Kronländern  schAvere  finanzielle  Kalamitäten 
über  die  meist  belasteten  Gemeinden  heraufbeschworen  werden. 


Aber  auch  für  die  Mittelschulen  mussten  die  Gemeinden  seit 
jeher  neben  den  Ländern  finanzielle  Opfer  bringen.  Insbesonders 
in  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  wurden  von  Städten  und 
Ländern  vielfach  Mittelschulen  ganz  selbständig  errichtet  und  er- 
halten, und  es  bestehen  heute  noch  viele  kommunale  Mittelschulen 
in  Böhmen,  Avährend  in  Steiermark  viele  Landesanstalten  vor- 
handen sind. 

Auch  die  Gemeinde  Graz  muss,  Avenn  sich  die  staatliche 
FnterrichtsverAvaltung  nach  langem  Zögern  und  endlosen  Unter- 
handlungen entschliesst,  eine  schon  längst  notAvendig  gewordene 


neue  Mittelschule  zu  errichten,  ganz  bedeutende  Beiträge  leisten. 
So  musste  sich  beispiehveise  die  Stadt,  um  ein  drittes  Gymnasium 
zu  erhalten,  A’erpfiichten,  die  Räumlichkeiten  zur  provisorischen 
l^nterbringuug  der  Anstalt  samt  der  erforderlichen  Einrichtung 
nebst  einer  DienerAvohnung  und  einem  eingerichteten  Turnsaal 
auf  drei  Jahre  unentgeltlich  zur  Verfügung  zu  stellen,  einen  ge- 


eigneten Bauplatz  auf  eigene  Kosten  beizustellen,  endlich  zu  den 
Baukosten  selbst  10.000  K beizusteuern.  Uebrigens  gilt  dieses 
Uebereinkommen  noch  als  ein  günstiges.  Für  die  im  Jahre  1896 
errichtete  Oberrealschule  mussten  140.000  K der  Staatskasse 
übenviesen  Averden;  ja  auch  für  die  Universität  musste  die  Ge- 
meinde jährlich  16.000  K beitragen,  und  dieser  Beitrag  Avurde 
erst  im  Jahre  1903  nach  Aviederholten  Vorstellungen  erlassen. 


1)  Schmid;  „Kritische  Streiflichter  auf  die  Finanzgebahrung  der  österr. 
Unterrichtsanstalten“  in  d.  Zeitschr.  f.  Volkswirtsch.,  Sozialpolitik  und  Verwaltg. 
V.  Bd,  1896. 
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1)  Die  städtischen  Volks-  und  Bürgerschulen  wurden  im  Schuljahr  19(K)/1  von  209  Volksschttlern  (=  2’31^/o)  und  von  107  Bttrger- 
schülern  (=  6'8G^/o  der  Gesamtschülerzahl),  welche  ausserhalb  des  Stadtgebietes  wohnten,  besucht. 
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Das  von  Privaten  gegründete  Mädchen-Lyzeum  wurde  nach 
Schluss  des  Schuljahres  1884/5  von  der  Gemeinde  übernommen 
und  vom  Schuljahre  1885/6  an  mit  dem  Charakter  einer  „höheren 
Töchterschule“  als  Kommunalanstalt  weitergeführt.  Hiefür  erhält 
die  Gemeinde  vom  Staat  einen  Beitrag  von  18.000  K und  in 
jüngster  Zeit  auch  vom  Lande  einen  solchen  von  2000  K. 

Die  reinen  regelmässigen  Ausgaben  für  die  Mittelschulen  und 
die  Universität  (bis  einschliesslich  1902)  betrugen 


im 

Jahre 

1870  . . 

. . 18.000 

K 

t » 

1880  . . 

. . 46.214 

„ 

1890  . . 

. . 58.335 

1900  . . 

. . 64.735 

und  „ 

1903  . . 

. . 51.205 

Uas  Armenwesen. 

Die  Grundlage  für  die  Armenpflege  bildete  frühzeitig  die  Ge- 
meinde. Bereits  Karl  der  Grosse,  welcher  durch  ein  strenges 
Bettelverbot  dem  prüfungslosen  Almosengeben  entgegenzuwirken 
suchte,  machte  durch  die  Kapitularien  von  806  und  85(>  die  Unter- 
stützung der  Armen  den  Gemeindemitgliedern  und  den  Grund- 
herren zur  Pflicht.  Dieselbe  Verpflichtung  enthielten  die  deutschen 
Reichspolizeiordnungen  der  Jahre  1530  und  1552. 

All  diese  Verfügungen  vermochten  aber  dem  Bettelunwesen 
nicht  zu  steuern,  und  wir  wissen,  wie  insbesondeis  nach  dem  30- 
jährigen  Kriege  die  Geschichte  des  Armenwesens  zu  einer  Ge- 
schichte des  Bettelwesens  wird.  Auch  kamen  die  Gemeinden  ihren 
Verpflichtungen  gegenüber  den  Armen  recht  widerwillig  nach  und 
suchten  sie  sich  der  dürftigen  Fremden  durch  rücksichtslose  Ab- 
schiebung zu  entledigen. 

In  Oesterreich  wurde  unter  Josef  II.,  nachdem  bereits  Maria 
Theresia  die  Armenpolizei  geregelt  hatte,  das  Armenwesen  durch 
Errichtung  der  Pfarrarmeninstitute  neu  organisiert  und  zwar  auch 
noch  auf  kirchlicher  Grundlage.  Die  Leitung  der  Armeninstitute 
war  dem  Pfarrer,  welchem  die  von  den  Gemeindemitgliedern  gewähl- 
ten Vertrauensmänner  (Armenväter)  zur  Seite  standen,  Vorbehalten. 
Der  Pfarrer  nahm  auch  die  Beteilung  der  Armen  selbst  vor. 

An  Stelle  des  Armeninstitutes  trat  dann  in  Graz  (1819)  der 
von  der  Gemeinde  alljährlich  unterstützte  Hauptarmenverein,  ge- 
bildet aus  angesehenen  Mitgliedern  der  Bewohner.  Dieser  Verein 
besorgte  vom  Jahre  1819  bis  zum  Jahre  1869  — also  auch  nach 
Erlassung  des  Gemeiudegesetzes  vom  5.  März  1862  und  des  Heimat- 

( 

1 
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gesetzes  vom  3.  Dezember  1863  — selbständig  und  unabhängig 
die  Pflege  der  Armen. 

Die  Organisierung  der  öffentlichen  Armenpflege  in  Graz  wurde 
im  Jahre  1866  begonnen  und  im  Jahre  1869  durch  das  mit  dem 
1.  April  d.  J.  in  Wirksamkeit  tretende  Statut  beendet.  Dieses 
Statut  blieb  sodann  bis  zur  Einführung  der  individualisierenden 
Armenpflege  (Elberfelder  System)  — 1.  Juni  1899  — in  Geltung. 
Nach  demselben  war  der  Gemeinderat  das  oberste,  die  Organisation 
dei  Aimenpflege  regelnde  und  das  ganze  Armenwesen  überwachende 
Organ ; der  Armenoberdirektion,  welcher  auch  Vertreter  des  fürst- 
bischöflichen Ordinariats  und  der  in  der  Gemeinde  bestehenden 
Wohltätigkeitsvereinen  beigezogen  wurden,  oblag  im  wesentlichen 
die  Aufgabe,  die  Erfordernisse  zu  prüfen  und  dauernde  Unter- 
stützungen nach  der  höchsten  Klasse  zn  bewilligen ; die  Armen- 
obei direktionen  (10  an  der  Zahl)  endlich  besorgten  die  unmittel- 
bare Armenpflege.  Ihnen  oblag  insbe.sonders  die  genaue  Erhebung 
über  einlaufende  Gesuche  um  Unterstützungen,  sie  bewilligten  auch 
bleibende  Unterstützungen  nach  dem  Tarife  der  ersten  4 Klassen 
und  Geldaushilfen  an  nach  Graz  zuständige  Personen  bis  zum  Be- 
( trage  von  2 Gulden. 

Nach  der  neuen  Armenordnung  erscheint  die  Armenoberdirek- 
tion zur  Leitung  und  Aufsicht  der  gesamten  offenen  Armenpflege 
im  Gebiete  der  Stadt  Graz  berufen.  Ihr  ist  insbesonders  Vorbe- 
halten die  Einteilung  des  Stadtgebietes  in  Armendirektionsbezirke, 
die  Aufstellung  von  Grundsätzen,  welche  für  die  Armendirektionen 
und  Armenpfleger  bindend  sind,  die  Feststellung  der  Voranschläge 
für  die  offene  Armenpflege,  die  Schaffung  neuer  und  bewährter 
Einrichtungen  für  Armenpflege  u.  s.  w.  Die  Armendirektionen  sind 
berufen,  über  die  Anträge  der  Armenpfleger  betreffs  Art  und  Höhe 
der  im  einzelnen  Falle  zu  gewährenden  Unterstützung  zu  be- 
schliessen,  die  allgemeinen  Verhältni.sse  der  Armen  in  ihrem  engeren 
Gebiete  zu  erörtern  und  etwa  wünschenswerte  allgemeine  Mass- 
nahmen bei  der  Armenoberdirektion  anzuregen. 

Ueber  die  Höhe  der  Arinenauslagen  wird  vielfach  geklagt, 
wohl  nicht  ganz  mit  Recht,  denn  wenn  sich  auch  die  Ausgaben 
seit  dem  Jahre  1870  beinahe  verdoppelt  haben,  so  hat  auch  wäh- 
rend dieses  Zeitraumes  die  Vermehrung  der  Bevölkerung  gleichen 
Schritt  gehalten.  Die  Armenlast,  gleichmässig  auf  die  Bevölke- 
rung veiteilt,  ist  heute  nicht  höher  als  vor  30  Jahren,  ja,  der 
Zuschuss,  welchen  der  Armenfond  aus  der  Gemeindekasse  erhält, 
ist  von  150/0  der  ordentlichen  Gesamtausgaben  im  Jahre  1870 
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auf  4-1  o/o  im  Jahre  1903  herabgegangen;  die  Armenlasten  sind 
demnach  viel  weniger  rasch  gestiegen  wie  die  übrigen  Ausgaben. 

Allerdings  würden  sich  die  Zuschüsse  der  Gemeindekasse 
höher  stellen,  wenn  nicht  die  Erbschaftssteuer,  welche  eine  Ein- 
nahme des  Kranken-  und  Siechenhausfonds  bildet,  im  Jahre  1896 
von  ^^uf  1 o/o  erhöht  worden  wäre.  Zufolge  des  Hofdekretes 

vom  15.  Juni  1816  werden  nämlich  von  allen  in  der  Stadt  Graz 
und  ihren  Vorstädten  vorkommenden  100  Gulden  Kon. -Münze  = 
210  Kronen  übersteigenden  Verlassenschaften  V2®/o  füi’  den  Kranken- 
und  Siechenfoud  erhoben.  Diese  Abgabe  wurde  nun  mit  Gemeinde- 
ratsbeschluss vom  25.  September  1896  vom  1.  Jänner  189/  auf 
10/q  erhöht  1).  wodurch  diese  Einnahme  von  48.046  K im  Jahre 
1895  auf  130.424  K im  Jahre  1890  und  auf  151.988  K im 
Jahre  1903  stieg. 

ln  letzter  Zeit  zeigen  allerdings  die  Armenauslagen  die  Ten- 
denz rasch  zu  steigen.  Dies  ist  in  erster  Linie  auf  die  Wirkungen 
der  Heimatsgesetznovelle  vom  5.  Dezember  1896  zurückzuführen. 
Vor  diesem  Gesetze  war,  abgesehen  von  Beamten,  Ersitzung  des 
Heimatsrechtes  und  damit  auch  Ersitzung  einer  Armenunterstützung 
nicht  möglich.  Seit  diesem  Gesetze  nun  kann  jeder  österreichische 
Staatsbürger,  der  nach  dem  24.  Lebensjahre  10  Jahre  freiwillig 
und  ununterbrochen,  ohne  der  öffentlichen  Armenversorgung  dauernd 
anheimgefallen  zu  sein,  in  einer  Gemeinde  gewohnt  hat,  von  der 
Aufenthaltsgemeinde  die  Aufnahme  in  den  Gemeindeverband  ver- 
langen und  erlangt  damit  Amspruch  auf  Armenversorgung. 

Auf  Grund  dieses  Gesetzes  mussten  in  der  Zeit  vom 
1.  Jänner  1901  bis  31.  Dezember  1903  insgesamt  9098  Familien, 
22.928  Personen,  in  den  Gemeindeverband  der  Stadt  Graz  aufge- 
nommen werden.  Hievon  fielen  bereits  3101  Personen  der  Armen- 
pflege anheim  und  zwar  2277  der  offenen  Armenpflege,  604  der 
Krankenhauspfiege  und  220  der  Siechenhauspflege.  Für  dieselben 
musste  der  Armenfond  124.675  K,  der  Krankenhausfond  21.569  K 
und  der  Sieclienhausfond  endlich  29.683  K aufwenden. 

Die  neue  Heimatsgesetznovelle  bedeutet  demnach  eine  wesent- 
liche Belastung  der  grösseren  Städte  und  es  wird  notwendig  werden, 
die  Armenunterstützung  auch  in  Oesterreich  auf  eine  breitere  Basis 
als  es  die  Heimatsgemeinde  ist,  zu  stellen. 

1)  Diese  Erhöhung  ermöglichte  die  Bestimmung  des  § 47  der  Gemeinde- 
ordnung, derzufolge  eine  Erhöhung  der  zur  Zeit  der  Erlassung  der  Gemeinde- 
ordnung bereits  bestandenen  Abgaben  um  f'X)«|ü  vom  Gemeinderate  selbst  vor- 
genommen werden  kann. 
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Ausgaben  der  Stadtkasse 

für  fremdzuständige  Arme  gegen  Ersatz  von  der  Heimatsgemeinde. 


Jahr 

Periodische  *) 
UnterstützuDgeii 
K. 

Momentane 

Unterstützungen 

K. 

Zusammen 

1870 

7.606 

7.666 

1875 

12.331 

12.331 

1880 

17.-183 

1.056 

18.539 

1885 

25.657 

2.438 

28.095 

1890 

29.570 

4.633 

34.203 

1895 

74.316 

23.378 

97.694 

1900 

68.725 

60.817 

129.542-') 

1903 

74.314 

13.285 

87.599 

\it\ 


Ausgral>eii  für  Strassen  und  Plätze. 


1.  Neuherstellungen  von  Strassen  und  Kanälen. 


Jahr 

(ji’undablösungeii  für 
StrasHenzwecke 

Strasseu- 

Neuherstelhiugen 

Herstellungen  neuer 
Kanäle 

Zusammen 

onlentl. 

Gebaninjr 

au88prord. 

Geh. 

ordentl. 

Geb. 

au.8serord. 

Geb. 

ordentl. 

Geb. 

ausserord. 

Geb. 

1870 

5.827 





5.382 

11.209 

1880 

14.333 

2.5.52 

— 

22.542 

- 

39.427 

1890 

51.037 

58.606 

81.918 

2.329 

61.108 

16.300 

271.298 

1894 

48.128 

37.506 

48.727 

— 

52.820 

187.181 

1895 

.52.432 

4.885 

46.308 

40.540 

32.224 

17.186 

193.575 

1896 

73.682 

147.588 

52.078 

18.108 

33.800 

11.5.782 

441.038 

1897 

37.614 

124.664 

24.028 

41.848 

31.528 

87.820 

347..502 

1898 

53.552 

141.513 

71.170 

12.880 

24.3.54 

75.062 

378..531 

1899 

00.496 

186.2.50 

57.056 

86.636 

.50.775 

30.1.52 

471.3(55 

1900 

16.467 

133.542 

(52.866 

77.633 

4(5.018 

29.511 

366.037 

1901 

20.314 

154.223 

42.268 

61.100 

15.873 

49.6(54 

343.442 

1902 

17.777 

57.274 

23.493 

19.623 

8.600 

516 

127.283 

1903 

27.159 

112.858 

14.081 

22.065 

19.974 

17.022 

213.159 

\ erstehende  Tabelle  zeigt,  dass  stark  die  Tendenz  vorherrscht, 
für  Strassen-  und  Kanalherstellungen  Anlehensmittel  zu  verwenden, 


1)  Die  periodischen  Unterstützungen  werden  nur  auf  Grund  von  Bewilli- 
gungen der  Heimatsgemeinden  aasgefolgt. 

2)  Bei  der  Einführung  der  individualisierenden  Armenpflege  wurden  die 
• fremdziiständigen  Armen  nach  den  gleichen  Grundsätzen  behandelt  wie  die  ein- 
heimischen Armen,  daher  das  rasche  Steigen  der  Ausgaben.  Die  Schwierigkeiten 
aber,  die  mit  der  Hereinbringung  der  erhöhten  Unterstützungen  von  den  Hei- 
matsgemeinden verbunden  waren,  zwangen  zu  dem  alten  System  zurückzukehren. 
Die  dauernd  Unterstützten  erhalten  jene  Beträge,  die  ihnen  die  Heimatsgemeinden 
bewilligen,  den  übrigen  folgt  die  Armenoberdirektion  verschwindend  kleine  Be- 
träge aus,  und  auch  die  Hereinbringung  dieser  venirsacht  ausserordentliche 
Mühe  und  Arbeit. 
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denn  von  dem  Gesarataufwande  der  letzten  10  Jahre  in  der  Höhe 
von  3.069.113  K entfallen  nnr  1,165.662  K auf  die  ordentliche 
Gebarung  und  1,903.451  K auf  die  aus  Anlehensmitteln  dotierte 
ausserordentliche  Gebarung;  unzweifelhaft  eine  zu  ungleichmässige 
Verteilung,  zumal  auch  während  dieses  Zeitraumes  für  die  in  die 
Tabelle  nicht  aufgenommenc  Sackstrassenregulierung  über  1 ]\Iil- 
lion  Kronen  Anlehen.sgelder  herangezogen  wurden. 

Auf  die  zuweitgehende  Verwendung  der  Anlehen  für  unpro- 
duktive Zwecke  wird  noch  bei  der  Besprechung  der  Schulden  der 
Stadt  zurückzukommen  sein. 

Graz  besitzt  kein  eigenes  Gesetz  zur  Regelung  der  Rechts- 
verhältnisse in  Ansehung  der  Herstellung  und  Erhaltung  der  ötfent- 
lichen  Strassen;  es  gelten  diesfalls  nur  die  Bestimmungen  der 
Bauordnung.  Die  neue  vom  Gemeinderate  bereits  angenommene 
Bauordnung  sucht  nun  mehr  wie  die  bisher  in  Geltung  stehende 
den  Grundeigentümer  zu  den  Kosten  der  Strassenneuherstellung 
heranzuziehen,  und  die  Grundablösungen  billiger  zu  gestalten ; so 
durch  die  Vorschrift,  dass  der  Widmungswerber  nicht  bloss  für 
die  Anlage  neuer  Strassen,  sondern  auch  für  die  Regulierung  be- 
stehender den  erforderlichen  Grund  unentgeltlich  abzutreten  hat, 
sowie  durch  die  Festsetzung  einer  Beitragsptlicht  der  Anlieger 
zu  den  Kosten  der  Herstellung  einer  Verkehrsfläche.  Denselben 
Zwecken  soll  dann  auch  die  Statuierung  eines  zeitlich  unbeschränkten 
Bauverbotes  und  die  strenge  Sonderung  der  Enteignungs-  und  Bau- 
fälle bei  Strassenregulierungen  in  Bezug  auf  die  Grundsätze  der 
Entschädigungsleistung  dienen. 

Nur  dem  enteigneten  Grundbesitzer  soll  volle  Schadloshaltung 
gebühren.  Wer  hingegen  seinen  Grund  zur  Verbauung  widmet 
oder  ein  bestehendes  Haus  umbaut  und  dadurch  den  Anlass  zur 
Strassenregulierung  gibt,  hat  in  jedem  Falle  bloss  Anspruch  auf 
Veigütung  des  Grundwertes  ohne  Rücksicht  auf  das  vorhandene, 
zur  Abtragung  bestimmte  Gebäude.  Die  erste  Herstellung  des 
Gehweges  soll  auch  in  Hinkunft  dem  betreifenden  Grundeigen- 
tümer obliegen. 

Die  Fürsorge  für  das  öffentliche  Gesiindheitswohl  drängte  die 
Gemeinde  immer  mehr  zur  Erweiterung  des  Kanalnetzes,  was  aber 
mit  bedeutenden  Kosten  verbunden  war.  Hit  dem  Gesetze  vom 
14.  Juni  1894  wurde  daher  der  Stadtgemeinde  das  Recht  zur  Ein- 
hebung von  Kanaleinschlauchgebühren  eingeräumt.  Dieses  Gesetz 
bestimmt,  dass  für  die  Benützung  der  öffentlichen  Kanäle  zum 
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Zwecke  der  Pintwässerung  von  Grundstücken  an  die  Stadtkasse 
Gebühren  (Einschlauchgebühren)  zu  entrichten  sind,  und  dass  als 
Grundlage  der  Berechnung  dieser  Gebühren  die  Länge  jener 
Strecke  dient,  mit  welchen  das  Gebäude  bezw.  der  Baugrund  an 
Verkehrsflächen  mit  öffentlichen  Kanälen  grenzt.  Die  Plinschlauch- 
ungsgebühr  beträgt  dann  für  das  laufende  Meter  teils  10  teils  20 
Kronen. 

Plrtrag  der  Einschlauchgebühren 

im  Jahre  1895  28.136  K 


und 


1903 


. 28.136  K 
. 29.350  „ 
. 16.342  „ 


2.  Plrhaltung  der  Strassen,  Kanäle  und  Parkanlagen. 

Strassenbeleuchtung. 


1 Erhal- 
tung der 
‘ Kanäle, 

Brücken, 
Stege  und 
Ufer- 
wehren 

Heini- 
gung  der 
Strassen 
von 
Schnee 
und  Eis 

Gewiilm- 

liehe  ] gung 
Stra.ssen-  i|er 
reiniguug 

Park- 
senbe-  , , 

, . orhal- 

leuch- 

tuiig 

j 

Stadt- 

beleuch-  Zusammen 
tung‘) 

1 

0 

lO 

der  or- 
dentl. 
Ge- 
samt- 
aus- 
gaben 

K 

K 

K K 

K K 

K K 

1 

1870  121.870 

11.882 

23.182  2.869 

2.310  7.229 

,85.219  i 251.921 

^ 21-1 

1 

1880  : 21.3.518 

21.378 

10.366  3.951 

12.511  12.357 

121.027  155.111 

i 17-0 

1890  310.956 

()0.733 

62.888  9.978 

23.571  2ü.33() 

157.989  ' 652.151 

: 11-6 

19(KI  512.818 

118.7.37 

116.813  20.880 

31.099  55.816 

235.598  : 1,181.791 

17'1 

1903  510.516 

170.782 

155.891  21.816 

39.010  58.008 

227.921  1 1,211.010 

16-8 

Wesentlich  sind  hier  vor  allem  die  Ausgaben  für  Strassen- 
erhaltung  und  Strassenreinigung.  Die  Höhe  dieser  Ausgaben  wird 
in  erster  Linie  bedingt  durch  die  Löhne  für  die  Strassenarbeiter, 
deren  Höhe  wiederum  beeinflusst  wird  durch  die  Gepflogenheit, 
Arbeiter,  welche  wegen  ihres  Alters  oder  wegen  ihrer  physischen 
und  psychischen  Gebrechen  keine  Beschäftigung  mehr  finden  können, 
nach  Möglichkeit,  wenn  auch  mit  niedrigen  Löhnen,  bei  den  Strassen- 
arbeiten  zu  verwenden,  statt  sie  der  allerdings  vielfach  unzuläng- 
lichen Armenpflege  zu  überweisen.  Diese  Massregel  hatte  alsbald 
naturgemäss  ein  rasches  Steigen  der  Auslagen  für  Strassenerhaltung 
zur  PMlge,  weil  ungleich  mehr  Arbeitskräfte  aufgenommen  werden 
mussten. 

Doch  auch  für  die  Arbeiterschaft  hatte  das  System  Nachteile, 
es  stand  der  Plrhöhung  der  Löhne  und  einer  modernen  Arbeiter- 

1)  Die  stadtlieleuchtung  besorgt  eine  Privatgesellschaft.  Die  Brennstundc 
einer  Bogenlampe  zu  !)  Amperes  wird  mit  UG  h,  die  Brennstunde  einer  Bogen- 
lampe zu  12  Amperes  mit  10  h vergütet.  Bei  der  Gasglühbeleuchtung  werden 
für  die  Lampe  und  Stunde  3 h gezahlt. 
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fürsorge  im  Wege,  glaubte  man  doch  schon  durcli  die  Beschäftigung 
von  Personen,  die  sonst  nirgends  Arbeit  linden  konnten,  mehr  als 
genug  getan  zu  haben. 

Tn  jüngster  Zeit  geht  man  endlich  daran,  die  minderleistungs- 
fähigen Elemente  auszuscheiden  und  der  Armenpflege  zu  überweisen, 
sowie  die  Zahl  der  Strassenarbeiter  mit  (120  - früher  gegen  1000 
zu  stabilisieren ; zugleich  tritt  man  auch  der  Lohnfrage  und 
der  Arbeiterfürsorge  näher.  Dermalen  haben  o der  gesamten 
Strassenarbeiter  einen  Taglohn  von  2 K 4<)  im  Sommer  und  2 K 20 
im  Winter,  8»  o iiuben  2 K 20  bezw.  2 K 28 o/o  2 K bezw.  1 K 80, 
430/0  1 K 80  bezw.  1 K 60,  12-5o/o  1 K 60  bezw.  1 K 40  und  5-.5o/o 
2 K 80  bezw.  2 K 60. 

Die  Arbeitszeit  beträgt  im  Sommer  10  im  Winter  8 1/.^,  Stunden. 

Sämtliche  Arbeiter  sind  gegen  Krankheit,  die  überwiegende 
Mehrzahl  auch  gegen  Unfall  versichert. 

Saiiitätspflege. 

Nach  dem  Keichssanitätsgesetze  vom  30.  April  1870  besorgt 
die  Agenden  des  Sanitätswesens  zum  Teil  der  Staat  selbst,  zum 
leil  überlässt  er  sie  den  (iemeinden.  Den  Gemeinden  obliegt  in 
erster  Linie; 

Die  Durchführung  der  Seuchen-  und  Begräbnispolizei  inner- 
halb des  Gemeindegebietes; 

Die  Totenbeschau; 

Die  Mitwirkung  bei  ölfentlichen  Imjifungen,  bei  Ijeichenaus- 
grabungen  und  Obduktionen; 

Die  unmittelbare  Ueberwachung  der  privaten  Heil-  und  Ge- 
bäranstalten ; 

Die  Handhabung  der  sanitätspolizeilichen  Vorschriften  in  Be- 
zug auf  Strassen,  Wege,  Plätze,  fliessende  und  stehende  Gewässer, 
dann  in  Bezug  auf  Trink-  und  Nutzwasser,  Wohnungen; 

Die  Fürsorge  für  die  Erreichbarkeit  der  nötigen  Hilfe  bei 
Erkrankungen,  Entbindungen  sowie  für  Kettungsmittel  bei  plötz- 
licher Lebensgefahr  u.  s.  w. 

Die  Agenden  des  Stadtphysikates  besorgten  im  Jahre  1903 
neben  dem  V^orstande  und  seinem  Stellvertreter  ein  Konzipist 
5 Kanzleibeamte,  3 Polizeiärzte,  9 Bezirksärzte,  1 Leichenbe- 
schauer, 1 Tierarzt,  2 Sanitätsaufseher,  1 Wasenmeister,  üeber 
die  Aufwendungen  der  Gemeinde  für  die  Sanitätspflege  gibt  nach- 
folgende Tabelle  Aufschluss. 
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Nach  § 37  der  Gemeindeordnung 
gehört  die  „Feuerpolizei“  zu  den  Agen- 
den des  selbständigen  Wirkungskreises. 
Da  nun  unter  Feuerpolizei  jede  Tätig- 
keit der  öffentlichen  Organe  verstanden 
wird,  welche  auf  Verhütung  und  Be- 
kämpfung der  Feuersgefahr  gerichtet 
ist,  so  obliegt  es  der  Gemeinde,  die  not- 
wendigen Löschgeräte  zu  beschaffen 
und  die  erforderliche  Feuerwehrmann- 
schaft bereit  zu  halten.  Graz  hat  neben 
einer  Freiwilligen  Feuerwehr  eine  Be- 
rufsfeuerwehr, auf  deren  Ausbildung 
grosse  Sorgfalt  verwendet  wird.  Die- 
selbe zählt  gegenwärtig  3 Beamte,  14 
Chargen,  46  Feuerwehrmänner  und  12 
Anwärter,  insgesamt  75  Mann. 

Auch  hier  sehen  wir  ein  stetiges 
Steigen  der  Erfordernisse  --  der  Ge- 
meindezuschuss * ) des  Jahres  1903  stellte 
sich  auf  2^0  der  ordentlichen  Gesamt- 
ausgaben. 

Für  die  Ausrückung  der  Feuerwehr 
zu  Bränden  werden  im  Sinne  der  37 
und  38  der  F’euerlöschordnung  Gebüh- 
ren von  dem  betreffenden  Hauseigen- 
tümer eingehüben.  Dieselben  waren 
bisher  sehr  niedrig  gehalten  und  wur- 
den ab  1.  Januar  1905  wie  folgt  normiert; 

1.  Kleinfeuer,  das  sind  jene  Feuer, 
- die  mit  den  sogenannten  kleinen  Ijösch- 
Pilfen  _ mit  Löschkannen,  Hand- 
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1)  Die  Ausgaben  für  das  Feuerlöschwesen 
halten  sich  in  der  Höhe  der  Ausgaben  deutscher 
Städte.  So  beausgabte  iin  Eechnungsjahre  1901 
aus  Gemeindemitteln:  Aachen  M.  92.0-15 

Danzig  M.  157.217*-',  Elberfeld  M.  57.581.—, 
Kiel  M.  96.063*— , Mannheim  M.  77.44-D— , 
Halle  M.  99.544.—.  Statist.  Jahrb.  deutsch. 
Städte,  12.  Jahrgang. 
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spritzen,  Löschpinseln  ii.  s.  w.  — ausgemacht  werden  können,  ohne 
dass  eine  Schlauchlinie  in  Verwendung  genommen  werden  muss: 

a)  Gebühr  für  die  Brandleitung  und  Geräteabnützung  40  K ; 

b)  Gebühr  für  die  Leitung  der  Feuerpolizei  . . 5 „ 

c)  Gebühr  „ „ „ „ Sicherheitspolizei  . 5 „ 

zusammen  50  K 

11.  Mittelfeuer,  Brände,  zu  deren  Unterdrückung  eine  Schlauch- 
linie in  Verwendung  genommen  werden  muss: 

a)  Gebühr  für  Brandleitung  und  Geräteabnützung  80  K; 


b)  Gebühr  für  die  Leitung  der  Feuerpolizei 

c)  „ „ „ „ „ Sicherheitspolizei 

zusammen 

111.  Grossfeuer,  das  sind  jene,  bei  denen  mehr 
Schlauchlinie  in  Verwendung  genommen  werden  muss: 


10 

10 


100  K 
als  eine 


a)  wie  vor 1 20  K ; 

b)  ,,  ,,  .......... 

ö)  „ „ .......... 


15 

15 


zusammen  150  K 

Ausser  diesen  Gebühren  werden  nur  noch  die  Bespannungs- 
kosten und  die  Gebühren  für  die  Entlohnung  der  städt.  Feuerwehr- 
mannschaft den  betreffenden  Eigentümern,  bezw.  Versicherungs- 
gesellschaften in  Anrechnung  gebracht  und  von  ihnen  eingehoben. 

Sämtliche  übrigen  aus  den  Löschhilfen  erwachsenden  Kosten 
trägt  die  Gemeinde. 

Einnahmen  und  Ausgaben  der  Feuerlöschanstalt. 


Jahr 

E i n n a h m e n 

Ausgaben 

Beitrag  vom  Lan- 
(leHfeuerwehrfonds 

Beitrag  des  k.  k. 
Militär-Aerars 

Verschiedene 

Einnahmen 

U 

'S  ® 
« 2 
«5  0> 

30  'Ö 

X a 

2 ® 
'S  S 

X 

— 'K 

fl 

fl 

fl 

C3 

X 

fl 

N3 

Bezüge  der 
Beamten 

Per.sünliche  u.  sach- 
liche Erfordernisse 
für  die  Mann- 
schaften 

Auslagen  für  den 
Feiiertelegraph 

Löschgeräte  An- 
schaffung und 
Instandhaltung 

1 

SO 
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a -Ä 

X 
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Beiträge  für  die 
freiwillige  Feuer- 
wehr 

Zusammen 

1870 

1.000 

8.231 

9.-231 

1.000 

2.930 

602 

3.419 

880 

400 

9.231 

1880 

— 

000 

616 

19.160 

2.376 

-2.850 

8.-238 

3.4-28 

1.79-2 

-2.868 

1.2(KJ 

-20.376 

1890 

2.000 

600 

10.336 

44.520 

57.456 

7.920 

15.100 

10.000 

3.966 

14.8-27 

7.643 

57.456 

1900 

2.(XX) 

600 

17.314 

90.229 

110.143 

11.547 

45.156 

21.598 

6.195 

16.767 

8.880 

110.143 

1903 

3.000 

600 

18.369 

1-24.021 

145.990 

13.067 

68.672 

23.805 

13.366 

18.489 

8.591 

145.990 

Aufweiidnngren  für  die  städt.  Theater. 

Bei  der  Darstellung  der  städtischen  Finanzwirtschaft  muss 
auch  der  Aufwendungen  für  die  Theater  gedacht  werden. 
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Die  beiden  städtischen  Theater,  von  denen  das  Stadtpark- 
theater auf  Grund  des  Gemeinderatsbeschlusses  vom  20.  September 
1897  mit  einem  Kostenaufwande  von  1,912.000  Kronen  erbaut 
wurde,  werden  wohl  in  Pacht  gegeben,  doch  stellt  die  Stadtge- 
meinde einen  grossen  Teil  des  Verwaltungspersonales  — die  Kas- 
siere, den  Buchhalter,  Belcuchtungsaufseher,  Obergarderobier, 
Monteur  — bei,  zahlt  den  Orchestermitgliedern  und  dem  Chor- 
personal eine  Ferialgage,  erhält  das  Gebäude,  die  Beheizung-  und 
Beleuchtungsanlagen  und  beschafft  endlich  zum  grössten  Teil  die 

Dekorationen,  Requisiten  und  Garderoben. 

Als  Pachtzins  erhält  die  Gemeinde  einen  Prozentanteil  des 
Reingewinnes,  weiters  zahlt  der  Pächter  für  die  von  der  Gemeinde 
beigestellten  Inveiitarstücke  eine  Benützungsgebühr,  auch  subven- 
tioniert das  Land  Steiermark  die  städtischen  Bühnen  mit  jährlich 
20.000  K,  trotzdem  sind,  da  die  Erzielung  eines  Reingewinnes  zur 
Ausnahme  gehört,  die  Ausgaben  wesentliche, 

von 

im  Jahre  1903,  standen  nur  Empfänge  per  . 
gegenüber,  der  Zuschuss  aus  Gemeindemitteln  stellte 

sich  sonach  auf 

Ausserdem  erforderte  die  Verzinsung  und  Til- 
ffuns  der  zum  Theaterneubau  aufgenommenen  Gelder 

fmkrel903 ,m000-- 

welchen  Betrag  allerdings  die  Geineindesparkasse  aus  ihren  Ueber- 

schüssen  zur  Verfügung  stellte. 


K 180.344- - 
, 50.877- — 

K 129.467-— 


II.  Abschnitt.  Die  Steuern. 

Das  städt.  Steuersystem  im  allgemeinen. 

Das  Steuerwesen  der  österreichischen  Städte  im  Mittelalter 
war  wenig  entwickelt.  Die  Einkünfte  aus  dem  eigenen  Vermögen 
sowie  indirekte  Abgaben  genügten  vollständig  zur  Deckung  ihres 
geringen  Bedarfes.  Das  änderte  sich  jedoch  mit  dem  Beginn  der 
Neuzeit,  als  die  Naturaldienste  und  Frohnden  zurücktraten  und 
anderseits  — insbesonders  für  die  erhöhten  A erwaltungskosten 
grössere  Geldmittel  erforderlich  wurden.  Da  nun  legten  die  Städte 
das  Hauptgewicht  auf  die  Besteuerung  verschiedener  Konsiirations- 
artikel,  insbesonders  des  Weines,  und  erst  am  Ende  des  18.  Jahi- 
hunderts  linden  wir  regelmässige  direkte  städtische  Steuern,  vor 

allem  Mietsteuern. 
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Der  Artikel  XV  des  Reichsgesetzes  vom  5.  März  1862,  R.G.El. 
Nr.  18,  womit  die  grundsätzliclien  Beslimmiiiigen  über  die  Re- 
gelung des  Gemeindeweseiis  erlassen  wurden,  erteilt  dann  den  Ge- 
meinden das  Recht,  zur  Hestreitnng  der  durch  die  Einkünfte  ans 
dem  Gemeindevermögen  nicht  gedeckten  Ausgaben  Zuschläge  zu 
den  direkten  Staatssteuern  und  zur  Verzehrungssteuer,  sowie  die 
Einhehung  selbständiger  Auflagen  zu  beschliessen. 

Dieses  Gemeindegesetz  kennt  leider  keinen  Unterschied  zwi- 
schen Stadt-  und  Landgemeinden,  ein  P’ehler,  der  sich  insbeson- 
ders  als  ein  Hemmnis  der  systematischen  Entwicklung  des  städt. 
Steuersystems  erwies.  Und  so  ist  es  denn,  da  auch  die  1896  iger 
Staatssteuerreform  die  diesfalls  erhoffte  Aenderung  nicht  brachte, 
bis  heute  noch  nicht  zur  Ausbildung  eines  speziellen  Gemeinde- 
steuersystems gekommen,  und  sind  Länder  wie  Gemeinden,  Dorf- 
gemeinden wie  Stadtgemeindeii,  Grossstädte  wie  Kleinstädte  ge- 
zwungen, ihren  wachsenden  Finanzbedarf  in  Zuschlägen  zu  Staats- 
steuern zu  suchen,  zumal  der  Staat  fast  alle  verfügbaren  Steuer- 
([uellen  für  sich  in  Anspruch  nimmt. 

Es  ist  daher  auch  Graz  zum  überwiegenden  Teile  auf  Zu- 
schläge zu  den  staatlichen  direkten  Steuern  und  zur  Verzehrungs- 
steuer angewiesen.  An  zweiter  Stelle  kommt  dann  die  Mietsteuer, 
während  die  übrigen  selbständigen  Abgaben  und  die  Gebühren  von 
geringerer  Bedeutung  sind. 

Die  (■Jenieindeordnung  verfügt  hinsichtlich  der  Besteuerung  im 
^ 47 : „Die  Aiisschreibung  von  Abgaben  zur  Deckung  der  Geineinde- 
bedürfnisse  bleibt  der  Entscheidung  und  Genehmigung  des  Ge- 
meinderates Vorbehalten.  Zur  Einführung  neuer  Abgaben,  sowie 
zur  Bewilligung  der  Einhebiing  von  Zuschlägen  zu  direkten  oder 
indirekten  Steuern,  welche  bei  ersteren  .70  und  bei  letzteren  die 
bisher  bezogenen  Prozente  der  landesfürstlichen  Steuern  mit  Aus- 
schluss der  ausserordentlichen  Zuschläge  überschreiten,  muss  ein 
Landesgesetz  erwirkt  werden.  Ein  solcher  Antrag  an  den  Land- 
tag muss  von  wenigstens  zwei  Drittteilen  der  Mitglieder  des  Ge- 
meinderates beraten  und  mit  absoluter  Mehrheit  der  Stimmen  sämt- 
licher Gemeinderatsmitglieder  angenommen  worden  sein. 

Zur  Erhöhung  derzeit  schon  bestehender  Abgaben,  welche 
nicht  unter  die  Kategorie  der  Steuerzuschläge  gehören,  auf  mehr 
als  das  Doppelte  ihres  bisherigen  Ausmasses  ist  ebenfalls  die  Be- 
willigung durch  ein  Landesgesetz  unter  Beobachtung  der  oben  an- 
geführten Bestimmungen  zu  erwirken. 
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Insbesondere  gilt  dies  bezüglich  der  Zinskreuzer  und  Ver- 
lassenschaftsprozente.“ 

Bei  einer  Darstellung  der  Gemeindesteuern  dürfte  es  sich 
empfehlen,  statt  wie  bei  den  Staatssteuern  zwischen  direkten  und 
indirekten,  in  erster  Linie  zwischen  Zuschlagssteuern  und  selb- 
ständigen Gemeindesteuern  zu  unterscheiden,  da  dieser  l nterschied 
im  städtischen  Finanzwesen  der  alles  beherrschende  ist. 

Es  sollen  daher  im  folgenden  zuerst  die  Zuschlagssteuern  be- 
handelt werden,  wobei  es  geboten  erscheint,  die  Grundlage  der- 
selben, die  Staatssteuern,  mit  kurzen  Strichen  zu  zeichnen. 

Den  Zuschlagsteuern  werden  die  selbständigen  Steuern,  in 
erster  Linie  die  Mietsteuer,  angereiht  werden,  und  den  Schluss 

bilden  sodann  die  Gebühren. 

Die  folgende  Tabelle  soll  der  Uebersicht  dienen. 


Die  einzelnen  Steuern  und  ihr  Gesamtertrag  1870  und  1908. 
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Selbständige  Steuern 
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Die  städtischen  Steuern  sind  demnach  von  894.786  K im  Jahre 
1870  auf  4,297.072  K im  Jahre  1903  — von  1U47  K pro  Kopf 
der  Bevölkerung  auf  30'47  K — gestiegen. 

Ira  Vergleich  zu  deutschen  Städten  ist  die  Steuerbelastung, 
gleichmässig  auf  die  Bevölkerung  verteilt,  in  Graz  geringer,  denn 
im  Jahre  1901  kamen  D in 

1)  Diese  und  die  folgenden  Daten  über  deutsche  Städte  sind  dem  Statist. 
Jalirb.  deutsch.  Städte,  12.  Jahrg.,  entnommen. 
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Wiesbaden 

( 87.590 

Einwohner)  . 

. Mk.  41  09 

Essen 

(118.600 

r 

) . 

. ,.  38-73 

Elberfeld 

(157.100 

) . 

. „ 35-77 

Mainz 

( 85.100 

1» 

) . 

„ 34-83 

Stuttgart 

(183.823 

) . 

. „ 34-28 

Dortmund 

(146.600 

r 

) . 

. ,.  34-23 

Düsseldorf 

(217.500 

) . 

. „ 31-81 

Aachen 

(136.393 

>7 

) . 

31-01 

Barmen 

(142.650 

«• 

) . 

. ,.  29-32 

Cassel 

(108.020 

r 

) . 

. „ 28-23 

Altona 

(162.756 

r 

) . 

. „ 28-01 

Mannheim 

(144.000 

r 

) . 

. ,.  27-98 

Kiel 

(111.620 

) . 

. „ 25-78 

Strassburg  i.  E. 

(152.834 

77 

) . 

. „ 25-48 

auf  einen  Einwohner. 

Die  Verteilung  der  Stenerleistnng  auf  die  einzelnen  Stener- 
arten  ist  freilich  eine  sehr  verschiedene. 


Verteilung  der  Steuerleistungen  in  deutschen  Städten  und  in 
der  Stadt  Graz  auf  die  einzelnen  Steuerarten. 


Städte 

n 0. 

>—  w 

X 

1 d, 

S - 

E ■- 

Gewerbe-, 
Betriebs-,  Wander- 
gewerbesteuer 

Allg.  Einkommen- 
steuer, Personal-  u. 
Mietsteuern,  Südd. 
Einkommen-  u.  Ka- 
])italrentensteuer 

i 

1 

Ci 

C 

B 

ffS 

at 

n: 

Aufwandsteuern 

Verkehrssteuern 

Verbrauchssteuern 

“/ü 

li) 

“Io 

Wiesbaden 

68-55 

1-55 

9-00 

20-90 

Essen  . . . 

15-07 

14-81 

63-32 

93  20 

1-37 

3-09 

12-34 

Elberfeld  . . 

19-80 

11-12 

61-76 

92-68 

1-63 

3-22 

2-47 

Mainz  . . . 

— 

— 

79-55 

0-71 

19-74 

Stuttgart  . . 

— 

— 

— 

75-89 

1-14 

4-41 

18-56 

Dortmund 

— 

— 

94-39 

1-21 

4-40 

Düsseldorf 

21-08 

11-57 

56-10 

88-75 

2-04 

6-74 

2-47 

Aachen  . . 

21-35 

10-34 

45-39 

77-08 

1-56 

1-38 

19-98 

Barmen  . . 

18-29 

12-93 

63-17 

94-39 

0-88 

2-86 

1-87 

Cassel  . . . 

20-29 

10-61 

42-96 

73-86 

1-07 

4-07 

21-— 

Altona  . . . 

55-87 

4-98 

34-21 

95-06 

2-15 

2-79 

Mannheim 

22-02 

33-81 

34-70 

90-53 

0-74 

. 

8-73 

Kiel  . . . 

31-14 

8-59 

50-82 

90-55 

2-90 

/ » » p» 

b’OO 

Strassburgi.E. 

6-30 

6-53 

2-70 

L5-53 

2-10 



82-37 

Graz  . . . 

18-45 

22-30 

29-250 

70-- 

1-202) 

3-403) 

26-40 

1)  Mietsteuer,  Besoldunj^s-  und  Rentensteuei.  2)  Hundesteuer.  .3)  Trani- 
wayfahrkartensteuer.  Die  Pflastermaatgebühr  wurde  nicht  einbezogen. 
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Der  wichtigste  Unterschied  zwischen  den  deutschen  Städten 
und  Graz  besteht  in  der  Heranziehung  des  Einkomraens  für  Zwecke 
der  Gemeiudebesteuerung.  Während  in  den  deutschen  Städten 
der  Einkommenbesteuerung  grosse  Bedeutung  zukoramt,  muss  Graz 
auf  diese  Steuerquelle  ganz  verzichten. 

Der  Hausbesitz  wird  in  Graz  seitens  der  Gemeinde  weniger 
stark  belastet  wie  in  den  deutschen  Städten,  freilich  umso  stärker 
seitens  des  Landes  und  des  Staates. 

Nicht  die  Gemeindebesteuerung,  sondern  die  überaus  hohe  Be- 
steuerung für  Landes-  und  Staatszwecke  verursacht  den  Steuei- 
druck,  denn  ein  Vergleich  mit  deutschen  Städten,  welche  überdies 
vielfach  über  hohe  Einnahmen  aus  Erwerbsbetrieben  verfügen,  und 
anderseits  nicht  so  vielfache  Verwaltungsgeschäfte  für  den  Staat 
besorgen  müssen,  ergibt,  dass  sich  die  Gemeindevertretung  in  der 
Besteuerung  ausserordentliche  Reserve  auferlegt,  bezw.  mit  Rück- 
sicht auf  das  Steuersystem  notgedrungen  auferlegen  muss. 

Im  Jahre  190B  wurden  von  der  städtischen  Steuerkasse  für 
den  Staat  an  direkten  Steuern  — abgesehen  von  der  Verzehrungs- 
steuer — ^ 5,638.248 

eingehoben.  An  Laudeszuschlägeu  hiezu  wurden  „ 2,508.565* 
eingezahlt,  während  die  Gemeindezuschläge  nur  „ 1,753. 815* 
einbrachten. 

Die  nächste  Tabelle  zeigt,  welche  Entwicklung  das  Zuschlags- 
wesen seit  dem  Jahre  1869  genommen.  Wir  sehen,  dass  die  Um- 
lagenprozente schon  vielfach  die  in  der  Gemeindeordnung  vorge- 
sehene Maximalhöhe  erreicht  haben  und  eine  weitere  Erhöhung 
derselben  nur  auf  Grund  eines  Landesgesetzes  erfolgen  kann. 
Während  weiteres  im  Jahre  1869  alle  staatlichen  Ertragssteuern 
gleichmässig  mit  20'^  o Gemeindeumlagen  belastet  waren,  hat  sich 
in  der  Folgezeit  eine  starke  Differenzierung  der  Umlagenprozente 
ausgebildet,  welche  eigentlich  im  Widerspruch  mit  der  allgemeinen 
Gemeindeordnung  vom  Jahre  1862  steht,  da  in  derselben  die  gleich- 
mässige  Verteilung  der  Umlagen  auf  die  Staatssteuern  verfügt 

wurde. 

Die  ausseiordeutlich  starke  Belastung  der  städtischen  Bevöl- 
kerung für  Landeszwecke  ist  auch  hier  offensichtlich. 

ln  einer  weiteren  Uebersicht  werden  zu  Vergleichszwecken 
die  im  Jahre  1904  in  österreichischen  Landeshauptstädten  erho- 
benen Gemeindezuschläge  angeführt. 
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Jahr 


1869 

1H70 

1871 

1872 
1878 
1874 


1876 

1877 

1878 

1879 

1880 
1881 
1882 
1888 

1884 

1885 

1886 

1887 

1888 

1889 

1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

1901 


1908 

1904 


Grund- 

steuer 


Land 


Gern. 


Hauszins- 

steuer 

Erwerbs- 

Steuer 

Einkommen- 

steuer 

Erwerbsteuer 
den  der  üffeutl. 
Kechn.legung 
luiterwort.  Un- 
terrechnungen 

ßesoldgs.- 
s teuer 

Land  (tem. 

Landj  Goin. 

Land  Gern. 

LandlGein. 

1 

iRind  Gemeinde 

Eenten- 

steuer 


Lanil 


Gein. 


Umlae:en  - Prozent 


85 

85 

85 

88 

88 

88 

88 

88 

88 

38 

88 

38 

86 

85 

86 
86 
3(5 
86 
86 
35 
82 
82 
38 
38 

38 
35 
37 

39 

39 

40 

44 

45 
45 
45 
50 


20 

20 

20 

20 

20 

20 

20 

20 

20 

20 

20 


e 


20 

20 

20 

20 

20 

20 

20 

20 

20 

23 

23 

23 

23 

23 

23 

28 

23 

28 

23 

23 

23 

28 

28 

28 


85 

20 

85 

20 

85 

20 

85 

20 

85 

20 

85 

20 

85 

20 

8.5 

20 

85 

20 



88>|3 

20 

88>;3 

20 

881  ja 

20 

88 

20 

38 

20 

88 

20 

- 

1 

88 

20 

38 

20 

88 

20 

- 

88 

20 

38 

20 

88 

20 

88 

20 

38 

20 

88 

20 





88 

20 

38 

20 

88 

20 

- 



88 

20 

38 

20 

88 

20 



38 

20 

38 

20 

38 

20 

_ 

38 

20 

38 

20 

88 

20 

_ 

38 

20 

38 

20 

88 

20 

8() 

20 

36 

20 

8(5 

20 

— 

35 

20 

35 

20 

85 

20 

36 

20 

36 

20 

8(5 

20 

■ 

36 

20 

86 

20 

8(5 

20 



8(5 

20 

3(5 

20 

8(5 

20 



36 

20 

8(5 

20 

36 

20 

- --- 

■ 

86 

20 

86 

20 

86 

20 

_ 

85 

20 

85 

20 

85 

20 

82 

28 

82 

28 

32 

28 

32 

23 

32 

28 

82 

85 

_ 

38 

23 

33 

28 

88 

40 



33 

23 

33 

23 

88 

40 

1 

83 

23 

33 

28 

38 

40 

_ 

35 

23 

35 

28 

35 

40 

- 

37 

23 

87 

28 

87  I 

40-50 

- 



39 

23 

39 

28 

89 

40—50 

■■ 

_ : 

40 

23 

45 

40—50 

— 

— 

89 

40—50 



40 

39  t 

40 

23 

4(5 

40—50 

— 

— 

40 

40—50 

40  ! 

40 

40 

45 

28 

50 

40—50 

— 

— 

44 

40—50 

44  i 

40 

44 

45 

28 

51  ‘ 

40—50 

— 

— 

45 

40—50 

45 

40 

45 

45 

23 

51 

40—50 

— 

— 

45 

40—50 

45 

40 

45 

45 

23 

51 

40—50 

— 

— 

45 

40—50 

45  : 

40 

45 

50 

28 

56 

40—50 

— 

— 

50 

40—50 

50 

40 

50 

4 --  z ♦ 


Uebersiclit  der  Gemeindezuschläge  in  österr.  Landeshauptstädten  i.  .1.  1904. 


1 

Stadt 

Grundsteuer 

0' 

0 

Hauszins- 

steuer 

0 

;0 

Allgem.  Er- 
werbsteuer 

Ol 

10 

Erwerbst.v.  d.  d. 
off.  Rechn.legung 
unterworfenen 
Unternebmgn. 

BeHoldungs- 

steuer 

0, 

iO 

Renten- 

steuor 

0/ 

/o 

Brünn  . . 

25 

25 

40-69 

40—69 

40— ()9 

40-69 

Görz  . . . 

4o 

45 

00 

55 

55 

55 

Graz  ... 

28 

2H 

40—50 

40—50 

40 

50 

Innsbruck  . 

60 

10 

45 

45 

45 

45 

Kla^enfurt  . 

20 

20 

45 

25 

25 

25 

Laibach  . . 

20 

2i) 

20 

20 

20 

20 

Linz  . . . ; 

50 

50 



Prag  ... 

81 

BO 

57 

57 

57 

0 / 

Salzburg  . . ; 

59 

59 

59 

59 

59 

59 

Troppau  . . 

89 

39 

48 

48-47 

43 

4H 

Wien  . . . i 

25 

25 

20-27 

27 

25 

25 

^ 1 I»'* 
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A.  Steuern,  erhoben  als  Zuschläge  zu  direkten  und  in- 
direkten Staatssteuern. 

1.  Die  Grundsteuer. 

Die  Grundsteuer  hat  in  der  heutigen  Gestaltung  für  die  Stadt 
wenig  Bedeutung,  die  Einnahme  aus  derselben  betrug  im  Jahre 
1903  nur  5993  Kronen. 

Grundsteuer-Ertrag 


Jahr 

Staat 

Land  j 

Gemeinde 

Zusammen 

i 

K 

k 

K 

K 

1870 

22.455 

7.8.59 

4.505 

34.819 

1875 

22.183 

8.360 

4.400 

34.943 

1880 

21.615 

8.208 

4.320 

34.143 

1885 

25.562 

9.190 

5.114 

39.866 

1890 

27.231 

8.769 

6.215 

42.215 

1895 

29.347 

10.180 

6.707 

46.234 

1900 

22.047 

11.364 

5.981 

39.392 

1903 

22.204 

11.644 

5.993 

39.841 

Beachtenswert  ist  hier  das  verhältnismässig  niedrige  Zuschlags- 
prozent — 23  % wie  bei  der  Hauszinssteuer  — infolgedessen  der 
städtische  Grundbesitzer  geringer  besteuert  erscheint  als  der  länd- 
liche, welcher  ungleich  höhere  — vielfach  100  ®/o  und  mehr  — 
Gemeindeumlagen  und  überdies  Bezirksumlagen  zu  entrichten  hat. 

Pline  stärkere  Heranziehung  des  städtischen  Grundbesitzes, 
sei  es  nun  durch  eine  Besteuerung  auf  Grundlage  des  gemeinen 
Wertes  oder  durch  eine  Sonderbesteuerung  der  Bauplätze,  oder 
endlich  durch  Besteuerung  des  Konjunkturengewinnes  wird  wohl 
auch  in  Oesterreich  ventiliert,  doch  haben  diese  Plrörterungen  bis- 
her zu  keinem  greifbaren  Resultate  geführt. 

Für  Graz  wurde  nur  insofern  ein  Fortschritt  erzielt,  als  auf 
Grund  des  Landesgesetzes  vom  23.  Januar  1901  zu  den  staatlichen 
Gebühren,  welche  von  Eigentumsübertragungen  an  unbeweglichem 
Gute  auf  Grund  von  Rechtsgeschäften  unter  Lebenden  im  Gebiete 
der  Stadt  Graz  vorgeschrieben  werden,  ein  fester  Gemeindezuschlag 
erhoben  wird.  Diese  neue  PJnnahme  war  für  1904  mit  40.000  K 
veranschlagt,  der  Erfolg  dürfte  aber  weit  hinter  dem  Anschläge 
zurückgeblieben  sein.  Durch  entsprechende  Erhöhung  des  Zuschlages 
könnten  aber  immerhin  nennenswerte  Mehreinnahmen  erzielt  wer- 
den, doch  hindert  auch  hier  die  Abhängigkeit  von  der  Staatsgebühr 
jede  selbständige  Bewegung. 


Il 


— ao 

Dr.  Lothar  Neuwirth  erörterte  unlängst  in  mehreren  Zeitungs- 
artikeln L betitelt  ..Bodenreform  und  städtisches  Finanzrecht'*  die 
Möglichkeit  für  Graz,  die  beim  stiidtischen  Grundbesitz  sich  er- 
gebende Zinvachsrente  steuerlich  zu  erfassen.  Auch  er  betont  die 
Schwierigkeiten,  welche  der  Finführiing  neuer  Kommunalsteuern 
entgegenstehen,  da  neue  Steuerprojekte  bei  dem  Mangel  eines  aus- 
gebildeten kommunalen  Finanzrechtes  in  Oesterreich  immer  erst 
Gegenstand  der  ^ erhandlung  und  Interpretation  seitens  der  hieran 
interessierten  Faktoren:  Gemeinde,  Land  und  Staat,  bilden  müssen. 
Allerdinp  setze  die  Gemeindeordnung  für  die  Landeshauptstadt 
dei  Einführung  neuer  Abgaben 2)  kein  Hindernis  entgegen,  aus  der 
ganzen  Lebung  ergibt  sich  jedoch,  dass  Steuerquellen,  welche  vom 
Staate  bm-eits  in  Anspruch  genommen  sind,  von  der  Gemeinde  nur 
in  dei  horin  des  Zuschlages  neuerlich  in  Anspruch  genommen 
werden  dürfen.  Dr.  Neinvirth  verweist  dann  darauf,  dass  der 
Grund  und  Boden  dem  Staate  wohl  schon  als  Steuerquelle  bei  der 
Grundsteuer  dient,  dass  aber  diese  staatliche  Grundsteuer  nicht 
die  Zuwachsrente  treffe,  demnach  diese  bisher  in  Oesterreich  nicht 
versteuert  wird.  Doch  könne  dieselbe  wohl  auf  Grund  des  staat- 
lichen Rentensteuergesetzes  besteuert  w'erden,  denn  derselben  unter- 
liegen „alle  Bezüge  aus  Vermögensrechten,  welche  nicht  schon 
durch  die  Grund-,  Gebäude-,  Erwerb-  oder  Besoldungssteuer  un- 
mittelbai  getroffen  sind**.  Wenn  nun  auch  die  besjirochene  Rente 
nicht  unter  den  im  Gesetze  aufgezählten  Renten  enthalten  ist,  so 
sei  sie  doch  auch  der  staatlichen  Rentensteuer  zugänglich,  denn 
diese  Aufzählung  sei  nur  eine  exemplikative. 

Da  es  jedoch  Tatsache  ist,  dass  der  Staat  diese  Rente  heute 
faktisch  nicht  in  Anspruch  nimmt,  so  entsteht  die  Notwendigkeit, 
die  Regierung  zu  interpellieren,  wie  sie  sich  zu  dieser  Bestimmung 

des  Rentensteuergesetzes  bezw.  zu  einer  Besteuerung  der  Zuwachs- 
rente stellt. 

Und  damit  sind  wir  wieder  beim  toten  Punkt  angclangt.  Die 
Stadtverwaltung  ist  ganz  auf  die  Regierung  angewiesen,  diese 

aber  verhält  sich  allen  durchgreifenden  Reformen  gegenüber  ab- 
lehnend. 

2.  Die  (riebäode>teuer. 

„Der  wichtigere  Teil  der  österreichischen  Gebäudesteuer“,  so 
beginnt  Myrbach  seine  tinanzwissenschaftliche  Studie;  „Die  Be- 
ll Grazer  Tagespost  Nr.  .Ü53,  .354,  355,  300,  301. 

2)  Artikel:  Da.s  städt.  Steuersy.steni  iiu  allgeineinen  (S.  24). 
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Steuerung  der  Gebäude  und  Wohnungen  in  Oesterreich  und  deieu 
Reform“,')  „die  Hauszinssteuer,  gehört  unstreitig  zu  den  interes- 
santesten Erscheinungen  auf  dem  Gebiete  der  Steuergesetzgebung 
aller  Staaten,  und  zwar  nicht  nur  wegen  ihres  sowohl  absolut  als 
relativ  hohen  Ertrages,  sondern  weil  sie  dem  We.sen  und  ihrer 
Einrichtung  nach  den  Typus  einer  eigentlichen  Ertragsteuer  bildet.“ 

Myrbach  zeigt  dann,  wie  sich  die  Hauszinssteuer  in  den  Städten 
ganz  selbständig  entwickelte,  und  wie  der  Umstand,  dass  Adel  und 
Geistlichkeit  immer  häutiger  städtische  Realitäten  erwarben  und, 
gestützt  auf  ihre  Steuerfreiheit,  sich  weigerten,  jene  Beiträge  zu 
den  Schatzungen  zu  leisten,  welche  bis  dahin  die  früheren  bürger- 
lichen Eigner  der  Realitäten  entrichteten,  zur  Ausbildung  der  Ge- 
bäudesteuer als  Realsteuer  beitrug,  indem  seitens  der  Bürger  die 
Ansicht  vertreten  wurde,  dass  die  auf  den  Hausbesitz  fallende  (^uote 
der  Schatzungen  den  Charakter  einer  Reallast  habe,  die  auf  den 
Häusern  selbst,  ohne  Rücksicht  auf  den  Besitzer,  vermöge  ihrer 
Eigenschaft  als  städtische  Reale  ruhe. 

Zur  wirklichen  Amsbildung  der  Haussteuer  als  Steuer  vom 
Zinserträge  kam  es  jedoch  erst  unter  Maria  Theresia,  indem  das 
die  Gebäudesteuer  für  Niederösterreich  regelnde  Rektitikations- 
patent  von  17.50—1754  verfügte,  dass  die  städtischen  Gebäude 
nach  dem  jährlichen  Zinserträge  besteuert  werden  sollen. 

Dieses  Prinzip  der  Besteuerung  der  Gebäude  sollte  dann  durch 
das  Josefinische  Haussteuerpatent  vom  1.  September  1788  für  ganz 
Oesterreich  Geltung  erlangen.  Dieses  Steuerpatent  ist  aber  nie  in 
Wirksamkeit  getreten,  es  wurde  von  Leopold  II.  mit  den  übrigen 
Reformgesetzen  .Tosefs  II.  1790  aufgehoben. 

Endlich  mit  Patent  vom  23.  Februar  1820  erfolgte  eine  neue 
Regelung  der  Gebäudesteuer  in  den  österreichischen  Ländern. 
Diese  Regelung  erstreckte  sich  allmählich  auch  auf  jene  Teile  des 
Staatsgebietes,  welche  ursprünglich  von  der  Wirksamkeit  des  Ge- 
setzes ausgenommen  waren,  sodass  dieses  Patent  heute  im  ganzen 
Staate  in  Geltung  steht. 

Das  Gesetz  vom  Jahre  1820  unterscheidet  eine  Hauszins-  und 
Hausklassensteuer.  Die  Hauszinssteuer,  welche  für  uns  hier  allein 
in  Betracht  kommt,  war  nach  dem  erwähnten  Gesetze  nur  auf 
verhältnismässig  wenige  in  einem  Verzeichnis  besonders  angeführte 
Orte  (hauptsächlich  Landeshauptstädte)  beschränkt  worden.  Durch 

die  Gesetze  vom  10.  Oktober  1849  und  9.  Februar  1882  erfuhr 
dann  diese  Steuer  eine  wesentliche  Ausdehnung,  indem  ihr  alle 

1)  In  der  Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenschaft,  Bd.  40,  Jahrg.  1884. 
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Gebäude  unterworfen  wurden,  welclie  in  Ortschaften  gelegen  sind, 
iu  denen  sämtliche  (Tebäude  oder  wenigstens  die  Hälfte  derselben 
einen  Zinsertrag  durch  \ erniietung  abwerfen,  oder  welche,  ausser- 
halb dieser  Ortschaften  gelegen,  ganz  oder  teilweise  durch  Ver- 
mietung benützt  werden. 

Bei  diesen  Gebäuden  bildet  nun  die  Grundlage  der  Steuerbe- 
messung der  Mietzins,  das  Aiismass  der  Steuer  ist  aber  nicht 
überall  gleich.  In  den  vom  Gesetze  besonders  angeführten  Orten 

alle  grösseren  Städte  und  Badeorte  — sind  vom  Mietzinse 
lö®  0 als  „Erhaltungs-  und  Amortisationskosten“  abzurechnen,  von 
dem  sonach  verbleibenden  Reste  beträgt  die  Steuer  26^/3'^  y.  So 
auch  in  Graz.  Bei  allen  übrigen  der  1 lauszinssteuer  unterliegenden 
Gebäuden  werden  die  Krhaltungskost(!n  mit  30 ^/o  des  Bruttozinses 
in  Anrechnung  gebracht,  vom  Reste  desselben  ist  die  Steuer  in 
Piiol  und  \ oralberg  mit  15*^, \i,  sonst  mit  20 gesetzt  worden. 

ln  Graz  werden  dermalen  vom  Lande  öO«  „ von  der  Gemeinde 
23 ‘Vo  Umlagen  zur  Hauszinssteuer  erhoben  gegen  35 o „ bezw\  20»  „ 
un  Jahre  1870,  es  kommen  demnach  von  100  Kronen  Bruttozins 
39-2  K als  Steuer  in  Abzug.  An  dem  Gesamterträge  der  städt. 
Steuern  partizipierte  die  Hausziussteuer  1903  mit  18-3«  0 gegen 
20-9  o/„  im  Jahre  1970. 

Auf  die  starke  Heranziehung  des  Hausbesitzes  für  die  Erfor- 
dernisse des  Landes  wird  noch  spätei'  zurückzukommen  sein. 

Den  starken  Druck  der  Hausziussteuer  emptinden  nicht  nur 
die  Hausbesitzer,  sondern  auch  im  hohen  Masse  die  ]\Iieter,  denn 
es  ist  1 atsache,  dass  auf  jede  Steuerei  höhung  sofort  eine  Erhöhung 
der  Mietzinse  folgt,  sonach  jede  SteiiererHöhung  auf  die  JMieter 
überwälzt  wird.  Zudem  müssen  infolge  des  bestehenden  Zuschlags- 
systemes  bei  einer  Ueberwälzung  der  Hauszinssteuer  die  Mietzinse 
wesentlich  mehr  erhöht  werden,  als  dies  die  Steuererhöhung  bei 
selbständigem  Steuersystem  bedingen  würde. 

Hiefür  ein  Beisi)iel:  Die  Hausziussteuer  für  Graz  berechnet 
sich  für  100  Kronen  Bruttozins  wie  folgt: 

. . ^ K 100-— 

Hievon  ab  15 » o Erhaltungskosten 15-— 

Rest  "K  85-~ 

Daraus  die  Staatssteuer  mit  2G2/3O/,,  ergibt  22  K (50 
Hievon  50 » o Landeszuschläge  . . ,.  11  „ 33 

und  23  Uo  Gemeindezuschläge  . . ,,  5 ,,  21  ,,  39-20 

sodass  dem  Hausbesitzer  15  K und  . . ^ ! [ K 45-80 

zusammen  00  K 80  verbleiben. 
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Wenn  nun  die  Gemeinde  die  Umlagen  sagen  wir  um  lO'^/o 
erhöht,  somit  von  100  K Bruttozins  statt  5 K 21  nunmehr  7 K 47 
— um  2 K 20  mehr  — einhebt,  und  der  Hausbesitzer  diese  Steuer 
überw’älzen  w'ill,  so  genügt  es  nicht  der  Mietpartei  den  Zins  um 
2 K 20  pro  100  K zu  erhöhen,  sondern  es  muss  mit  einer  Zins- 
erhöhung von  4 K vorgegangen  w'erden,  denn  nun  stellt  sich  die 
Rechnung  folgendermassen ; 

Neuer  Zins 

Hievon  ab  15'*/o  Erhaltnngskosten 


K 104-— 

15-00 


Rest  K 88-40 


43-13 


K 45-27 


Daraus  die  Staatssteuer  mit  23--^/3%  ergibt  K 23-57 
Hievon  50^’/o  Landeszuschläge  . . ,.  ,.  11"78 

und  23%  Gemeindezuschläge  . . ^ 

verbleiben  dem  Hausherrn  K 15-00  mul  .... 
zusammen  wie  oben  (iO  K 87. 

Die  Verteuerung  der  Wohnungen  macht  sich  in  Graz  umso 
fühlbarer,  als  ein  grosser  Teil  der  Bevölkerung,  wie  schon  eingangs 
erwähnt,  auf  feste  Bezüge  angew'iesen.  Die  Folge  ist  daher  eine 
immer  grössere  Einschränkung  des  \\  ohniingsbedürfnisses  in  den 
mittleren  Klassen  und  eine  Flucht  derselben  in  die  Umgebungs- 
gemeinden, während  die  Arbeiter  und  der  unbemittelte  1 eil  dei 
Bevölkerung  immer  mehr  in  ungesunde  W ohnungsverhältnisse 
gedrängt  werden. 

Die  bei  der  Volkszählung  im  Jahre  1900  gepüogenen  Erhe- 
bungen der  Wohnungsverhältnissc  ergaben,  dass  Graz  von  den 
grösseren  Städten  die  meisten  Kellerwohnungen,  also  die  unge- 
sündesten, aufweist  und  dass  Graz  auch  auffallend  viel  Dachgiebel- 
wohnungen hat.  Die  „Sociale  Praxis“  bringt  diesfalls  folgende 
Uebersicht  i) : 


Wohnungen 

Wien 

Linz  mit 
Uhrfahr 

Graz 

1 

Triest 

1 

Brünn 

Krakau 

%, 

% 

% 

% 

% 

% 

im  Keller 

1-43 

4-03 

0-13 

0-14 

1-19 

3-81 

„Erdgeschoss 

20-05 

31-40 

27-08 

21-07 

40-19 

58-04 

„ Stock 

70-55 

00-27 

54-03 

70-81 

57-93 

31-12 

„ Dachgiebel 

0-19 

4-30 

8-41 

roo 

0-22 

0-58 

unbekannt 

1-78 

— 

3-15 

0-54 

0-47 

0-85 

Befreiungen  von  der  Hausziussteuer  werden  infolge  von  Bau- 
fülirungen  gewährt.  Die  Dauer  der  Steuerbefreiung  ist  auf  12 


1)  XIV.  Jahrgang,  Nr.  9,  Seite  2-29. 
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Jahre  vom  Zeit})iinkte  der  Benützung  der  Gebäude  an  festgesetzt, 
doch  ist  diese  Steuerfreiheit  keine  vollständige,  denn  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  9.  Februar  1882  unterliegt  der  Reinertrag  dieser 
Gebäude  einer  igcn  Staatssteuer,  überdies  werden  auch  diese 
Gebäude  der  Landes-  und  Gemeindebtistcuerung  in  gleicher  Weise 
unterzogen  wie  die  in  voller  Steuer  stehenden  Gebäude,  indem 
die  nicht  zur  Hebung  gelangende  Staatssteuer  festgestellt  und 
daraus  die  Landes-  und  Gemeindeumlagen  berechnet  und  einge- 
hoben werden. 

Um  endlich  im  Gebiete  der  Stadt  Graz  den  Ihnbau  von  Ge- 
bäuden, welche  sanitäre  Uebelstände  anfweisen  oder  in  der  Strassen- 
Üucht  stehen,  zu  fördern  und  anzureg(m,  wurde  mit  Reichsgesetz  i) 
vom  8.  Februar  1897  und  Landesgesetz  vom  7.  Juli  desselben 
Jahres  jenen  Neubauten,  welche  an  Stelle  der  im  Gesetze  genann- 
ten Gebäuden  binnen  10  Jahren  aufgeführt  werden,  die  Befreiung 
von  der  Hauszinssteuer  sowie  von  den  Landes-  und  Gemeindezu- 
schlägen für  die  Dauer  von  18  Jahren  zugesichert.  Diese  Gebäude 
unterliegen  nur  der  fF/,,  igen  Staatssteuer  und  den  Zuschlägen  zu 
dieser  Steuer. 


Gesamtertrag  der  Hauszinssteuer  und  der  5-prozentigen  Steuer 

für  Neubauten. 


Jahr 

Staats- 

Steuer 

' 1 

Landes- 

umlagen 

Ge- 

meinde- 

Umlagen 

Zusammen 

Pro  Kopf 
der  Bevöl- 
kerung j 

i 

Die  Gemeiiitle- 
Hteuer  in  "/o 
der  Stadt,  (le- 
samtsteiierein- 
gänge 

1870 

K 

985.389 

K 

299.981 

K 

186.329 

K 

1,471.699 

K 

18-86 

20-9 

1875 

1 ,364.884 

660.385 

348.800 

2,374.069 

27-51 

22-5 

1 880 

1,490.095 

707.308 

372.187 

2,569.590 

27-33 

21-7 

1885 

1,665.449 

710.348 

394.868 

2,770.()65 

3,100.974 

27-49 

19-8 

1890 

1,824.755 

745.858 

530.361 

28-71 

20-7 

1895 

1,955.469 

928.036 

613.341 

3,496.S46 

28-09 

19-6 

1900 

2,113.287 

1,340.696 

717.672 

4,171.655 

31-13 

17-7 

1903 

2,344.517 

1,534.535 

786.190 

4,665.242 

33-08 

18-3 

3.  Die  Erwerbsteuer, 
a)  Die  alte  Erwerbsteuer. 

Die  durch  die  1896  iger  Reform  völlig  umgestaltete  Erwerb- 
steuer — Gewerbesteuer  — wurde  in  Oesterreich  mit  dem  Kaiser- 
lichen Patente  vom  31.  Dezember  1812  und  zwar  ursprünglich 


1)  Aehnliche  Gesetze  haben  auch  Praj^  (20jälirige  Steuerfreiheit),  Lem- 
berg {20jähr.  St.),  Wien  (ISjähr.  St.)  u.  s.  w. 
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nur  für  Ober-  und  Niederösterreich,  Böhmen,  Mähren,  Schlesien, 
Steiermark,  Galizien  und  Bukowina  eingeführt.  Die  Einführung 
in  den  übrigen  Kronländern  erfolgte  S{)äter,  zuletzt  im  Jahre  1852 
in  Dalmatien.  Sie  war  bestimmt,  der  Besteuerung  der  Handels- 
und gewerblichen  Tätigkeit  zu  dienen.  Die  Objekte  derselben  waren 
die  Fabriken,  der  Handel,  Künste  und  Gewerbe,  endlich  Erwerbs- 
gattungen, welche  eine  Dienstleistung  oder  die  Ueberlassung  einer 
Sache  zu  einer  zeitlichen  Nutzniessnng  zum  Gegenstand  haben. 

Für  jede  dieser  Steuerhauptgruppen  bestanden  eigene  Tarife 
mit  Einheitssätzen;  bei  den  Handelsunternehmungen,  den  Künsten 
und  Gewerben,  sowie  bei  den  Dienstleistungen  wurden  neben  den 
verschiedenen  Einheitssätzen  noch  verschiedene  Ortsklassen  unter- 
schieden. 

Die  Veranlagung  dieser  Steuer,  in.sbesonders  die  Einreihung 
einer  Unternehmung  in  einen  der  im  Tarife  enthaltenen  Einheits- 
sätze war  ganz  in  die  Hand  der  Steuerbehörde  gegeben.  Dies, 
sowie  insbesonders  der  Umstand,  dass  über  den  Maximalsatz  hinaus 
eine  Besteuerung  nicht  zulässig  war,  derselbe  aber  trotz  der  ausser- 
ordentlichen Zuschläge  in  der  gleichen  Höhe  nicht  genügte,  um 
grössere  Unternehmungen  entsprechend  zur  Steuer  heranzuziehen, 
machten  die  Gewerbesteuer  sehr  reformbedürftig. 

Zur  alten  Erwerbsteuer  wurden  im  Jahre  1859  16i/2%-  vom 
Jahre  1860--1889  20 « o i^id  vom  Jahre  1890  bis  zur  Autlassung 
der  Steuer  am  1.  Januar  1898  23 » o Gemeindezuschläge  erhoben. 
Sie  betrug  im  Jahre  1870  2‘’/o,  im  Jahre  1897  2‘6'*/o  der  Gesamt- 


steuereingänge. 


Ertrag  der  (alten)  Gewerbesteuer. 


- W 

i Jahr 

Staatssteuer 

Landes- 

zuschläge 

Gemeinde- 

Zuschläge 

Zusammen 

K 

K 

K 

K 

» 1870 

150.924 

24.000 

18.096 

193.020 

1875 

235.9(50 

i)6.293 

61.233 

393.486 

j ^ 1880 

265.103 

108.374 

57.235 

430.712 

1^B5 

285.010 

102.168 

56.89(5 

444.074 

1890 

328.61 1 

106.911 

73.997 

509.51 9 

1895 

400.559 

139.401 

91.57(5 

631.536 

, 1897 

394.571 

151.931 

90.144 

(536.646 

b)  Die  allgemeine  (neue)  Erwerbsteuer. 

Auf  Grund  des  neuen  Personalsteuergesetzes  vom  26.  Oktober 
1896  tritt  an  Stelle  der  besprochenen  Erwerbsteuer,  sowie  an  Stelle 


I 
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der  Pdnkomnien.steuer  I.  Klasse  eine  neue  allgemeine  Erwerbsteiier 
unter  Abtrennung  der  zur  öffentlichen  Kecbnungslegung  verptiicli- 
teten  Unternebnmngen,  welche  einer  gesonderten  Besteuerung 
unterzogen  werden. 

IMe  (Tewerbesteuer  ist  für  die  Staatskasse  kontingentiert  und 
zwar  für  die  Jahre  189S  und  1S99  mit  17,782.000  (>ulden.  Für 
jede  folgende  zweijährige  Veranlagungsperiode  soll  das  Kontingent 
um  2'4%)  erhöht  werden.  Die  Gewerbetreibenden  werden  in  vier 
Klassen  nach  der  bisherigen  Steuerschuldigkeit  (über  1000,  1000 
bis  150,  loO  bis  80,  unter  80  Gulden)  eingereiht.  Die  Steuer- 
pflichtigen jeder  Erwerbsteuerklasse  in  einem  Veranlagungsbezirke 
bilden  eine  Steuergesellschaft.  Die  Aufteilung  der  für  die  einzelnen 
Steuergesellschaften  ermittelten  Kontingente  auf  die  einzelnen  Mit- 
glieder obliegt  eigenen  Kommissionen  und  erfolgt  auf  Gruud  der 
mittleren  Ertragsfähigkeit  der  einzelnen  Gewerbe  unter  freier  Wür- 
digung aller  Verhältnisse,  also  wesentlich  nach  äusseren  IMerkmalen. 

Die  Gemeindezuschläge  zu  dieser  Steuer  sind  differenziert, 
und  zwar  werden  40%  erhoben  von  der  Staatssteuer  bis  zu  2000  K 
und  50 o/q  von  2000  K Staatssteuer  aufwärts.  Von  dem  erhöhten 
Zuschläge  werden  etwas  über  10®  q der  staatlichen  Steuerhaupt- 
summe getroffen. 


Ertrag  der  kontingentierten  F]rwerbsteuer. 


Jahr 

Staatssteuer 

1 

Landes- 

zuschläge 

Gemeinde- 

zuschläge 

Zusammen 

K 

K 

K 

K 

1898 

304.358 

136.922 

121.721 

563.001 

1899 

354.610 

162.520 

146.262 

()63.398 

1900 

359.607  1 

177.179 

147.189 

683.975 

1901 

343.490 

1 74.202 

137.926 

655.618 

1902 

378.895 

193.723 

155.532 

728.1.50 

1908 

382.329 

194.313 

158.085 

734.727 

Ertrag  der  nichtkontingentierten  Erwerbsteuer. 
fSteuervorschreibun^en  während  der  2-jährigen  Veranlagungsperiode) 


Jahr 

Staatssteuer 

Landes- 

zuschläge 

Gemeinde- 

Zuschläge 

Zusammen 

K 

K 

K 

K 

1898 

21.026 

9.459 

8.409 

38.894 

1899 

05.129 

29.770 

26.685 

121.584 

1900 

61.127 

28.977 

2.5.746 

115.850 

1901 

92.869 

45.912 

38.131 

176.912 

1902 

.52.261 

20.883 

21.705 

100.849 

1903 

68.494 

35.052 

27.137 

130.683 

t 
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Ertrag  der  Steuer  von  Wandergewerben. 


l 

Jahr 

Staatsstener 

Landes- 

zuschläge 

Gemeinde- 

zuschläge 

Zusammen 

1 

K 

k 

K 

K 

f V 

1898 

2464 

1 109 

985 

45.58 

1899 

2118 

9.59 

847 

3924 

•- 

1900 

2452 

1227 

980 

4()59 

r 

1901 

2085 

1063 

820 

3968 

* 

1902 

2427 

1 092 

865 

4384 

4 

1903 

3855 

18()8 

1661 

7384 

Gesamtertrag  der  Gewerbesteuer. 

r* 

Jahr 

Staatssteuer 

Landes- 

zuschläge 

Gemeinde- 

zuschläge 

1 

Zusammen 

1 

Die  Gemeindezu- 
schläge in  ^;o  der 
Gesamtsteuer- 
eingänge 

A 

K 

K 

K 

! K 

1898 

327.848 

147.490 

131.115 

1 606.453 

3-4 

— « » 

1899 

421.863 

193.249 

173.794 

788.90(5 

• -w 

1900 

423.186 

207.383 

i 173.915 

804.484 

4-3 

1901 

438.444 

221.177 

176.877 

836.498 

4-3 

1902 

433..583 

221.698 

178.102 

833.383 

4-3 

1 903 

454.678 

231.233 

186.883 

1 

872.794 

4-3 

c)  Die  Erwerbsteuer  der  zur  öffentlichen  Rechnungs- 
legung verpflichteten  Unternehmungen. 

Während  die  allgemeine  Erwerbsteuer  nach  der  mittleren  Er- 
tragsfähigkeit bemessen  wird,  bildet  die  Besteuerungsgrundlage  der 
zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpffichteten  Unternehmungen 
der  Reinertrag,  von  dem  jedoch  Schuldzinsen  nicht  in  Abzug  ge- 
bracht werden  dürfen. 

Der  allgemeine  Steuerfuss  wurde  mit  10o/q  des  Reinertrages 
festgesetzt.  Aktiengesellschaften  unterliegen,  insofern  sie  mehr 
als  100/q  Dividenden  verteilen,  hinsichtlich  des  diese  Grenze  über- 
steigenden Betrages  einer  besonderen  progressiven  Besteuerung. 

Wichtig  war  für  die  Gemeindefinanzen  wegen  der  Zuschläge 
die  Festsetzung  des  Ortes,  an  welchem  die  Steuer  zur  Vorschrei- 
bung zu  kommen  hat,  wenn  der  Sitz  der  Unternehmung  mit  der 
Betriebsstätte  nicht  zusammenfällt.  Erst  nach  langwierigen  Unter- 
handlungen konnte  eine  den  diesfälligen  Wünschen  gerecht  wer- 
dende Vorschrift  gefunden  werden;  mit  ein  Beweis,  wie  Fragen 
unwesentlicher  Natui-  durch  das  Umlagensystem  Bedeutung  er- 
langen können  und  wie  sich  durch  dasselbe  eine  immer  schwerer 
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zu  lösende  Abhängigkeit  des  Staatssteuersystems  von  dem  Steuer- 
system der  Länder  und  Gemeinden  und  umgekehrt  herausge- 
bildet hat. 

Ertrag  der  Erwerbsteuer  der  zur  öffentlichen  Rechnungslegung 

verpdichteten  Unternehmungen. 


Jahr  Staatssteucr 

Landes- 

zusclilägc 

Gemeinde- 

Zuschläge 

Zusammen 

Die  Gemeindezu- 
schläge in  % der 
Gesamtsteuer- 
eingänge 

K 

K 

K 

K 

1898  1.628.4H) 

622.965 

810.020 

8,056.401 

20-8 

1899  1,780.601 

572.815 

681.820 

8,085.296 

17-9 

1900  1,486.865 

677.707 

842.429 

8,007.001 

20-8 

1901  : 1,648.498 

751.907 

848..599 

8,244.004 

2(H) 

1902  1 1,442.819 

668.728 

698.559 

2,804.601 

17-2 

1908  i 1,495.152 

685.185 

725.889 

2,906.176 

17*- 

Auch  bei  dieser  Steuer  werden  verschiedene  Umlagenprozente 
erhoben,  40%  bis  zu  2000  K Staatssteuer  und  50%  von  2000  K 
Staatssteiler  aufwärts.  Während  aber  bei  der  allgemeinen  Erwerb- 
steuer nur  ein  kleiner  Teil  (etwas  über  10%,)  von  der  erhöhten 
Umlage  getroffen  wird,  müssen  hier  die  meisten  Unternehmungen 
50«/o  Gemeindeumlagen  entrichten,  denn  nur  etwa  4er  staat- 

lichen Gesamtsteuervorschreibung  werden  mit  40%  versteuert. 

Hei  dieser  Steuer  zeigt  sich  auch  in  auffälliger  Weise,  gleich- 
wie bei  der  Verbrauchsabgabe,  die  wirtschaftliche  Depression  der 
letzten  Jahre,  die  Staatssteuervorschreibiing  des  Jahres  1902  war 
die  niedrigste  seit  Einführung  der  Steuer. 

Den  zur  öffeutlichen  Rechnungslegung  verptlichteten  Unter- 
nehmungen gegenüber  besteht  eine  ganz  besondere  Neigung,  die 
Steuerzuschläge  zu  erhöhen,  wohl  mit  Unrecht,  denn  da  die  Staats- 
steuer mit  10«/o  des  Reingewinnes  bemessen  wird  und  Land  so- 
wohl wie  Gemeinde  je  50 Zuschläge  erheben,  so  müssen  20% 
des  Reinertrages,  von  welchem,  wie  schon  erwähnt,  Schuldzinsen 
nicht  in  Abzug  gebracht  werden  dürfen,  an  die  Steuerkasse  ab- 
geführt werden,  ln  vielen  anderen  Städten  werden  allerdings  die 
Unternehmungen  noch  mehr  für  Besteuerungszwecke  herangezogen, 
so  erhebt  Brünn  bis  09'%,  Prag  57 "/o,  Salzburg  59"/o,  Görz  55"/o 
Zuschläge,  sodass  hier  schon  vielfach  die  Grenze  erreicht  ist,  wo 
die  Steuer  aufhört  und  die  - Konfiskation  beginnt. 

Und  da  wundert  man  sich  noch,  wenn  sich  in  Oesterreich 
kein  L nternehmungsgeist  zeigen  will!  Während  man  noch  scharf- 
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und  tiefsinnige  Erörterungen  darüber  pflegt,  ob  man  wohl  den 
„Konjunkturengewinir'  des  städtischen  Grundbesitzes  besteuern  und 
hievon  20 — 25%  für  die  Allgemeinheit  in  Anspruch  nehmen  dürfe, 
besteuert  man  schon  seit  Jahr  und  Tag  beim  grössten  Teil  der 
Industrie  nicht  nur  den  „Kon jiinkturengewinn“,  sondern  auch  jeden 
bürgerlichen  Gewinn  in  diesem  Ausmasse  und  findet  das  — ganz 
natürlich. 

Die  städtischen  Erwerbsunternehmungen  sind  im  allgemeinen 
steuerpriiehtig,  doch  kann  nach  § 4 des  P.  8t.  G.  der  Finanzminister 
jenen  Unternehmungen,  welche  auf  die  F'örderung  öffentlicher, 
wohltätiger  oder  gemeinnütziger  Zwecke  gerichtet  sind  und  dabei 
dauernd  keinen  oder  nur  geringen  Ertrag  abwerfen,  die  Steuer- 
freiheit bewilligen,  und  ist  damit  vielfach  städtischen  Betrieben 
gegenüber  die  Möglichkeit  der  Steuerbefreimig  gegeben.  So  er- 
hielt auch  die  Stadtgemeinde  Graz  auf  Grund  dieser  Bestimmung 
die  Steuerfreiheit  für  den  Schlachthausbetrieb. 

Eine  allgemeine  Forderung  der  Städtetage  geht  dahin,  alle 
städtischen  Betriebe  von  der  Erwerbsteuer  zu  befreien,  doch  lässt 
sich  über  die  Berechtigung  dieser  Forderung  streiten,  denn  es 
liandelt  sich  hiebei  wohl  nur  darum,  denen,  die  schon  haben,  noch 
mehr  zu  geben,  während  diejenigen,  die  nichts  haben,  auch  in 
Zukunft  nichts  bekommen. 

Es  ist  nicht  lecht  einzusehen,  aus  welchen  Gründen  eine  Stadt, 
die  eine  Strassenbahn  oder  ein  Gaswerk  im  Eigenbetrieb  hat,  von 
jener  Steuer  befreit  werden  soll,  die  eine  Privatgesellschaft  zahlen 
müsste,  und  wie  die  Allgemeinheit  dazu  kommt,  diesen  Ausfall 
an  Staatssteuern  aus  eigenem  zu  decken.  Nur  einige  wenige 
Städte,  darunter  in  erster  Linie  die  Reichshauptstadt,  der  es  in 
letzter  Zeit  gelungen,  wichtige  Unternehmungen  in  die  eigene 
Hand  zu  bekommen,  würden  aus  dieser  Steuerbefreiung  den  Vorteil 
ziehen. 

4.  Die  Einkoumiensteaer. 

Einkommensteuerartige  Abgaben  i)  sind  in  Oesterreich  seit 
dem  Ende  des  17.  Jahrhunderts  wiederholt  zur  Ausschreibung  ge- 
langt. Anfangs  nur  für  bestimmte  Zwecke,  gelangten  sie  seit  dem 
Jahre  1768  regelmässiger  zur  Einhebung  und  wurden  durch  das 
Patent  vom  11.  November  1799  zu  einer  dauernden  Institution  in 
der  „ K lassensteuer' . 


1)  V.  Lesigang,  Artikel;  Einkommensteuer  im  österr.  Staatswörterluich. 
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Zn  dieser  Klassensteuer  trat  ini  Jahre  ISOl  eine  „Personal- 
steuer“, mehr  oder  weniger  eine  reine  Kopfsteuer.  Beide  Steuern 
wurden  im  Jahre  1830  aufgehoben. 

Mit  kais.  Patent  vom  10.  und  29.  Oktober  1849  wurde  sodann  die 
bis  Ende  1897  in  Oeltung  gestandene  Einkommensteuer  eingeführt. 

Das  der  Einkommensteuer  unterliegende  Einkommen  wurde 
in  3 Klassen  eingereiht. 

Die  Einkommensteuer  I.  Klasse  umfasst  alle  Arten  gewerb- 
licher und  Handelstätigkeit. 

ln  der  II.  Klasse  wurde  dasjenige  Einkommen,  das  man  ge- 
meinhin als  „Lohn-  und  Diensteinkommen“  zu  bezeichnen  pflegt, 
mit  Ausschluss  des  Erwerbs  des  Arbcdters  im  eigentlichen  8inne 
und  der  Dienstboten  aller  Arten  besteuert. 

Die  111.  Klasse  endlich  bezweckte  die  Besteuerung  der  Renten. 

Diese  Steuer  erschien  sehr  bald  reformbedüiftig  wegen  ihrer 
Verquickung  mit  den  bestehenden  Ertragsteuern,  wegen  der  Höhe 
der  Steuersätze,  sowie  wegen  des  übergrossen  Spielraumes,  welchen 
die  Beniessungsbehörden  zu  erlangen  wussten.  Reformen  wurden 
seit  dem  Jahre  1803  wiederholt  versucht,  doch  erst  der  siebente 
dem  Reichsrate  vorgelegte  Gesetzentwurf  wurde  mit  26.  Oktober 
1896  Gesetz. 

Die  alte  Einkommensteuer  war  iimlagenptlichtig  und  brachte 
vor  ihrer  Aufhebung  im  Jahre  1897  der  Gemeinde  einen  Ertrag 
von  840.408  K,  24’6<^*  o der  Gesamtsteuereingänge. 

Im  neuen  Personaleinkommensteuergesetze  ist  zwar  die  Frei- 
lassung der  Personaleinkommensteuer  ^on  den  Landes-  und  Gemein- 
dezuschlägen nicht  gesetzlich  statuiert,  doch  wurde  festgesetzt, 
dass  die  Bestimmungen  bezüglich  der  Nachlässe  an  Realsteuern 
— Höchstausmass  der  Nachlässe  bei  der  Grundsteuer  15%,  bei 
der  Gebäiidestener  12-5%  n»d  bei  der  allgemeinen  Erwerbsteuer 
25%  — sowie  bezüglich  der  vorgescdienen  l'eberweisungen  nur 
hinsichtlich  jener  Länder  in  Kraft  tieten  sollten,  in  denen  die 
Freilassung  der  Einkommensteuer  von  allen  der  Kompetenz  der 
Landesgesetzgebung  unterliegenden  Zuschlägen  normiert  werde. 
Das  ist  denn  auch  durch  Spezial-Laudesgesetze  geschehen,  und 
ist  demnach  die  Personaleinkommensteuer,  und  zwar  voiläutig  bis 
1909,  von  den  Landes-  und  Gemeindezuschlägen  freizulassen. 

Die  Länder  wurden  wJe  erwähnt,  durch  Ueberweisungen 
schadlos  gehalten,  nicht  so  die  Gemeinden.  Wien  allein  fand 
Berücksichtigung,  indem  es  vom  Lande  Niederösterreich  50%  4es 
diesem  Lande  überwiesenen  Anteiles  erhält.  Das  Land  Steiermark 
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teilt  jedoch  mit  seiner  Landeshauptstadt  nicht,  obwohl  ein  Drittel 
der  Einkommensteuersumme  von  ganz  Steiermark  in  Graz  er- 
hoben wird. 

Ertrag  der  nach  dem  Patente  vom  Jahre  1849  zur  Hebung  ge- 
langte Einkommensteuer.  


Jahr 

Staatssteuer 

Landes- 

uinlaf^en 

Geuieinde- 

umlagen 

Zusammen 

K 

K 

K 

K 

1870 

1875 

325.458 

341.947 

48.000 

129.404 

34.210 

62.337 

407.668 

533.688 

1880 

455.362 

172.327 

90.399 

718.088 

1885 

1,481.542 

448.636 

262.388 

2,192.566 

1890 

1,602.883 

522.260 

352.540 

2,477.683 

1895 

1,746.261 

627.323 

680.630 

3,054.214 

1897 

1,895.079 

706.917 

840.408 

3,442.404 

Die  neue  Personaleinkommensteuer  brachte  dem  Staat  im  Jahre 


1898 

1899 

1900 


725.026  K 
887.282  „ 
945.582  „ 


1901 

1902 

1903 


1,045.919  K 
1,053.926  ,. 
1,046.227  „ 


5.  Die  Rentensteuer. 

Der  Rentensteuer  sollen  alle  von  den  übrigen  Ertragsteuern 
nicht  getroffenen  Renten  unterliegen,  doch  sind  gerade  bei  dieser 
Steuer  ausserordentlich  viele  Steuerbefreiungen  festgesetzt.  So 
sind  von  der  Steuer  befreit  die  Zinsen  des  grössten  Teiles  der 
Staatsschuld,  sowie  die  Zinsen  sehr  vieler  öffentlicher  Schuldver- 
schreibungen, desgleichen  die  Zinsen  und  Dividenden  zahlieichei 
Aktiengesellschaften,  insbesonders  von  Eisenbahnen  u.  s.  w. 

Das  Ausmass  der  Rentensteuer  wurde  mit  2o'o  festgesetzt, 
für  Sparkasseneinlagen  mit  D/2®  o>  ^5’  ^Icn  rentensteuerptlichtigen 
Teil  der  Staatsschuld  mit  10%.  Ein  Renteneinkommen  von 
(500  tl.  = 1200  K bleibt  sobald  es  das  alleinige  Einkommen 

einer  Person  bildet,  steuerfrei. 


Jahr 

Staatssteuer 

Landes- 

zuscbläge 

(jemcinde- 

zuschUige 

Zusammen 

1898 

1899  i 

1900 

1901 

1902 

1903 

K 

175.209 
199.636  i 
244.308 
215.214 
239.434 
1 256.946 

K 

19.707  ! 

35.780 
36.721 
39.754 
i 37.418 
39.006 

K 

20.213 

34.993 

34.564 

35.764 

41.125 

42.787 

K 

215.129 

270.409 

315.593 

290.732 

317.977 

338.739 

42 


J)ie  Besoldting'ssleuer. 

Die  Dienstbeziige,  welche  jährlich  :4200  (dulden  und  mehr 
betiageii,  A\eiden  neben  der  Personalei nkoinnien.stener  einer  be- 
sondm-en  Besoldnngsstener  unterworfen,  welche  in  der  ersten  Stufe 
von  3200  4000  tl.  O-d'Vü  beträgt  und  progressiv  bis  (1%  für  die 

Bezüge  über  15.000  h.  steigt.  Der  Ertrag  der  Zuschläge  zn  dieser 
Steuer  ist  gering. 

Ertrag  der  Besoldnngsstener. 


Jahr 

Staatsstcucr 

Landos- 

ziisclilä^e 

Cienieiüde- 

zuschlä^e 

Zusammen 

K 

K 

K 

K 

1898 

7.106 

3843 

9.949 

1899 

27.286 

1377 

1 353 

30.016 

1900 

19.070 

7553 

7542 

34.165 

1901 

16.267 

8021 

7828 

32. 1 1 6 

1 902 

18.911 

7515 

6596 

33  0^>2 

1903 

1 8.256 

7013 

6132 

31.401 

7.  Die  Verzehrnnijssteuer. 

Die  älteste  Form  der  Verzehrnngsstener  war  das  Umgeld 
(Ohmgeld),  welches  in  Böhmen  schon  1336  von  Wein,  Bier,  Vieh, 
Oetreide  und  Nahrungsmitteln  bei  der  Einfuhr  in  die  Städte  ent- 
lichtet  werden  musste.  Die  Verbrauchsabgaben  waren  sehr  ver- 
sthieJenartig,  und  der  Kreis  der  Steuerobjekte  erweiterte  sich 
immer  mehr.  1 nter  Leoj)old  I.  schon  beginnen  die  Versuche  zur 
einheitlichen  Gestaltung  der  Verbrauchsabgaben,  doch  erst  durch 
das  Patent  vom  25.  Mai  1829  trat  an  Stelle  der  höchst  mannig- 
fachen Abgaben  die  allgemeine  Verzehrungssteuer. 

\\  esentlich  ist  vor  allem  hinsichtlich  der  Bestenernng  der 
l ntevschied  zwischen  dem  offenen  Lande  und  den  „geschlossenen“ 
Städten,  denn  während  auf  dem  Lande  nur  Getränke  und  Schlacht- 
vieh zu  versteuern  sind,  ist  der  Kreis  der  steuerpliichtigen  Gegen- 
stände in  den  geschlossenen  Städten  ein  weit  grösserer. 

Zu  den  geschlossenen  Städten  gehören  nach  § 4 des  Ver- 
zehrungssteuer-Patentes, Wien,  die  Provinzialhauptstädte  und 
Tiient.  Nachdem  Trient  und  Innsbruck  im  Jahre  1848  ausge- 
schieden, Triest  1891  eingereiht  wurde,  so  beträgt  die  Zahl  dieser 
Städte,  da  Czernowitz,  Troppaii,  Salzburg  und  Klagenfurt  nie 
geschlossene  Städte  waren,  weil  sie  zur  Zeit  des  Inkrafttreten.'i 
des  Verzehrungssteuer-Patentes  noch  keine  Provinzialhauptstädte 
waren,  gegenwärtig  neun:  Wien,  Linz,  Prag,  Brünn,  Lemberg, 
Krakau,  Graz,  Laibach,  Triest. 
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ln  Triest  und  Wien  wurden  1890  und  1891 1)  neue  .Steuer- 
tarife eingeführt,  zugleich  viele  Gegenstände,  insbesonders  auch 
wichtige  Nahrungsmittel  von  der  Abgabe  befreit,  die  Steuersätze 
der  Artikel,  welche  zur  Befriedigung  der  Lebensführung  der  breiten 
Volksschichten  dienen,  vielfach  herabgesetzt  und  die  (^ualitäts- 
bcsteuerung  sorgfältig  durchgeführt.  Die  wichtigsten  Positionen 
sind  in  diesen  beiden  Städten  nur  mehr  Wein,  Weinmost,  Wein- 
maische, Bier  und  Fleisch. 

ln  den  übrigen  geschlossenen  Städten  treten  zu  diesen  Gegen- 
ständen noch  wichtige  Nahrungsmittel,  wie  Brot,  Mehl,  Brotfrüchte, 
Eier,  Butter,  Käse,  Obst  und  dgl.,  auch  werden  in  diesen  Städten 

Kohlen  und  Brennholz  versteuert. 

Der  Steuerbezug  ist  gegenwärtig  in  allen  geschlossenen  Städten, 
mit  Ausnahme  von  Wien  und  Triest,  an  die  betreffenden  Stadt- 
gemeinden verpachtet. 

Der  Pachtvertrag  zwischen  der  Stadtgemeinde  Graz  und  dem 
Finanzärar  wird  jeweilig  auf  drei  Jahre  abgeschlossen,  der  Pacht- 
schilling beträgt  dermalen  für  das  Jahr  1,406.(X)0  K,  der  (Tcwinn 
aus  der  Pachtung  erscheint  im  Rechnungsabschlüsse  für  das  Jahr 

1902  mit  117.996  K eingestellt. 

Zu  der  staatlichen  Verzehrungssteuer  werden  auch  Zuschläge 
für  Gemeinde-  und  Landeszwecke  erhoben.  Graz  belastete  die 
Verbrauchsabgabe  bis  zum  Jahre  1887  mit  3303®/o5  ^^it  dieser 
Zeit  mit  40"  o.  werden  hier  die  alkoholischen  Getränke  in 

der  Form  selbständiger  Abgaben  besteuert.  Diese  Abgabe  stellt 
sich  beim: 

Bier  auf - Liter, 

Wein  „ 1-  r '• 

Weinmost  und  Weinmaische  auf  . . .3  ,,  „ ,, 

Likör,  Punschessenz,  Rosogli  und  allen  andern 

versüssten  geistigen  Getränken  auf . . o ,.  ,.  ,. 

endlich  Bum,  Arrak,  Branntwein  und  Brannt- 
weingeist auf 0‘2  K für  den  Al- 

koholgrad. 

Die  Steuer  hat  viele,  insbesonders  ,. prinzipielle“  Gegner,  doch 
sprechen  Erwägungen  tinanzieller  Natur  für  die  Beibehaltung  der- 
selben, zumal  auch,  nach  den  anderwärts  bei  der  Aufhebung  ge- 
machten Erfahrungen  zu  schliessen,  mit  der  Auflassung  der  Steuer 
kaum  wesentliche  Vorteile  für  die  Konsumenten  verbunden  sein 

1)  Uesetz  vom  10.  Mai  IHÜO  R G.Bl.  Xr.  78  und  23.  .Juni  1891  R.Cl.Bl.  Nr.  79. 


0‘2  K für  den  Al- 
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dürften;  doch  wäre  den  gewichtigsten  P:inwendungen,  welche  sich 
gegen  die  Besteuerung  notwendiger  Lebensmittel  richten,  durch 
Reformierung  des  Tarifes  Rechnung  zu  tragen. 

Durch  Hebung  der  Aprovisionierung,  welche  derzeit  ganz  im 
Argen  liegt  und  für  welche  so  gut  wie  nichts  geschieht,  könnte 
das  Haushaltungsbudget  der  Bewohner  unzweifelhaft  viel  günstiger 
beeinflusst  werden,  als  durch  Auflassung  der  Verzehrungssteuer. 

Beiechtigt  sind  wohl  auch  die  Kin Wendungen,  die  man  gegen 
die  Steuer  als  Staatssteuer  erhebt,  und  es  betonte  diesfalls  auch 


der  \ieite  österr.  Städtetag  in  Wien  (1895),  dass  sich  eine  ört- 
liche Mehrbelastung  der  Inwohner  einer  Gemeinde  durch  eineVer- 
brauchsabgahe  sehr  wohl  durch  ein  örtliches  .51ehrerfordernis,  wel- 
ches wieder  mittelbar  oder  unmittelbar  den  Steuerträgern  zugute 
komme,  i echtfertigen  lasse,  dass  es  jedoch  entschieden  dem  Grund- 
sätze der  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  wudeistreite,  w'enn  für 
die  allgemeinen  Erfordernisse  des  Staates  die  Bew’ohner  der  ge- 
schlossenen Städte  noch  ihre  Konsumartikel  v^ersteuern  müssen. 
Dei  Städtetag  reklamierte  auf  Grund  dieser  Ausführungen  die 
staatliche  Verzehrungssteuer  für  die  geschlossenen  Städte. 


Ertrag  der  Verzehrungssteuer  für  die  Stadtgemeinde  i). 


Jahr 

Betrag 

pro  Kopf  der 
Bevölkerung 

^lo  der  Gesamt- 
steuercingänge 

K 

K 

1870 

323.100 

4-14 

36-1 

1875 

604.252 

7-02 

38- 9 

39- 8 

1880 

681.390 

7-24 

1885 

720.000 

7-12 

36-1 

1890 

940.000 

9-— 

36-7 

1895 

984.880 

8-14 

3P5 

1900 

1,106.774 

8-26 

27-4 

1901 

1,097.628 

8-07 

26-6 

1902 

1,131.692 

8-20 

27-9 

1903 

T » 

1,136.267 

8-05 

26-4 

B.  Selbständige  Gemeindesteuern. 


1.  Die  Mietsteuer  (Ziiiskreuzer). 

Die  Mietsteuer 2)  Anden  wir  auf  österreichischem  Boden  das 
^te  Mal  im  Jahre  1704,  wm  dieselbe  auf  Grund  des  Patentes 

1)  Bei  dieser  Steuer  Hessen  die  Rechnungsabschlüsse  vollständig  ini  Stich, 
und  ein  Versuch,  Material  von  Seite  der  Verzehrungssteuer-Pachtungs-Dircktion 
ZU  erlangen,  misslang. 

2)  Myrbach,  Die  Besteuerung  der  Gebäude  und  Wohnungen  in  Oesterreich 
und  deren  Kefonn, 
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Leopold  I.  vom  16.  Januar  1704  für  dieses  Jahr  in  Wien  als 
„Schanzsteuer“  erhoben  wuirde.  Der  Ertrag  dieser  Steuer  sollte 
zur  Erneuerung  und  Ergänzung  der  Wiener  Befestigungsw'erke 
dienen.  Sie  war  allen  Hausbesitzern  und  Mietern  auferlegt  und 
zw'ar  hatten  die  Hausbesitzer  nach  dem  Werte  ihrer  Häuser,  je 
nachdem  es  Ereihäuser  oder  bürgerliche  Häuser  waren,  im  ersten 
Falle  von  je  1000  Gulden  Wert  1 fl.  30  xr,  im  zweiten  Falle 
von  1000  fl.  Wert  innerhalb  der  Stadt  10  fl.,  au.sser  der  Stadt 
5 fl.  zu  steuern.  Die  Mieter  hatten  für  jeden  Gulden  Zins  in  der 
Stadt  2 Kreuzer,  vor  der  Stadt  1 Kreuzer  zu  erlegen.  Für  das 
Jahr  1707  wurde  dieselbe  Schanzsteuer,  aber  im  doppelten  Betrage, 
als  Beitrag  zur  Bestreitung  der  „Kriegsgeschäfte“,  im  Jahre  1714 
endlich  unter  dem  Namen  „Zinskreuzer“  zur  Bestreitung  der  durch 
die  Pest  verursachten  Auslagen  ausgeschrieben. 

Ini  Jahre  1801  wuirde  diese  Steuer  auch  in  Graz  — 1%  des 
Mietzinses  — eingeführt,  und  zw'ar  zur  Bestreitung  der  Kosten 
der  Strassenbeleuchtung,  w'elche  bis  dahin  die  Hausbesitzer  zu 
besorgen  hatten.  Im  Jahre  1859  linden  wir  daselbst  den  Miet- 
zins mit  2^lo,  vom  Jahre  1867 — 69  mit  4®/o,  von  1870 — 1897  mit 
I 6%,  1898—1903  mit  8%  «ni  seit  1904  endlich  mit  10%  ver- 
steuert. In  Wien  betrug  die  Mietzinssteuer  im  Jahre  1904  SV  ^o/o, 
in  Brünn  1^/q,  in  Salzburg,  Troppau  und  Klagenfurt  je  6%,  in 
Innsbruck  3%,  Laibach  2 — 4%,  in  Linz  2— 7%,  in  Prag  4— 6«  o- 
Die  Abgabe  ist  demnach  von  allen  grösseren  Städten  in  Graz  am 
höchsten;  am  Gesamtsteuereingang  ist  sie  mit  28'1o/q  beteiligt. 

Die  Steuer  w'ar  also  Anfangs  eine  Zw'ecksteuer,  und  auch 
heute  noch  sucht  man  bei  Erhöhungen  gern  einen  besonderen 
Grund,  einen  besonderen  Zw'eck,  w'elchem  die  Erhöhung  dienen 
soll;  als  „Schulkreuzer“,  „Armenkreuzer“  für  Schul-  oder  Arraen- 
auslagen  findet  die  Erhöhung  w'eniger  Widerspruch. 


Ertrag  der  Mietsteuer. 


Jahr 

Betrag 

pro  Kopf  der 
Bevölkerung 

der  Gesamt- 
steuereiiigänge 

1870 

K 

309.902 

K 

3*97 

34*6 

1875 

462.112 

5-39 

29*7 

1880 

481.824 

5-13 

28-2 

1885 

522.058 

5-17 

25-2 

1890 

613.954 

5-69 

24-- 

1895 

701.960 

5-80 

22-5 

1900 

1,095.660 

8-19 

27-1 

1903 

1,207.135 

8-56 

28*1 

46 


Auch  diese  Steuer  hat  viele  Gegner,  Sie  könne  weder  als 
Aufwandsteuer,  noch  als  Einkommensteuer,  auch  nicht  als  Ge- 
meindesteuer, weniger  freilich  noch  als  Staatssteuer  empfohlen 
werden,  denn  der  Wohnungsaufwand  sei  individuell  ganz  ungleich, 
verschieden  auch  nach  den  Farailienverhältnissen,  eine  gleich  hohe 
Mictsteuer  daher  für  Familienväter  höher  als  für  Ledige,  für 
grosse  Familien  höher  als  für  kleine;  weiters  sei  die  Wohnungs- 
ausgabe eine  ganz  ungleiche  Quote  des  Einkommens,  welche  in 

umgekehrter  Progression  zur  Höhe  des  Einkommens  stehe  und 
dergleichen. 

drotzdem  möchte,  da  die  Steuer  einmal  eingeführt,  dieser  Ab- 
gabe das  Wort  geredet  werden,  denn  da  die  Regierung  eine 
städtische  Einkommensteuer  ahlehnt,  anderseits  auch  die  staatliche 
Einkommensteuer  von  Zuschlägen  frei  bleiben  muss,  so  ist  die 
Mietsteuer  allein  geeignet,  im  städtischen  Haushalt  die  Einkommen- 
steuer zu  ersetzen. 

Allerdings  muss,  damit  sie  diese  Aufgabe  erfüllen  und  die 
hauptsächlichsten  Einwendungen  entkräften  kann,  eine  rationelle 
Ausgestaltung,  vor  allem  eine  Abstufung  des  Steuerfusses  nach 

der  Miethühe  und  Freilassung  der  kleinen  und  kleinsten  Mieten 
gefordert  werden. 

Heute  freilich  kann  man  bei  der  Höhe  der  .Mietstener  und 
dem  gleichen  Steuerfuss  für  alle  Mieter,  sowie  bei  der  bestehen- 
den sehr  hohen  Hauszinssteuer,  die  ja  auch  zum  grossen  Teil  vom 
Mietei  zu  tragen  ist,  endlich  im  Hinblick  auf  die  allgemeine 
^ erzehi  ungssteuer,  durch  welche  noch  die  notwendigsten  Lebens- 
mittel besteuert  werden,  nicht  in  Abrede  stellen,  dass  das  kleine 
Einkommen  zu  stark  belastet  erscheint. 

IHe  hieilassung  der  kleinen  Mietiui  von  der  Mietsteuei“,  des- 
gleichen auch  ein  progressiver  Steuerfuss  wurde  wohl  wiederholt 
schon  in  Erwägung  gezogen,  doch  waren  es  Bedenken  oder  besser 
Sorgen  tinanzieller  Natur,  die  einem  Fortschritte  binderlich  iin 
Wege  standen,  denn  es  wurde  befürchtet,  dass  eine  Erhöhung 
des  Steuerfusses  über  10'^  o hinaus  kaum  bewilligt  werden  dürfte, 
demnach  mit  einer  Reformierung  der  Steuer  namhafte  Ausfälle 

an  Einnahmen  verbunden  wären,  für  welche  die  Stadtverwaltung 
keinen  Ersat>^  findet. 

Die  Steiiei  wird  nicht  vom  Mieter,  sondern  vom  Vermieter 
einphoben,  welcher  sie  aber  fast  ausnahmslos  auch  bei  den 
kleinsten  Wohnungen  dem  Mieter  in  Anrechnung  bringt.  Es  hat 
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sich,  wahrscheinlich  in  Folge  der  Höhe  der  Steuer,  immer  allge- 
meiner der  Gebrauch  ausgebildet,  dass  bei  Wohnungsvermietungen 
der  Mietzins  angegeben  wird  mit  dem  Beisatze  „und  die  Zins- 
kreuzer“, daher  denn  auch  die  Wohiiiingssteuer  in  der  Regel 
nicht  den  Vermieter,  sondern  den  Mieter  trifft. 

Für  die  Richtigkeit  dieser  Ansicht  spricht  wohl  auch  der  Um- 
stand, dass  die  Hausbesitzer  gegen  jede  Erhöhung  der  Hauszins- 
steuer energisch  Stellung  nehmen,  während  sic  sich  einer  ge- 
planten Erhöhung  der  Ziuskreuzer  gegenüber  indifferent  verhalten. 
Eine  Ueberwälziing  der  Hauszinssteuer  ist  eben  nicht  ausnahms- 
los möglich  und  auf  jeden  Fall  mit  Weiterungen  und  Auseinander- 
setzungen verbunden,  hinsichtlich  der  Mietsteuer  aber  wird  der 
Hausherr  eben  nur  als  Einkassierer  der  Steuerbehörde  betrachtet. 

2.  Die  Hundesteuer. 

Die  Hundesteuer  wurde  in  Graz  im  Jahre  1864  eingeführt. 
Für  die  Einführung  dieser  Abgabe  waren  auch  damals  dieselben 
Gründe  wie  heutzutage  massgebend,  man  betonte,  „dass  die  Hunde- 
steuer bei  der  grossen  Menge  teilweise  schlecht  geptiegter  und 
beaufsichtigter  Hunde,  welche  eine  Plage  des  unbefangenen  Publi- 
kums bilden  und  in  sanitätspolizeilicher  Hinsicht  gefährlich  er- 
scheinen, das  geeignetste  Mitel  wäre,  eine  Verminderung  der 
Hunde  herbeizuführen,“  zugleich  erwartete  man  von  dieser  Auflage 
einen  immerhin  beachtenswerten  tinanziellen  Erfolg. 

Nach  beiden  Richtungen  liin  tat  die  Steuer  ilire  Schuldigkeit ; 
sie  trug  sowohl  zu  einer  stetigen  Abnahme  der  Hunde  bei  — 4188 
im  Jahre  1864  gegen  3158  im  Jahre  1902  — , und  lieferte  auch 
mit  steigendem  Steuersatz  steigende  Erträge. 

Der  Steuersatz  wurde  im  Jahre  1864  mit  . . . . 4 K 

festgesetzt  und  im  Jahre  1879  auf 6 ,. 

„ 1882  „ 8 

„ „ 1888  „ 12  ,. 

,.  „ 1899  „ 16  „ 

endlich  ,,  „ 1904  „ 20  ,. 

bezw.  24  K,  bezw.  28  K u.  s.  w.  erhöht. 

Während  bis  zum  Jahre  1885  jeder  Hund  ohne  Rücksicht  auf 
seine  Verwendung  mit  dem  gleichen  Satze  besteuert  wurde,  macht 
man  seit  diesem  Jahre  einen  Unterschied  zwischen  sog.  Luxus- 
hunden und  Kettenhunden,  die  den  Zweck  haben,  bloss  zur  Be- 
wachung von  Häusern  oder  Geschäften  zu  dienen  und  die  wäh- 


rend  des  Tages  stets  au  der  Kette  gehalten  werden.  Der  Steuer- 
satz für  einen  Kettenhund  wurde  mit  8 K,  seit  1.  Januar  1905  mit 
10  K festgesetzt. 

Vom  1.  Januar  1905  an  wurde  die  Auflage  auf  den  Besitz 
eines  Luxushimdes  von  16  K auf  20  K erhöht  und  eine  um  den 
Besitz  von  4 K progressiv  steigende  Auflage  in  der  Weise  ein- 
geführt, dass  für  den  zweiten  Hund  24  K,  für  den  dritten  28  K 
n.  s.  w.  zu  zahlen  sind. 

Ertrag  der  Hundesteuer. 


Jahr 

1 HundezahP) 

1 1 

Betrag 

1864 

4188 

”K 

16.752 

1870 

4615 

18.460 

1882 

3420 

25.616 

1892 

3092 

37.104 

1902 

3158 

50.448 

1903 

3184  a) 

50.944 

3.  Die  Traimvayfahrkartensteuer. 

Als  die  Staatsverwaltung  daran  ging,  den  Personenverkehr 
auf  den  Bahnen  einer  ausgiebigen  Besteuerung  im  Wege  einer 
Verkehrsanflage  zu  unterziehen,  hielt  auch  die  Gemeinde  die  Zeit 
für  gekommen,  den  Verkehr  auf  der  einer  Privatgesellschaft  über- 
lassenen Stadtbahn  finanziellen  Zwecken  iintzbar  zu  machen.  Nach 
einem  ausgearbeiteten  Gesetzentwürfe  sollten  mit  jeder  zur  Aus- 
gabe gelangenden  Karte  2 Heller,  bei  Terminkarten  10  o/o  des 
Preises  als  städtische  Fahrkartensteuer  eingehoben  werden.  Der 
Entwurf  wurde  am  15.  Oktober  1902  Gesetz.  Die  Einhebung  be- 
sorgt die  Tramway-Gesellschaft,  ursprünglich  gegen  eine  Vergütung, 
nunmehr  aber  unentgeltlich. 

Ein  ungünstiger  Einfluss  der  Steuer  auf  die  Benützung  der 
Stadtbahn  kann  wohl  bis  heute  nicht  nachgewiesen  werden,  da 
der  Rückgang  der  Einnahmen  der  Bahngesellschaft  im  Jahre  1903 
auf  andere  Momente  zurückzuführen  sein  dürfte. 

Ertrag  der  Steuer  1903  . . 146.878  K, 

— 3'4o/o  der  Gesamtsteuereingänge  — . 

1)  Es  kommt  demnach  1 Hund  auf  44  Einwohner.  In  Berlin  kamen  1890jl 
auf  40,  in  Halle  a.  S.  auf  77  Einwohner  ein  Hund. 

2)  Ohne  Kettenhunde.  Im  .lahre  1903  wurden  234  Kettenhunde  gezählt. 
2819  Hundebesitzer  hatten  je  einen  Hund,  282  zwei,  00  drei,  16  vier,  und  7 
je  7 Hunde. 
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C.  Gebühren. 


1.  Kanzlei-,  Ban-  und  Kommlssionsgebühren.  Im  § 47  der 
Gemeindeordnung  wird  bestimmt,  dass  für  die  durch  den  Stadtrat 
und  dessen  Hilfsämter  vorzunehmenden  Amtshandlungen  die  je- 
weilig vom  Gemeinderate  festzusetzenden  Gebühren  zn  entrichten 
sind.  Auf  Grund  dieser  Bestimmung  werden  für  alle  Erledigungen 
und  Amtshandlungen  des  Stadtrates  und  dessen  Hilfsämter,  welche 
über  ein  mündliches  oder  schriftliches  Ansuchen  im  Interesse  der 
Partei  erfolgen,  Gebühren  erhoben  0- 

Vorschreibungen  an  Kanzleigebühren  im  Jahre  1893  5.722  K, 
im  Jahre  1903  13.028  K. 

Vorschreibungen  an  Bau-  und  Kommissionsgebühren  im  Jahre 
1893  21.811  K,  im  Jahre  1903  26.458  K. 

2.  Theatergebühren  und  Licenzgelder.  Diesen  Gebühren  kommt 
wegen  der  geringen  Höhe  keine  finanzielle  Bedeutung  zn. 

Vorschreibung  an  Gebühren  für  Konzerte,  Vorträge  und 
Schaustellnngen  im  Jahre  1903  977  K,  für  Tanzmu.siken  im  Jahre 
1903  3.638  K. 

3.  Marktgebühren.  Nach  § 6 der  Marktordnung  müssen  für 
Ueberlassung  von  Verkaufsplätzen  auf  den  öffentlichen  Märkten 
Gebühren  gezahlt  werden.  Diese  Gebühren  kommen  auf  den  sog. 
Bauernmärkten  täglich,  auf  den  übrigen  Plätzen  monatlich  zur 
Einhebung. 

Ertrag  der  Tagesmieten  im  Jahre  1903  . . . . K 18.986 

„ „ Monatsmieten  „ „ „ . . . ,.  47.656 

zusammen  K 66.642 

4.  Viehmarktgebühren.  (S.  Art.:  „Schlachthausbetrieb“  S.  51.) 


1)  Aus  dem  Kanzleitaxen-Tarife:  K h 

Aufnahme  eines  Protokolls,  per  Seite — .30 

Dekret,  womit  ein  Ansuchen  bewilligt  wird 3.— 

Bericht 4—6.— 

Jede  Zustellung  an  Parteien — -30 

Ausfertigung  einer  Urkunde,  eines  Zeugnisses,  Certifikates  . . . 1.50 

Bewilligung  einer  freiwilligen  Lizitation 2.— 

Aus  dem  Bau-  und  Kommissionsgebühren-Tarife : 


A.  Baugebühren:  Bei  Neubauten,  Zubauten  und  Aufbauten:  für  den  zu 
verbauenden  Flächenraum  bis  einschliesslich  100  m^  für  jedes  zu 


Wohnzwecken  bestimmte  Geschoss 10.— 

B.  Kommissionsgebühren:  für  Bauaugenscheinsverhandlungen  . . 10 — 20. — 

Bei  der  Rohbauprüfung  für  jedes  Geschoss 5 — 10, — 

Für  Abhaltung  der  Endbeschau 6 — 10.— 

4 
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5.  Pflastermautgebühren,  Die  Pflastermautgebühren  gehören 
wohl  besser  unter  die  Verkehrssteuern.  Die  städtische  Mautgebühr 
wird  auch  noch  nach  Aufhebung  der  staatlichen  Mautgebühr  an  der 
Stadtgrenze  von  jedem  Fuhrwerk  mit  der  Fahrrichtung  in  die  Stadt 
erhoben.  Ertrag  der  Gebühr  1870:  50.820  K,  1903:  97.536  K. 

6.  Kanaleinschlauchgebühren.  (Artikel:  „Ausgaben  für  Strassen 
und  Plätze“  Seite  17.) 

7.  Feuerlöschgebühren.  (Artikel:  „Feuerlöschwesen“  Seite  21.) 


ft  I« 


III.  Abschnitt. 

Die  städtischen  Gewerbebetriebe. 

Für  die  Finanzwirtschaft  der  Städte  gewinnen  die  Einnahmen 
aus  Gewerbebetrieben,  immer  mehr  an  Bedeutung,  und  man  ist  gegen- 
wärtig vielfach  geneigt,  die  Tüchtigkeit  der  Verwaltung  an  der 
Fruktifizierung  bestimmter  Gewerbebetriebe  für  den  städtischen 
Haushalt  zu  messen.  Die  Lehre,  dass  Beleuchtung,  Wasserver- 
sorgung und  Strassenbahn  sich  im  Eigenbetrieb  der  Stadtverwaltung 
beflnden  sollen,  ist  zum  Axiom  geworden.  Zur  Zeit  aber,  als  die 
Grazer  Gemeindevertretung  die  V^erträge  mit  Privatgesellschaften 
schloss,  war  die  Lehre,  dass  der  Staat  bezw.  die  Gemeinde  für 
Gewerbebetriebe  wenig  geeignet  sei  und  teurer  wirtschafte  als 
Private  noch  die  herrschende,  und  wenn  es  auch  bedauert  werden 
mag,  so  darf  es  doch  nicht  Wunder  nehmen,  wenn  der  Grazer 
Gemeinderat  im  Sinne  der  Zeitströmung  alle  heute  für  Stadtver- 
waltungen als  geeignet  erklärte  Unternehmen  privaten  Gesell- 
schaften überliess. 

Die  wichtigsten  Verträge  sollen  hier  kurz  skizziert  werden. 

1.  Der  Vertrag  mit  der  Grazer-Traraway-Gesellscbaft  dauert 
bis  31.  Dezember  1948  und  sichert  der  Stadtgemeinde  den  unent- 
geltlichen Heimfall  der  Stra.ssenbahnanlagen  mit  allen  Leitungen 
und  der  zur  Erzeugung  der  elektrischen  Kraft  bestimmten  Zentral- 
station samt  deren  Zubehör. 

Auf  Grund  des  Nachtragsvertrages  vom  25.  November  1895 
erhält  die  Stadtgemeinde  als  Gewinnanteil  ein  Drittel  des  nach 
Verteilung  einer  6%  igen  Divende  übrig  bleibenden  Betrages. 

Dieser  Gewinnanteil  stellte  sich 

1900  auf  . . K 32.629'-  I 1902  auf  . K 80.879'— 


¥ 'l 


1 V 


1901 


59.602 


und  1903 


53.108'- 


51 


2,  Die  Verträge  mit  der  Wiener  Gasindustriegesellschaft,  be- 
treffend die  Lieferung  von  Leucht-  und  Motorengas,  sowie  von 
elektrischer  Plnergie,  läuft  am  31.  Dezember  1920  ab. 


Gas-  und  Pflektrizitätswerk  fällt  mit  diesem  Zeitpunkte 


samt  der  ganzen  Kohr-  und  Netzleitung  der  Stadtgemeinde  unent- 
geltlich zu. 

3.  Der  ungünstigste  Vertrag  ist  zweifellos  der  mit  der  Grazer- 
Wa.sserversorgungsgesellschaft  vom  2.  April  1870,  da  in  demselben 
kein  Heimfallsrecht  sondern  nur  eine  Art  Vorkaufsrecht  der  Ge- 
meinde statuiert  und  überdies  die  Wasserversorgungsgesellschaft 
nicht  verpflichtet  erscheint,  das  ganze  Stadtgebiet  mit  Wasser  zu 
versorgen,  trotzdem  ihr  der  V’ertrag  das  ausschliessliche  Wasser- 
versorgungsrecht zuerkennt. 


PvS  erübrigt  nur  mehr  den  Schlachthausbetrieb  zu  besprechen, 
obwohl  derselbe,  streng  genommen,  nicht  zu  den  Gewerbebetrieben 
gehört,  da  der  Schlachthof  nicht  in  gewinnbringender  Absicht 
betrieben  wird. 


Plin  anderer  städtischer  Betrieb,  welcher  wohl  nach  der  Absicht 
seiner  Gründerin,  der  Kaiserin  Maria  Theresia,  neben  der  Ver- 
folgung humanitärer  Zwecke  berufen  erscheint,  einen  Ueberschuss 
abzuwerfen,  um  damit  einem  wichtigen  Zweige  der  Armenverwaltung, 
der  Siechenpflege,  seine  materielle  Hilfe  angedeihen  zu  lassen, 
das  V^ersatzamt,  schliesst  seit  dem  Uebergange  aus  der  Staats- 
verwaltung in  die  städtische  Verwaltung  am  1.  August  1874  mit 
Ausnahme  der  Jahre  1885 — 1888  alljährlich  mit  einem  P^ehlbetrage. 

Die  Vermögensverminderung  betrug 

im  Jahre  1903  . . . . K 834'17 

,,  „ 1902  . . . . „ 10.339'68 


Der  Sehlachthausbetrieb. 

Das  städtische  Schlachthaus  und  der  damit  verbundene  Vieh- 
markt wurden  am  1.  Dezember  1876  eröffnet. 

Die  Hauptaufgabe  eines  Schlachthauses  ist  zunächst  die  genaue 
Durchführung  der  Vieh-  und  Fleischbeschau,  und  es  wurden  seit 
dem  Bestände  der  Anstalt  4796  geschlachtete  Tiere  und  circa 
190.000  Kilo  Feisch  und  Eingeweide  wegen  verschiedener  Krank- 
heiten als  zum  menschlichen  Genüsse  nicht  geeignet  erklärt  und 
dem  Waseiimeister  zur  V^erscharrung  übergeben. 

In  welcher  Weise  der  Verkehr  seit  dem  Bestände  zugenommen 
hat,  mag  den  nachfolgenden  Zusammenstellungen  entnommen  werden : 
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Grosshornviehschlachtungen. 


Jahr 

‘ 

Ochsen 

Stiere 

Kühe 

Jungvieh 

Zusammen 
1 Stück 

1877 

13.862 

845 

3.955 

957 

19.619 

1887 

15.788 

480 

3.670 

1.725 

21.613 

1897 

15.188 

1.182 

5.883 

3.092 

25.345 

1901 

14.77J 

810 

6.113 

5.482 

27.179 

Perzen  tuelle  Zu-  bzw.  Ab- 
nahme seit  dem  Jahre  1877 

+ 6o/o 

-0-24  o/o 

;-h^4o/o 

© 

© 

1 -+380/0 

1 

Wie  aus  dieser  Tabelle  ersichtlich  ist,  haben  die  Kinder- 


schlachtungen seit  dem  Jahre  1877  um  38®/o  zugenommen,  was 
annähernd  dem  Wachstum  der  Bevölkerung  entspricht,  dagegen 
hat  die  Fleischqualität  stark  abgenommen. 


Viehmarktauftriel). 


Jahr 

Ochsen 

Stiere 

Kühe 

Zusammen 

Stück 

1877 

10.132 

689 

11.272 

22.093 

1887 

20.165 

2.938 

15.079 

38.182 

1897 

16.316 

3.482 

13.754 

33.552 

1901 

21.466 

6.271 

22.126 

49.863 

Perzentuelle  Zunahme  seit 
dem  Jahre  1877 

8IO0/0 

1 96»/„ 

I 125»/o 

Grosshornvieh-Export. 


Im 

Jahre 

- ■ 

. _ — 

N a 

c h 

Zu- 

sammen 

Wien  und 
Nieder- 
österreich 

Steier- 

mark 

Schweiz 

Tirol 

Deutsch- 
land ! 

Verschie- 
1 denen 
1 Orten 

1877 

3.741  1 

371 

702 

4.814 

1887! 

3.969 

1.973 

1.677 

3.540 

1.602 

12.761 

1897 

982 

2.617 

614 

2.151 

577 

561 

7.502 

1901 

2.616 

6.055 

i 2.924 

4.635 

773 

953 

17.956 

Hinsichtlich  des  Exportes  bemerkt  die  Schlachthausverwaltung: 
,.Ein  lebhafter  Export  wurde  früher  und  wird  teilweise  jetzt  noch 
als  ein  Schaden  für  die  Approvisionierung  angesehen.  Die  Er- 
fahrung hat  jedoch  gelehrt,  dass  bei  vermehrter  Nachfrage  sich 
auch  die  Auftriebe  vergrösserii,  und  wenn  es  auch  manchmal  bei 
lebhafterem  Absätze  und  geringerem  Auftriebe  vorkommt,  dass  die 
Viehpreise  steigen,  so  ist  doch  nicht  zu  befürchten,  dass  ein 
Mangel  an  Vieh  eintritt  oder  die  erhöhten  Preise  stationär  blei- 
ben   „Wenn  auf  dem  Grazer  Viehmarkte  die  Preise 

steigen,  so  sehen  wir  schon  in  den  darauffolgenden  Tagen  Trans- 
porte von  ungarischem  billigeren  Vieh  im  Schlachthause “ 
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„Die  Vieh-Ausfuhr  nach  Deutschland  und  in  die  Schweiz 
unterlag  infolge  der  von  den  genannten  Ländern  wegen  angeblicher 
Seuchengefahr  oft  ungerecht  angeordneten  Sperrmassregeln  be- 
deutenden Schwankungen.  Das  österr.  Vieh  gilt  in  den  genannten 
Nachbarländern  immer  als  seuchenverdächtig.  Wie  ungerecht  diese 
Beschränkung  ist,  geht  daraus  hervor,  dass  vom  Jahre  1897  bis 
Ende  1901  nicht  eine  einzige  Seucheneinschleppung  aus  Oesterreich 
in  die  bayrischen  Schlachthöfe,  wohin  eben  die  beschränkte  Einfuhr 
gestattet  ist,  erfolgte.  Hingegen  sind  im  Jahre  1899  und  1900 
zwanzig  Fälle  von  Seucheneinschleppungen  aus  Preussen  nach 
Bayern  festgestellt  worden.  Die  Handhabung  zu  diesen  Ausfuhrs- 
beschränkungen bot  die  unklare  Fassung  der  in  den  Jahren  1891 
und  1892  mit  Deutschland  und  der  Schweiz  getroffenen  Viehseuchen- 
übereinkommen. Gewiss  hätte  sich  unser  Markt  noch  mehr  ent- 
wickelt, wenn  nicht  die  genannten  Länder,  dem  Drucke  einer 
eigennützigen  Agrarierpolitik  nachgebend,  der  Einfuhr  österr. 
Viehes  solche  Schwierigkeiten  bereitet  haben  würden.“ 

Beim  Schlachthausbetrieb  kommt  das  Gebührenprinzip  zur 
Anwendung,  die  Ueberschüsse  sollen  die  investierten  Kapitalien 
verzinsen  und  allmählich  amortisieren. 

Die  Ausgaben  betrugen  im  Jahre  1903  . . . K 162.93P — 

die  Einnahmen  (ohne  die  Viehmarktgebühren):  . ,,  206. 770' — 

Der  Ueberschuss  per K 43.839‘ — 

kommt  einer  etwa  2%  igen  Verzinsung  des  Anlagekapitales  gleich. 

An  Schlacht-  und  Stechgebühren  wurden  im  Jahre  1903 
88.822  K gegen  95.768  K im  Vorjahre,  an  Stallgebühren  13.369  K 
gegen  15.067  K im  Jahre  1902  eingenommen,  es  machte  sich  dem- 
nach im  Jahre  1903  ein  starker  Rückgang  im  Auftriebe  sowohl  als 
in  den  Schlachtungen  bemerkbar.  Die  Verschlechterung  der  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  zeigt  auch  der  Fleischverbrauch,  der  seit 
einer  Reihe  von  Jahren  konstant  zurückgeht. 


Fleischverbrauch  pro  Kopf  der  Bevölkerung: 


1893  . 

. Kilo  85H9') 

1899 

. . Kilo 

71-70 

1894  . 

. „ 86T4 

1900 

* • » 

71-80 

1895  . 

„ 79-83 

1901 

• * 

71-20 

1896  . 

„ 82-10 

1902 

• • r 

70-50 

1897  . 

,.  83'25 

1903 

• • « 

65-87 

1898  . 

. „ 82-70 

1)  Ochsenfleisch  3275 kg,  Stierfleisch  073kg,  Kuhfleisch  8‘6kg,  Jungrind- 
fleisch 2'02  kg,  Kalbfleisch  12'5kg,  Schweinefleisch  25'93  kg,  Schaffleisch  0'45kg, 
Pferdefleisch  2’21  kg. 
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Hinsichtlich  der  Preise  der  Schlachtiingsprodukte  sei  bemerkt, 
dass  der  Durchschnittspreis  für  Rindfleisch  I.  Qualität  per  Kilo 
von  1 K 16  im  Jahre  1880  auf  1 K 36  im  Jahre  1903,  der  Durch- 
schnittspreis für  Schlachtochsen  von  56  h pro  Kilo  Lebendgewicht 
auf  64  h gestiegen,  die  Nebenprodukte  aber  stark  im  Preise  ge- 
fallen sind,  so  Ochsenhäute  von  1 K 04  per  Kilo  auf  90  h,  Un- 
schlitt  von  76  h auf  44  h. 

Für  die  Benützung  des  Schlachthauses  werden  Gebühren  er- 
hoben. Dieselben  können  im  Vergleich  zu  deutschen  Städten  als 
niedrig  bezeichnet  werden,  zumal  in  den  Schlachtungsgebühren 
auch  die  Untersuchuugsgebühren  enthalten  sind,  während  in  deut- 
schen Städten  vielfach  besondere  Gebühren  für  die  Beschau  zu 
entrichten  sind. 


Die  Schlachtgebühren  sind  wie  folgt  festgesetzt: 
für  ein  Tier  der  Pferdegattung  . . K 3-— 


einen  Ochsen,  Stier  oder  Kuh  . 

• 11 

2-80 

ein  Kalb 

• 11 

0-40 

ein  SchAvein 

■ i” 

D— 

Kleiinfleh 

• 51 

0-60 

0-20 

Mit  dem  Schlachthausbetriebe  steht  der  Viehmarkt  in  un- 
mittelbarer Verbindung.  Das  Regulativ  für  den  Viehmarkt  be- 
stimmt, dass  der  gewerbsmässige  Handel  mit  totem  oder  lebendem 
Vieh  nur  auf  den  hiezu  bestimmten  Plätzen  nächst  dem  städtischen 
Schlachthause  oder  in  den  Räumen  des  Schlachthauses  selbst  ge- 
stattet ist  und  dass  der  Jlintrieb  von  Vieh  in  den  Marktraum  erst 
nach  Zahlung  einer  Marktgebühr  erfolgen  darf.  Die  Marktgebühren, 
welche  im  Jahre  1903  eine  Einnahme  von  58.748  K brachten,  sind 
in  folgender  Höhe  normiert: 


für  einen  Ochsen,  Stier  oder  Tier  der  Pferdegattung 

„ eine  Kuh 

,,  ein  Kalb  oder  Schwein 

,,  ein  Schaf  oder  Ziege 

„ Rind-  und  Pferdefleisch  per  Kilo  .... 

„ Schweinefleisch  per  je  25  Kilo 


K 0-60 


91 

11 


0-40 

0-20 

006 

004 


IV.  Abschnitt.  Die  Schulden  der  Stadt. 

Bis  zum  Anfang  der  70iger  Jahre  hielt  sich  die  Anlehens- 
gebarung der  Stadtgemeinde  in  den  bescheidensten  Grenzen.  Passiv- 
kapitalien wurden  teils  mit  erworbenen  Realitäten  übernommen. 


I 
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teils  wurden  sie  direkt  zum  Zwecke  des  Ankaufes  von  Grundstücken 
und  Häusern  aufgenommen.  Die  Passiva  betrugen  mit  Ende  des 
Jahres  1869  nur  818.851  Kronen,  denen  Aktiva  in  der  Höhe  von 
2,268.290  Kronen  gegenüberstanden. 

Im  Jahre  1873  schritt  dann  die  Stadtgemeinde  bei  dem  steierm. 
Landtage  um  die  Bewilligung  zur  Aufnahme  eines  grösseren  An- 
lehens ein,  und  wurde  ihr  mit  Landesgesetz  vom  2.  März  1873  ein 
Anlehen  von  3 Millionen  Gulden  = 6 Millionen  Kronen  bewilligt. 
Die  Aufnahme  dieses  Anlehens  erfolgte  im  Jahre  1876  durch  Aus- 
gabe von  Schuldverschreibungen  — je  1000  Stück  zu  1000  und 
2000  K,  15.000  Stück  zu  200  K — gegen  Rückzahlung  in  30 
Jahresraten  mittelst  Verlosung  vom  1.  Juli  1876  an  und  gegen  6pro- 
zentige  Zinsen.  Für  die  Sicherheit  des  Anlehens  haftet  die  Ge- 
meinde mit  ihrem  ganzen  beweglichen  und  unbeweglichen  Ver- 
mögen, sowie  mit  den  ihr  gebührenden  Steiierzuschlägen,  Gefällen 
und  sonstigem  Einkommen.  Insbesonders  Avurden  zur  Sicherstellung 
der  Amortisationsraten  und  Zinsen  der  der  Gemeinde  zustehende 
33  VaProzentige  Zuschlag  zur  Verzehrungssteuer  und  das  städtische 
Pflastermautgefälle  als  Spezialpfand  gestellt. 

Im  Jahre  1888  wurden  zur  Bestreitung  für  programraässig 
festgesetzte  Bauten,  Strassenregulierungen,  Grunderwerbungen  und 
deigl.  2,100.000  Gulden  = 4,200.000  Kronen  bei  der  steierm. 
Spaikasse  gegen  4 y4prozentige  Verzinsung  und  4'2Prozentige  Til- 
gung aufgenommen.  Da  es  sich  bald  zeigte,  dass  mit  diesem  An- 
lehen die  Durchführung  des  festgesetzten  Programmes  nicht  mög- 
lich war  und  da  auch  zur  Abstossung  schwebender  Schulden  und 
zur  Schaffung  von  Reserven  noch  beträchtliche  Mittel  erforderlich 
waren,  wurde  im  Jahre  1892  ein  weiteres  Anlehen  per  D5  Millionen 
Gulden  ==  3 Millionen  Kronen  A^on  der  genannten  Sparkasse, 
Aviederum  gegen  4 i^prozentige  Verzinsung  und  1/2  prozentige  Til- 
gung, zur  Verfügung  gestellt. 

Dieselbe  Sparkasse  beschaffte  auch  im  Jahre  1898  für  den 
Theaterneubau  gegen  einfachen  Schuldschein  2,400.000  Kronen, 
für  die  Verzinsung  und  Tilgung  dieses  Anlehens  Averden  die 
Ueberschüsse  der  Gemeindesparkasse  herangezogen,  nachdem  die 
Direktion  derselben  am  2.  Juli  1897  beschlossen  hatte,  ohne  Ueber- 
nahme  einer  Verpflichtung  für  die  Zukunft,  einen  Teil  des  Rein- 
ertrages, insoweit  derselbe  alljährlich  für  Widmungen  verAvendet 
wird,  der  Gemeinde  für  diesen  ZAveck  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Im  Jahre  1902  endlich  Avurden  auf  Grund  eines  Erfordernis- 


56 


planes  Scbiildverschreibungen  im  Betrage  von  14  Millionen  Kronen 
ausgegeben.  Dieselben  sollen  vom  Jahre  1907  an  in  50  Jahren 
nach  Massgabe  des  Tilgiingsplanes  eingezogen  werden.  Die  Stadt- 
gemeinde hat  sich  aber  das  Recht  Vorbehalten,  vom  Jahre  1910 
an  in  dem  einen  oder  anderen  Jahre  der  planmässigen  Tilgungs- 
periode mit  Zustimmung  des  Landtages  auch  eine  grössere  An- 
zahl von  Schuldverschreibungen,  als  nach  dem  Tilgungsplane  be- 
stimmt ist,  auszuloseu,  oder  sämtliche  noch  nicht  ausgelosten 
Schuldverschreibungen  halbjährig  aufzukünden  und  zum  vollen 
Nennwerte  an  den  Ueberbringer  zurückzuzahlen. 

Für  die  regelmässige  Zahlung  der  Zinsen  und  für  die  Ab- 
stattung des  Anlehenskapitales  haftet  auch  auf  Grund  des  Landes- 
gesetzes vom  27.  Mai  1902  das  Herzogtum  Steiermark. 

Die  Schuldverschreibungen,  welche  nach  dem  Gesetze  vom 
12.  Juli  1902  auch  zur  fruchtbringenden  Anlage  von  Stiftungs- 
kapitalien, dann  von  ITipillar-,  Fideikommiss-  und  Depositengeldern 
dienen  und  zum  Börsenkurs,  jedoch  nicht,  über  dem  Nennwerte,  zu 
Dienst-  und  Geschäftskautionen  verwendet  werden  können,  wurden 
von  der  Unionbank  in  Wien  zum  Kurse  von  97’5  übernommen  und 
in  folgenden  Abschnitten  hinausgegebeii : 


500 

Stück 

ä 10.000 

K 

. . K 

5,000.000-- 

2600 

r 

,.  2.000 

J? 

• • )) 

5,200.000-- 

3250 

?? 

„ 1.000 

• • » 

3,250.000-- 

2500 

?) 

„ 200 

r 

• • 

500.000- - 

500 

r 

„ 100 

7? 

• • ?? 

50.000- - 

zusammen  K 14,000.0(X> — 

Soviel  zur  Geschichte  der  Entstehung  der  Anlehen. 

Die  folgenden  Tabellen  zeigen  den  Stand  der  Schulden  mit 
31.  Dezember  1903,  die  Zins-  und  Tilgungsraten  und  die  Verwen- 
dungszwecke. 

Der  grösste  Teil  der  Anlehen  wurde,  wie  die  Tabelle  S.  58  u.  59 
zeigt,  für  unproduktive  Zwecke  verwendet,  daher  denn  auch  die 
Zinsen  und  Tilgungsraten  fast  ausschliesslich  aus  den  eigenen 
Einnahmen  — aus  Steuergeldern  — bestritten  werden  müssen. 
Nur  die  Auslagen  für  die  Schlachthausbauten  und  Kasernenbauten 
verzinsen  und  amortisieren  sich  teilweise  selbst,  sodass,  unter 
Berücksichtigung  dieser  Einnahmen  sowie  der  Vermögenszinsen 
aus  den  noch  nicht  verbrauchten  Anlehensgeldern,  im  Jahre  1903 
die  Ausgaben,  bezw.  die  Steuern  mit  1,000.000  K = 13%  der 
Gesamtausgaben,  23%  der  Steuereingänge,  für  die  Anlehen  be- 
lastet waren. 


i 
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Uebersicht  über  die  aufgenommenen  Anlehen  nebst  Darstellung  der 
für  Verzinsungen  und  Tilgungen  erforderlichen  Beträge. 


Bezeichnung  der 
Schuld 


I A.  Intabulierte 
jSchuld-Kapita- 
;lien,  aufgenonimen 
bei  der  steierm. 
Sparkasse. 

1 Durch  Unifizierung 


2 DurchKonvertierung 


B.  Nichtintabu- 
lierte  Schuld-Ka- 
pitalien. 

1 Anlehen  V.  Jahre  1876 

mittelst  Enüttie- 
rang  v.  Kommunal- 
Anlehens-Obligat. 

2 Theatcranlehen,  auf- 

genommen bei  der 
steierm.  Sparkasse 

3 Anlehen  V. Jahre  19ü2 

mittelst  Emittie- 
rung  von  Kom- 
munal - Anlehens- 


Jahr  der  Auf- 
nahme 

Normalbetrag 
der  Anleihe 

_ 0 

d 
• ^ 

V3 

(fi 

d 

. rM 

Cs3 

_ 0 

1 C 
tn 

t£  d 
d 

S)2 

Stand  der 
Schuld 
Ende  1903 

Zinsrate  im 
Jahre  1903 

1 

Tilgungsrate 
im  Jahre  1903 

Schlussjahr 
der  Tilgung 

1885 

837.60041/4 

62 

710.797 

31.210 

9.628 

1885 

1,000.00041/4 

1 

697.512 

30.330 

22.977! 

1888 

4,200.00041/4 

62 

3,788.608 

162.015 

38.1911942 

1892 

3,000.00041/4 

‘I2 

2,933.559 

126.705 

1 

1 

17.7061952 

1876 

6,000.000 

6 

Til- 

gungs- 

plau 

1,180.000 

96.780 

1 

337.8001907 

'1898 

2,400.00041/4 

1 

2,158.083 

93.705 

57.9281928 

Til- 

190214,(XX).000 

4 

gungs- 

plan 

14,000.000 

560.000 

— 1957 

1 

Sa.  31,437.600  25,468.559il,100.745i484.230 

I ! 1,584.975 

Der  Tabelle  kann  aber  auch  noch  weiters  entnommen  werden, 
dass  über  7 o/o  der  Anlehen  der  Stadtkasse  direkt  zur  Deckung 
von  Abgängen  in  der  ordentlichen  Gebarung  überwiesen  wurden, 
eine  Transaktion,  die  recht  bedenklich  erscheint,  zumal  auch  infolge 
der  willkürlichen  Scheidung  der  aus  Anlehensmitteln  zu  bestreitenden 
ausserordentlichen  Ausgaben  von  den  ordentlichen  ein  weiterer 
grosser  Prozentsatz  der  Anlehen  für  Ausgaben  verwendet  wird, 
für  die  eigentlich  die  ordentliche  Gebarung  aufzukommen  hätte. 
Dies  gilt  insbesonders  hinsichtlich  der  Aufwendungen  für  Strassen- 
herstellungen. 

Nicht  der  Zweck  der  Ausgabe  entscheidet  vielfach  die  Frage, 
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Verwendung  der 


• 

Ul 

1 , 

t«  ' 

o 1 
Cu 

Bezeichnung  der 
Schuld 

1 

Nominal- 1 
betrag  der 
Anleihe 

Hoch- 

bauten*) 

Schlacht- 

haus- 

bauten 

Friedhof- 

anlage 

Strassen- 

herstel- 

lungen 

Kanal- 

bauten 

1 

2 

3 

4 

W 

0 

Anlehen  v..Jahre  1876 
„ „ „ 1888 

« . „ 1892 

Theater-Anlehen 

V.  Jahre  1898 
Anlehcn  v.  Jabre  1902 

Sa.  . . 

K 

6,(XK).000 
4,2Ü0.0(X) ) 
3,Ü00.(X)0 1 

2,400.(K)0 

14,Ü()0.0(X) 

K 

1,318.462 

1,717.298 

1,827.(K)2| 

K 

605.334 

239.286 

1,008.705 
1 ' 

K 

187.702 
850.1 :38 

K 

2,274.722 

356.245 

1,151.510 

K 

304.580 

67.617 

289.229 

29, 60().a)0  4,862.762 

1,853.;  125  1 ,0:37.N4( ) :3,782.477 

661.426 

1 

Jahr 

1 

Schuldenstand 

pro  Kopf 
der 

Bevöl- 

kerung 

Zins-  und  Til- 
gungsrate 

pro  Kopf 
der 

Bevöl- 

kerung 

Die  Zins-  u. 

Tilgungsrate 

in**/o  der  Ge- 
samt- 
ausgaben I 

in  der  Ge- 
sanitsteuer- 
eingänge 

1870 

722.706 

9-26 

36.135 

0-46 

3-4 

4-— 

1880 

6,262.950 

66-61 

465.262 

4-95 

17-3 

27-2 

1890 

10,337.010 

95-71 

677.058 

6-27 

15-2 

26-5 

1900 

16,076.8032) 

120-— 

1,078.164  3) 

8-- 

15-9 

26-7 

1903 

18,658.745^) 

132-33 

1,168.2465) 

8-28 

15-9 

27-4 

ob  ein  Erfordernis  unter  die  ordentlichen  oder  ausserordentlichen 
Ausgaben  eingereiht  werden  soll,  sondern  der  Umstand,  dass  in 
der  ordentlichen  Gebarung  für  weitere  Ausgaben  keine  Bedeckung 
mehr  vorhanden  ist.  Und  so  dient  denn  die  Anlehungsgebarung 
nicht  selten  zur  Verdeckung  des  Defizit  des  ordentlichen  Budgets, 

1)  Vorwiegend  Schulbauten,  dann  Kasernenbauten. 

2)  Höhe  der  aufgenommeiien  Schuld  K 16,870.803*—.  Nachdem  jedoch 
vom  Theater-Anlehen  noch  K 800.000* — nicht  verbraucht  waren,  wurden  nur 
K 16,076.803. — in  die  Tabelle  aufgenommen. 

3)  Die  aufgenommene  Schuld  per  16,876.803  K erforderte  für  Verzinsung 
und  Tilgung  im  Jahre  1900  = K 1,234.002*—.  Da  hiezu  aber  aus  dem  Rein- 
gewinne der  Gemeindesparkasse  K 145.838*—  zur  Verfügung  gestellt  wurden, 
so  waren  aus  den  allgemeinen  Mitteln  nur  K 1,078.164*—  erforderlich. 

4)  Mit  Ende  1903  betrugen  die  Gesamtschulden  K 25,468.559. — , wovon 
jedoch  am  Ende  des  Jahres  noch  K 6,809.814  — unverbraucht  waren.  Die  reine 
Schuld  betrug  demnach  K 18,658.745.—, 

5)  Zur  Zahlung  der  Zins-  und  Tilgungsrate  aus  K 25,468.559. — per 
K 1,584.975* — standen  die  Vermögenszinsen  aus  dem  noch  nicht  verbrauchten 
Anlehensreste  mit  K 265.096*—  zur  Verfügung;  weiters  wurden  aus  dem  Rein- 
gewinn der  Gemeindesparkasse  zur  Verzinsung  und  Tilgung  des  Theateranlehens 
K 151.633* — überwiesen,  sodass  die  laufenden  Einnahmen  nur  mit  K 1,168.246. — 
belastet  wurden. 


59 


grössseren  Anlehen. 


Bach- 

und 

Fluss- 

rcgnlie- 

rungen 

Brük- 

ken- 

bauten 

Gnind-  iiJ 
Reali-  i 
täten-  ; 
erwer- 
bungen 

Sackkai- 

Regu- 

lierung 

Volks- 

bäder 

Theater- 
Neubau  u.  i 
Auöchaffg- 
eines  Thea-! 
terfundus  | 

Ueber- 
w^eisungen 
an  die 
Stadtkasse  ; 

Ver- 

schie- 

denes 

Kredit- 

reste 

K 

K 

K 

K 

K 

K 

K 

K 

K 

226.702 

297.588 

743.406 

— 

— 

— 

— 

41.504 

— 

— 

517.128 

446.533 

1,342.741 

20.000 

— 

1,400.000  0 

167.328 

75.686 

1,942.854 

. 

457.146 

165.886 

109.400 

1,302.076 

96.523 

123.584 

551.4:39 

747.664  2) 

350.000 

6,276.982 

392.588|924.116  2,492.015|l,439.264  143.584 

2,494.293 

2,147.664 

558.832  6,809.814 

Diese  infolge  der  Langfristigkeit  3)  der  Anlehen  doppelt  bedenk- 
liche Praxis  muss  notgedrungen  zu  einer  Ueberschuldung  führen, 
die  sich  umso  fühlbarer  machen  Avird,  als  Graz,  wie  schon  dar- 
getan, über  keine  bedeutenden  Einnahmen  aus  ErAverbsbetrieben 
verfügt  und  auch  in  absehbarer  Zeit  nicht  A^erfügen  Avird,  daher 
die  Gemeinde  auch  in  Hinkunft  zur  Deckung  der  erhöhten  Zins-  und 
Tilgungsraten  immer  nur  auf  Steuern  angeAviesen  bleibt**). 

1)  Zur  Deckung  der  Gebarungsabgänge  1,000.0(X)  K und  zur  Bildung  einer 
Reserve  400.000  K überwiesen. 

2)  Zur  Deckung  der  Gebarungsabgänge  der  Jahre  DHX),  1901,  1902  und 
1903  überwiesen. 

3)  So  wird  beispielsweise  das  im  Jahre  1902  aufgenommene  14,000.000  K 
Anlehen  erst  im  Jahre  1957  abgezahlt  sein.  Es  müssen  für  die  erhaltenen 
14.000.000  bezw.  mit  Rücksicht  auf  den  Kursverlust  für  erhaltene  13,650.000  K 
nicht  weniger  als  34,823.800  K aufgebracht  werden.  Die  Aufnahme  langfristiger 
Anlehen  ist  bei  den  österreichischen  Städteverwaltungen  üblich.  So  werden 
auch  die  von  der  Stadt  Brünn  in  den  Jahren  1897  bis  1902  aufgenommenen 
Anlehen  erst  in  fünfzig  und  mehr  Jahren  getilgt  sein. 

4)  In  erster  Linie  ist  es  unzweifelhaft  das  unzulängliche  Finanzsystem, 
das  zu  einer  solchen  Gebarungsweise  drängt,  doch  kommt  hiezu  noch  ein  Um- 
stand, der  doch  nicht  ganz  mit  Stillschweigen  übergangen  werden  kann.  Bei 
der  städt.  Finanzgebarung  im  allgemeinen  und  bei  der  Festsetzung  des  Budgets  im 
besondern,  spielen  oft  nicht  nur  Erwägungen  finanzieller  und  volkswirtschaftlicher 
Natur,  sondern  auch  politischer  Natur  eine  grosse  Rolle.  Die  Gemeindestube 
ist  heute  mehr  wie  früher  ein  Forum  der  politischen  Parteien,  wo  die  politische 
Minorität  mit  der  politischen  Majorität  um  den  Vorrang  ringt.  Das  beliebteste, 
und  mit  Rücksicht  auf  die  Unzulänglichkeit  des  Finanzsystems  das  dankbarste 
Angriffsobjekt  ist  nun  die  Finanzgebarung  geworden,  und  jede  auch  unerläss- 
liche und  begründete  Steuererhöhung  wird  für  Parteizwecke  ausgeschrotet,  w^as 
umso  leichter  ist,  als,  wie  Geffken  treffend  ausführt,  „es  mit  der  wirtschaftlichen 
Einsicht  der  AVähler,  w^elchc  die  Vertreter  mit  ihrem  Mandat  betrauen,  recht 
misslich  steht  und  wenige  sich  über  die  Tragweite  der  finanziellen  Beschlüsse 
ihrer  Vertreter  klar  sind.  Eine  neue  Steuer,  die  durchaus  notwendig  w^ar,  ruft 
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Ini  Interesse  einer  geordneten  F'inanzverwaltung  erscheint 
es  daher  unbedingt  geboten  zwischen  der  ordentlichen  und 
ausserordentlichen  Gebarung  scharfe  nicht  zu  überschreitende 
Grenzen  zu  setzen.  Die  allgemeine  Vorschrift,  dass  aus  Anlehens- 
raitteln  nur  Ausgaben  für  solche  Bauten  und  Unternehniungeu  zu 
bestreiten  sind,  die  ihrer  Natur  nach  dauernden  Zwecken  zu  dienen 
haben  und  für  eine  lange  Eeihe  von  Jahren  geschaffen  werden, 
genügt  wegen  ihrer  Dehnbarkeit  nicht.  Es  wird  auch  der  Frage 
näher  getreten  werden  müssen,  ob  es  sich  nicht  empfehlen  dürfte, 
der  Aufnahme  von  Anlehen  für  unproduktive  Zwecke  eine  obere 
Grenze  zu  setzen,  indem  unter  Festsetzung  kurzer  Rückzahlungs- 
fristen die  Zins-  und  Amortisationsraten  in  ein  bestimmtes  \er- 
hältnis  zu  den  Gesamtausgaben  oder  zu  den  Steuereingängen 
gebracht  werden. 

Dass  sich  das  unzulängliche  Umlagesystem  solange  halten 
konnte,  ist  nur  auf  den  Mangel  solcher  Vorschriften  und  die  Mög- 
lichkeit des  unbeschränkten  Schuldenmac.hens  zurückzuführen. 

Die  steigende  Verschuldung  der  Städte  ist  übrigens  eine 
allgemeine  Erscheinung,  die  nicht  nur  in  Oesterreich,  sondern 
auch  anderwärts  zu  beobachten  ist.  Die  Worte,  mit  Avelchen  der  i 
Oberbürgermeister  von  Frankfurt  a.  M.  den  Etat  für  1905  vorlegte  und 
einbegleitete,  hätte  auch  der  Bürgermeister  von  Graz  sprechen  können. 
Der  Oberbürgermeister  von  Frankfurt  streifte  zuerst  die  vielfach 
als  Allheilmittel  gepriesene  Sparsamkeit  und  betonte  die  Schwierig- 
keit, dieselbe  im  städtischen  Haushalt  überall  zu  praktizieren,  kam 
dann  auf  die  Klagen  hinsichtlich  der  hohen  Verwaltungskosten, 
und  erörterte  schliesslich  die  produktiven  und  unproduktiven  An- 
lehen, wobei  er  auch  der  Ansicht  Ausdruck  gab,  dass  in  Frankfurt 
im  letzten  Jahrzehnt  zuviel  für  unproduktive  Zwecke  ausgegeben 
wurde.  Wir  hören  ferner,  dass  eine  eigene  Kommission  sich  zur 
.\ufgabe  gesetzt  hatte,  eine  Beschränkung  der  unproduktiven  Aus- 
gaben zu  ermöglichen,  und  — dass  diese  Kommission  besonderen 
Anfechtungen  seitens  der  Bürgerschaft  ausgesetzt  gewesen,  und 
ein  ausserordentlicher  Mut  erforderlich  war,  an  diesem  Werke 
mitzuarbeiten.  Auch  das  ist  eine  allgemeine  Erscheinung.  Gerade 

Unmut  hervor,  lässt  die  Volksvertretung  dagegen  das  Defizit  und  die  Schulden 
anschwellen,  so  beruhigt  man  sich  dabei,  weil  man  augenblicklich  einer  Last 
entgeht,  ohne  zu  bedenken,  dass  man  sich  dadurch  eine  weit  schlimmere  Zu- 
kunft bereitet.“  Es  ist  daher  verständlich,  wenn  die  herrschende  Partei  vor 
allem  Steuererhöhungen  vermeiden  wäll  und  möglichst  viele  Ausgaben  der  An- 
lehensgebarung überweist. 
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jene  Kreise,  die  für  eine  Mehrbelastung  unter  keinen  Bedingungen 
zu  haben  sind  und  am  energischsten  gegen  jede  Steuererhöhung 
Stellung  nehmen,  stellen  ununterbrochen  Anträge,  mit  deren  An- 
nahme die  Ausgahen  ins  ungemessene  steigen  müssten. 

Doch  das  reiche  Frankfurt  darf  sich  das  Schuldenmachen 
schon  erlauben,  ebenso  wie  es  den  Bürger  durchschnittlich  jährlich 
mit  fast  46  Mark  für  Gemeindezwecke  belasten  darf;  im  übrigen 
können  aber  die  deutschen  Städte  Graz  immerhin  noch  zum  Vor- 
bilde dienen,  denn  wenn  dieselben  auch  unzweifelhaft  beträchtliche 
Summen  für  unproduktive  Zwecke  aufnehmen,  so  können  sie  doch 
anderseits  in  den  Erwerbsbetrieben  die  Mittel  zur  Zinszahlung 
finden,  auch  sorgen  dieselhen,  was  insbesonders  bei  unproduktiven 
Anlehen  von  grosser  Wichtigkeit  ist,  für  raschere  Schuldentilgung, 
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50/0  und  mehr 

getilgt,  so  dass  bei  dem  durchschnittlichen  Zinsfuss  von  31/2  liis  4i/o 
durch  Zuwachs  der  ersparten  Zinsen  sämtliche  jetzt  vorhandene 
Schulden  in  etwa  25  Jahren  getilgt  sein  Avürden. 


(V.  Abschnitt  siehe  Tabelle  S.  (52.) 

VI.  Abschnitt.  Die  Gemeindesteuerreform. 

Zwei  Tatsachen  sind  es  vor  allem,  die  sich  beim  Studium  des 
städtischen  BJnanzwesens  aufdrängen : Ein,  absolut  und  relativ  ge- 
nommen, enormes  Anwachsen  aller  Erfordernisse,  sowie  ein  starkes 
Anschwellen  der  Schulden  auf  der  einen  Seite  und  ein  auffallend 
stationär  bleibendes  F'inanzs3’stem  auf  der  andern  Seite. 

Zuschläge  zu  Staatssteuern  und  die  Mietsteuer  bilden  seit 
jeher  die  Haupteinnahme,  und  auch  die  Anteile  der  einzelnen  Steuer- 
gattungen an  den  Gesamtsteuereingängen  sind,  wie  wir  gesehen 
haben,  im  grossen  ganzen  gleich  geblieben.  B’'ast  alljährlich  muss- 
ten die  Zuschläge  oder  die  Mietsteuer  erhöht  werden,  um  das 

1)  Statist.  Jahrbuch  deutscher  Städte,  12.  Jahrgang,  S.  4S6. 


V.  Abschnitt.  Vermögens-Bilanz. 
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Gleichgewicht  zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben  herstellen  zu 
können,  und  trotzdem  war  es  der  Stadtgemeinde  auch  bei  sehr 
starker  Belastung  der  Anlehensgebarung  vielfach  nicht  möglich, 
das  Auslangen  zu  finden,  wie  dies  die  Gebarungsergebnisse  der 
letzten  10  Jahre  unzweifelhaft  dartun. 

Ordentliche  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Jahre  1894—1903. 


Jahr 

Einnahmen 

1 Ausgaben 

Ueberschuss 

Abgang 

1894 

4,272.389 

4,237.123 

35.266 

1895 

4,610.123 

4,643.918 

33.795 

1896 

4,997.906 

4,971.780 

26.126 

1897 

5,138.613 

5,252.877 



114.264 

1898 

5,981.747 

5,464.869 

516.878 

1899 

6,638.203 

6,569.622 

68.581 

1900 

6,6.50.229 

6,912.616 

- 

262.387 

1901 

6,766.407 

6,936.370 

— 

1 69.963 

1902 

7,067.477 

7,380.544 

313.067 

1903 

7,050.608 

7,345.280 

— 

294.672 

Eine  weitere  Erhöhung  der  Umlage  erscheint  aber  fast  aus- 
geschlossen, nachdem  bereits  der  Hausbesitz  40®/o  der  Bruttoein- 
nahmen, die  Industrie  20%  des  Ueberschusses,  der  Mieter  10% 
des  Mietzinses  und  die  Gesamtheit  überdies  noch  ganz  erhebliche 
Verbrauchsabgaben  an  die  Steuerkasse  für  Staat,  Land  und  Ge- 
meinde abführen  müssen. 

Wenn  wir  nun  fragen,  ob  denn  die  Unzulänglichkeit  der  finan- 
ziellen Mittel  nur  eine  spezifische  Erscheinung  der  Grazer  Stadt- 
verwaltung ist,  oder  ob  alle  grösseren  österreichischen  Städte  i)  mit 
finanziellen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  haben,  so  geben  hierauf 
die  Verhandlungsprotokolle  der  Städtetage  klare  Antwort. 

Die  ganzen  Verhandlungen  werden  beherrscht  von  den  Klagen 
über  die  finanzielle  Misere  und  über  die  enorme  Steuerbelastung 
der  städtischen  Bevölkerung. 

Die  finanzielle  Not  der  österreichischen  Städte  ist  auch  nicht 
eine  Erscheinung  der  jüngsten  Zeit,  sie  besteht  schon  seit  Jahr- 
zehnten und  wird  auch  schon  seit  Jahrzehnten  erörtert,  ohne  dass 

1)  Brünn  beispielsweise  schloss  das  .Jahr  1901  mit  einem  Abgänge  im 
Ordinarium  von  82.647  K 20  h.  Der  Voranschlag  für  das  Jahr  1902  wiess  ein 
, unbedecktes  Mehrerfordernis  von  46.04.5  K nach,  beim  Voranschlag  für  das 
Jahr  1908  bleiben  Ausgaben  in  der  Höhe  von  193.467  K ohne  Bedeckung. 
Der  Referent  betonte  ausdrücklich,  dass  der  ordentliche  Haushalt  der  Gemeinde 
insolang  nicht  ohne  Ahgänge  besorgt  werden  kann,  solange  nicht  neue  Einnahms- 
quellen  zur  Verfügung  stehen. 
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jedoch  bis  heute  der  geringste  Schritt  zu  ihrer  Behebung  getan 
worden  wäre.  Doch  werden  tiefgreifende  Reformen  nicht  mehr 
länger  zu  umgehen  sein,  soll  nicht  eine  weitgehende  Ueberschul- 
dung  der  Städte  mit  all  ihren  schweren  Folgeerscheinungen  eintreten. 

Dass  es  hiebei  der  opferwilligen  Mitwirkung  der  Regierung 
und  der  Landesvertretung  bedarf,  wird  kein  Einsichtiger  bestreiten, 
denn  im  eigenen  Wirkungskreise  vermögen  die  Städte  eine  Sanie- 
rung der  Finanzen  nicht  durchzuführen.  Wohl  ist  ihnen  vielfach 
das  Sparsystem  empfohlen  worden,  aber  die  Anhänger  dieses  Systems 
vergessen,  dass  die  meisten  Ausgaben  von  selbst  gegeben  sind 
und  dass  vielen  naturgemäss  die  Tendenz  zum  Steigen  innewohnt. 
Gewiss  muss  der  Sparsamkeit  in  der  Verwaltung  stets  das  Wort 
geredet  werden  und  ist  dieselbe  auch  unzweifelhaft  geeignet,  unter 
normalen  Verhältnissen  erfreuliche  Resultate  zu  zeitigen,  aber  die 
Nachteile  eines  unzulänglichen  Finanzsj'stems  kann  sie  auf  die 
Dauer  nicht  beheben,  ebensowenig  als  sie  geeignet  ist,  einen 
Menschen,  dessen  Einkünfte  das  Existenzminimum  nicht  erreichen, 
vor  der  Verelendung  zu  bewahren. 

Auch  die  wiederholt  gemachten  Versuche  der  Städte,  neue 
Einnahmsquellen  zu  ermitteln,  förderten  keine  befriedigenden  Er- 
gebnisse, denn  auch  hier  steht  das  Staatssteuersystem  und  die 
staatliche  Finanzpolitik  hindernd  im  Wege. 

Es  erübrigt  demnach  nur  mehr  eine  Entlastung  der  Städte 
von  bestimmten  Ausgaben,  oder  eine  Aenderung  des  Steuersystems. 

Eine  Entlastung  der  Städte  von  bestimmten  Ausgaben  könnte 
stattlinden,  indem  beispielsweise  der  Staat  einen  Teil  der  persön- 
lichen Volksschulerfordernisse  übernimmt,  wogegen  die  Länder,  die 
bisher  diese  Ko.sten  zu  tragen  hatten,  ihrerseits  die  Gemeinden 
teilweise  von  den  sachlichen  Schulerfordernissen  oder  von  den 
Armenlasten  befreien,  weiters  indem,  wie  schon  ausgeführt,  der 
Staat  einen  Teil  der  städtischen  Verwaltungsagenden  in  Hinkunft 
selbst  besorgt  oder  hiefür  Ersatz  leistet.  Doch  woher  soll  die 
Staatsverwaltung  die  Bedeckung  für  diese  Mehrausgaben  nehmen, 
nachdem  bekanntlich  auch  beim  Staatsbudget  die  Ausgaben  nur 
schwer  mit  den  Einnahmen  in  ICinklang  gebracht  werden  können? 
Die  erforderlichen  Mehreinnahmen  könnten  doch  wohl  auch  nur 
durch  Erhöhung  oder  Neueinführung  von  Steuern  beschafft  werden, 
und  so  weist  auch  dieser  Weg  auf  die  Steuerreform. 

Unzweifelhaft  vermag  auch  nur  eine  Steuerreform,  die  auch 
auf  die  Staats-  und  Laudeslinanzen  hinübergreift,  die  vielen  Uebel- 
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und  Misständc,  welche  dem  heutigen  städtischen  Steuer.system  an- 
haften, zu  beseitigen. 

Hinsichtlich  der  grossen  Städte  sind  wohl  die  Grundlagen  der 
Aenderungen  mehr  oder  weniger  schon  heute  gegeben.  Es  wird 
sich  darum  handeln,  den  Städten  Mehreinnahmen  zu  schaffen,  ohne 
dass  dieselben  in  einemfort  die  Umlagen  erhöhen  müssen,  und  es 
wird  notwendig  werden,  den  Landesverwaltungen  das  Besteuerungs- 
recht hinsichtlich  der  städtischen  Bevölkerung,  insbesonders  hin- 
sichtlich des  städtischen  Hausbesitzes,  etwas  einzuschränken. 

Mit  einer  Beseitigung  des  Zuschlagwesens  durch  Ueberweisung 
der  Realsteuern  an  die  Selbstverwaltungskörper  nach  preussischem 
Muster  darf  wohl  nicht  gerechnet  werden,  da  der  Staat  auf  die 
Einnahmen  aus  den  Ertragsteuern  nicht  verzichten  kann.  Es  fragt 
sich  auch,  ob  eine  solche  Ueberweisung  besonders  anzustreben  sei, 
denn  es  ist  nicht  einzusehen,  aus  welchen  Gründen  sich  die  Nach- 
teile der  Realsteiiern,  die  darin  zu  suchen,  dass  sie  sich  bei  wohl 
ziemlich  sicheren,  wenig  schwankenden  Erträgen  nur  schwer  dem 
steigenden  Bedarf  anpassen,  nicht  auch  in  ihrer  Eigenschaft  als 
Gemeindesteuern  zeigen  sollten,  da  erfahrungsgemäss  in  städtischen 
Grossgemeinden  die  Erfordernisse  überaus  rasch  zu  steigen  ptiegen. 

Wenn  nun  auch  von  einer  vollständigen  Beseitigung  des  Zu- 
, Schlagswesens  wird  abgesehen  werden  müssen,  so  kann  doch  die 
Einschränkung  der  Zuschläge  und  die  Freilassung  bestimmter 
Steuern  von  denselben  ermöglicht  werden. 

Solche  Forderungen  werden  in  erster  Linie  hinsichtlich  der 
Hauszinssteuer  aufzustellen  sein,  denn  gerade  hier  hat  das  Zu- 
schlagswesen, wie  schon  früher  dargetan,  die  unerfreulichsten  Er- 
scheinungen gezeitigt  und  die  Steuer  zu  der  reformbedürftigsten 
gemacht. 

Die  städtische  Gebäudesteuer  ist  zweifellos  infolge  der  hohen 
Zuschläge  aus  einer  Ei  tragsteuer  aus  der  Hausrente  zum  grossen 
Teil  zu  einer  Wohnsteuer  geworden  und  hat  wesentlich  zur  Er- 
höhung der  Wohnungsmieten  beigetragen.  Ueberdies  ist  auch  der 
städtische  Hausbesitz  ein  beliebtes  Objekt  der  Landesbesteuerung 
geworden,  und  während  die  Stadt  Graz,  um  eine  weitere  Erhöhung 
der  Mieten  hintanzuhalten,  es  seit  dem  Jahre  1890  unterliess,  die 
Gebäudesteuer  zu  erhöhen,  erhöhte  das  Land  Steiermark  dieselbe 
achtmal. 1)  Die  Landboten,  die  für  eine  Erhöhung  der  Zuschläge 

1)  Wie  übrigens  das  Land  Steiermark  in  den  letzten  Jahren  die  Zuschläge 
erhöht  hat,  kann  daraus  ersehen  werden,  dass  an  Landessteuern  aus  Zuschlägen 
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zu  der  Grund-  oder  Hausklassensteuer  nicht  zu  haben  sind,  be- 
willigen leichten  Herzens  Zuschläge  zur  städtischen  Hauszinssteuer 
in  jeder  gewünschten  Höhe. 

Auf  diese  Weise  werden  aber  unhaltbare  Zustände  geschaffen. 

Auf  dem  St.  Pöltner  Städtetage  wurde  nun  der  Vorschlag  ge- 
macht, den  gegenwärtigen  Ertrag  der  Hauszinssteuer  zu  kontin- 
gentieren und  den  Steuersatz  in  dem  Masse,  als  im  Laufe  der 
Jahre  der  Ertrag  durch  natürliche  Zuwächse  steigt,  solange  her- 
abzusetzen, bis  der  Steuersatz  von  5%  erreicht  wird. 

Gegen  diesen  Vorschlag  wendet  JMyrbachi)  ein,  dass  diese 
Steuerherabsetzung  nur  dem  Hausbesitzer  zu  gute  kommen  würde, 
während  eine  Eeform  der  Steuer  auch  darauf  Rücksicht  zu  nehmen 
habe,  dass  die  Hauszinssteuer  zum  weitaus  überwiegenden  Teil 
eine  Wohnsteuer  geworden.  Nach  Myrbach  soll  die  Steuer  vor- 
läufig zur  Gänze  beihehalten  werden,  aber  sie  soll  offen  und  klar 
als  das  behandelt  werden,  was  sie  jetzt  zwar  verdeckt,  aber  ver- 
möge ihrer  Wirkung  in  Wirklichkeit  ist:  Eine  Kombination  aus 
einer  Ertragsteuer  und  einer  Aufwand-,  nämlich  einer  Mietsteuer. 


Diese  beiden  Teile  sollen  auseinander  gelegt,  vollkommen  geschie- 
den werden,  und  dann  kann  der  Gesetzgeber  mit  jedem  der  Teile 
so  verfahren,  wie  es  im  Interesse  der  Gesamtheit  nützlich  er- 
scheint. Myrbach  deutet  auch  an,  wie  er  sich  diese  Regelung 
denkt.  Er  sieht  in  der  Ueberweisung  jenes  Teiles  der  Gebäude- 
steuer, welcher  Mietsteuer  ist,  an  die  Gemeinden  den  ersten  Schritt 
für  ein  selbständiges  kommunales  Finanzsystem. 

Der  Vorschlag  verdient  wohl  Beachtung,  wenn  auch,  wie  Myr- 
bach selbst  betont,  die  Durchführbarkeit  desselben  nicht  ausser  Frage 
steht,  insbesonders  hinsichtlich  des  wichtigsten  und  schwierigsten 
Punktes,  der  Reduktion  des  Mietzinses  auf  jene  Höhe,  welche  der 
neugeschaft'enen  Sachlage  entspricht,  denn  da  ein  grosser  Teil 
dessen,  was  formal  rechtlich  als  Mietzins  erscheint,  in  Wahrheit 
Steuer  des  Mieters  ist,  so  müsste  diese  Quote  aus  dem  formalen 
Mietzins  entfernt  und  auch  rechtlich  zur  Steuer  gemacht  werden. 

Aus  dieser  Steuer  in  Verbindung  mit  der  heute  schon  be- 
stehenden Mietsteuer  könnte  dann  eine  neue  rationell  ausgestaltete 


im  Jahre  1897  rund  4,900.000  K cingingen,  im  Jahre  190:5  dagegen  7,500.000  K, 
obwohl  die  betreffenden  Staatssteuern  von  i:3,100.(K)0  nur  auf  14,900.000  K ge- 
stiegen sind. 

1)  Myrbach:  „Die  Keform  der  österr.  Hauszinssteuer“  in  der  Zeitschrift 
für  Volkswirtsch.,  Sozialpolitik  u.  Verwaltung,  12.  Band. 
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städtische  selbständige  Steuer  mit  hohem  Ertrage  geschaffen  wer- 
den. Die  eigentliche  Hauszinssteuer  als  Ertragsteuer  von  der 
Hausrente  wäre  auch  in  Hinkunft  als  Staatssteuer  beizubehalten, 
doch  dürften  zu  derselben  keine  Landeszuschläge  erhoben  werden, 
wogegen  die  Länder  als  Ersatz  einen  Anteil  an  der  Staatssteuer 
zu  erhalten  hätten. 

Würde  dann  auch  die  allgemeine  Verbrauchsahgabe  von  den 
Landeszuschlägen  befreit  und  dieselbe  sodann  nach  einer  ent- 
.sprechenden  Reformierung  den  Städten  allein  überlassen,  so  wür- 
den diese  den  Mangel  einer  Einkommensteuer  nicht  so  schwer 
empfinden,  besonders  wenn  durch  Einführung  der  „Restverwaltung“ 
für  ungünstige  Zeitperioden  vorgesehen  würde.  Die  staatliche 
Einkommensteuer  könnte  dann  auch  in  Hinkunft  von  .städtischen 
Zuschlägen  frei  bleiben. 

Der  Staat  müsste  für  den  Ausfall  der  Einnahmen  aus  der 
Verzehrungssteuer  Ersatz  in  der  Erhöhung  der  Einkommensteuer 
finden  und  müsste  zugleich  den  Ländern  aus  der  erhöhten  Ein- 
kommensteuer erhöhte  Anteile  überweisen,  damit  dieselben,  soweit 
sie  nicht  schon  durch  Ueberweisung  eines  Teiles  der  staatlichen 
Hauszinssteuer  entschädigt  sind,  für  den  Entfall  der  Zuschläge 
zur  Verzehrungssteuer  und  zur  Hauszinssteuer  schadlos  gehalten 
werden. 

Freilich  könnte  eine  solche  Regelung  nur  hinsichtlich  jener 
Städte  eintreten,  wo  eine  staatliche  Verbrauchsabgabe  besteht, 
also  nur  hinsichtlich  der  sogenannten  „geschlossenen“  Orte,  allein 
das  sind  alle  grossen  Städte,  in  denen  sich  die  Unzulänglichkeit 
des  heutigen  Finanzsystems  am  fühlbarsten  macht,  denn  grosse 
Städte,  deren  Aufgabenkreis  sich  sozusagen  tagtäglich  erweitert, 
sind  viel  dringlicher  auf  selbständige  Steuern  angewiesen  als  kleine 
Landstädte,  die  ihre  Bedürfnisse  ganz  wohl  mit  Zuschlägen  be- 
friedigen können. 

Sollte  die  von  Myrbach  angeregte  Zerlegung  der  Hauszins- 
steuer sich  als  nicht  durchführbar  erweisen,  so  wäre  vor  allem 
eine  Einschränkung  der  Umlagen  zu  dieser  Steuer  anzustreben, 
auch  käme  die  Zusammenlegung  der  Hauszinssteuer  mit  ihren 
bisherigen  Umlagen  zu  einer  einheitlichen  Steuer,  die  umlagenfrei 
zu  bleiben  hätte  und  die  nach  bestimmten  Prozentsätzen  zwischen 
Staat,  Land  und  Gemeinde  zu  teilen  wäre,  in  Erwägung,  denn  in 
erster  Linie  wird  nicht  so  sehr  eine  Ermässigung  der  eingelebten 
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Steuer,  als  vielmehr  die  Verhütung  einer  weiteren  unter  den  heutigen 
Verhältnissen  unausbleiblichen  Erhöhung  in  Betracht  kommen. 

Eine  Besserung  gegenüber  den  jetzigen  Verhältnissen  könnte 
scliliesslich  auch  dadurch  erzielt  w'erden,  dass  zu  einzelnen  Staats- 
steuern nur  Landes-,  zu  anderen  nur  Gemeindeumlagen  erhoben 
werden  dürfen,  denn  die  vielfach  zu  Tage  tretenden  Steuerüber- 
lastungen sind  nur  die  Folgeerscheinung  der  Kumulierung  der 
Landes-  Gemeinde-  und  Bezirksumlagen.  Landeszuschläge  allein 
zur  Personaleinkommeusteuer  erhoben,  würde  weniger  Bedenken 
erregen  als  Landes-  und  Gemeindezuschläge. 

Doch  mögen  nun  die  Aenderungen  auf  diese  oder  jene  Weise 
vorgenomnien  werden,  unerlässlich  erscheint  es,  die  Steuerreform 
endlich  einmal  zur  Diskussion  zu  stellen.  Auf  dem  bisher  einge- 
schlagenen Wege:  von  der  Staatsverwaltung  heute  die  Ueberwei- 
sung  der  Verzehrungssteuer,  morgen  die  Restringierung  der  Haus- 
zinssteuer, übermorgen  eine  Entschädigung  für  die  Agenden  des 
übertragenen  Wirkungskreises  und  schliesslich  alles  zusammen  auf 
einmal  zu  verlangen,  kommen  wir  dem  Ziele  nicht  näher,  denn 
darüber  müssen  sich  denn  doch  die  beteiligten  Faktoren  klar  werden, 
dass  die  Staatsverwaltung  bei  den  eigenen  misslichen  Finanzver- 
hältnissen nur  dann  etwas  geben  kann,  wenn  man  ihr  selbst  erhöhte 
Einnahmen  ermöglicht,  und  dass  daher  bei  der  ganzen  Reform  das 
„do  ut  des“  eine  grosse  Rolle  zu  spielen  berufen  erscheint.  Man 
wird  sich  auch  nicht  darüber  täuschen  dürfen,  dass  es  sich  bei 
der  Reform  nicht  um  eine  Restringierung  der  Steuern,  sondern 
vielmehr  um  eine  gleichmässigere  Verteilung  der  Steuerlast  han- 
deln wird. 

Die  Position  der  Städte  ist  nicht  ungünstig,  wenn  auch  gegen 
zwei  Seiten  — gegen  Regierung  und  Landesvertretung  — Front 
zu  machen  sein  wird.  Bekanntlich  ist  die  Freilassung  der  Ein- 
kommensteuer von  den  Zuschlägen  gesetzlich  nur  bis  Ende  1909 
ausgesprochen.  Bis  dahin  müssen  daher  die  geltenden  Bestimmungen 
durch  neue  eisetzt  werden  und  es  wird  Sache  der  Städte  und 
ihrer  Vertreter  sein,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  neuen  Verein- 
barungen zwischen  den  Ländern  und  der  Regierung  nur  im  Ein- 
vernehmen mit  ihnen  getroffen  werden.  Unzweifelhaft  wird  die  ^ 
Regierung  die  Neuregelung  auch  dazu  benützen  wollen,  die  Ein- 
kommensteuer, die  sich  mittlerweile  eingelebt  hat,  zu  erhöhen. 
Dann  ist  der  Zeitpunkt  gekommen,  wo  das  „do  ut  des“  praktiziert 
werden  kann.  Bis  dahin  müssen  sich  aber  auch  die  Städte  hin- 
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sichtlich  dessen,  was  sie  fordern  müssen  und  fordern  dürfen,  im 
Klaren  sein. 

Beeri)  schrieb  vor  fast  einem  Vierteljahrhundert:  „Die  not- 
wendige Erhöhung  der  Staatseinnahmen  ist  jedoch  nicht  die  einzige 
Aufgabe,  deren  Erledigung  dringend  ist.  Die  Kommunalbesteuerung 
liegt  ganz  im  Argen  und  bedarf  in  dringender  Weise  der  Reform. 

Die  Zuschlagswirtschaft  ist  auf  die  Dauer  nicht  haltbar“ 

„Eine  Regelung  der  Kommunalbesteuerung  ist  allerdings  keine 
leichte  Sache,  aber  bisher  wurde  nicht  einmal  ein  Anlauf  genom- 
men, um  auch  nur  die  schreiendsten  Uebelstände  zu  beseitigen. 
Begreiflich  und  entschuldbar  bleibt  es  gewiss,  wenn  die  Staats- 
verwaltung zunächst  für  die  Befriedigung  ihres  eigenen  Bedarfes 
Sorge  zu  tragen  sucht,  aber  es  ist  zweifellos,  dass  eine  gross 
angelegte  Finanzpolitik  auch  den  Haushalt  der  Länder  und  Ge- 
meinden berücksichtigen  muss,  wenn  sie  nicht  ein  blosses  Stück- 
werk schaffen  soll.“ 

Die  Regierung  hat  sich  nicht  gescheut  im  Jahre  1896  dieses 
übrigens  gelungene  Stückwerk  zu  schaffen,  Sache  der  Stadtver- 
tretungen wird  cs  nun  sein,  dafür  zu  sorgen,  dass  dasselbe  zum 
V orteil  der  Städte  seiner  Vollendung  näher  gebracht  werde. 

1)  Beer:  „Der  Staatshaushalt  Oesterreich-Ungarns  seit  1868.“ 
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Lebenslauf. 

Verfasser,  Ferd.  Walter,  am  12.  Dez.  1818  in  Easpenau, 
Deutscliböhmcn,  geboren,  absolvierte  die  Gymnasialstudien  in  Leit- 
meritz  a.  E.,  die  in  Innsbruck  begonnenen  rechts-  und  staatswissen- 
scbaftlicben  Studien  an  der  Grazer  Universität.  In  Innsbruck 
unterzog  sieb  derselbe  der  Prüfung  aus  der  Staatsreebnungswissen- 
sebaft,  in  Graz  der  reebtsbistoriseben , Judiziellen  und  staats- 
wissenscbaftlichen  Staatsprüfung  mit  Erfolg.  Den  ihm  als  Be- 
amten der  Stadtgemeinde  Graz  für  die  Zeit  vom  1.  November 
1904  bis  30.  April  1905  bewilligten  Studienurlaub  verbrachte  er 
als  Schüler  des  Hrn.  Prof.  Gothein  in  Heidelberg. 
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